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1. Zu dem Antrag der Abg. Joachim Kößler u. a.
CDU und der Stellung nahme des Innenministe -
riums – Drucksache 15/3106
– Folgen der Schließung von Toto-Lotto-Annah-

mestellen in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Joachim Kößler u. a. CDU – Druck-
sache 15/3106 – für erledigt zu erklären.

18. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Storz Klein

B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft beriet den Antrag
Drucksache 15/3106 in seiner 32. Sitzung am 18. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags betonte, nach dem Landes-
glücksspielgesetz dürften zum 30. Juni 2013 höchstens noch 
3 300 Toto-Lotto-Annahmestellen in Baden-Württemberg betrie-
ben werden. Deshalb seien einige dieser Stellen zu schließen. Es
bestehe allerdings die Gefahr, dass eine solche Maßnahme ge -
rade die Falschen treffe. So deckten viele Kioske, kleine Einzel-
handelsgeschäfte oder Reisebüros Kosten etwa für Miete und
Heizung zum Teil, wenn nicht sogar vollständig über die Ein -
nahmen aus der Toto-Lotto-Annahmestelle. 

Daher sei darauf zu achten, dass bei der Verteilung der An -
nahmestellen regionale und strukturelle Gegebenheiten berück-
sichtigt würden. In diesem Sinn habe sich auch die Geschäftsfüh-
rerin der Staatlichen Toto-Lotto GmbH Baden-Württemberg
geäußert. Wenn Abgeordnete feststellten, dass in diesem Zusam-
menhang etwas „schieflaufe“, wäre es gut, wenn sie sich direkt
an die Gesellschaft wandten.

Ein Abgeordneter der SPD erklärte, das Land erziele über Toto-
Lotto viel Geld. Zum anderen seien Toto-Lotto-Annahmestellen
in der Tat in vielen Räumen strukturell wichtig. Durch die Ein-
nahmen aus einer Toto-Lotto-Annahmestelle könnten einige
ihren Kiosk oder ihr kleines Einzelhandelsgeschäft halten. Er
vertraue darauf, dass die Staatliche Toto-Lotto GmbH ihr Ver-
triebskonzept in diesem Sinn richtig erstellt habe, und betrachte
insofern den vorliegenden Antrag insgesamt als erledigt. 

Der Minister für Finanzen und Wirtschaft trug vor, entgegen der
ersten öffentlichen Wahrnehmung stelle sich die Situation nicht
ganz so dramatisch dar. Die Zahl von 3 300 Annahmestellen sei
auch aufgrund natürlicher Fluktuation schon jetzt erreicht wor-
den. 

Von den gestellten Neuanträgen wiederum sei noch keiner ab -
gelehnt worden. 3 136 habe man bereits genehmigt. Bei einigen
Fällen sei die Frage der räumlichen Verteilung bisher ungelöst.
Hierbei müsse die Einzelfallbegründung noch einmal betrachtet
werden. Ende April 2013 bestehe endgültig Klarheit. 

Er sagte auf Bitte des Erstunterzeichners zu, dem Ausschuss
hierüber nach dem gerade genannten Zeitpunkt schriftlich zu be-
richten.

Daraufhin fasste der Ausschuss einstimmig, wie vom Vorsitzen-
den ohne Widerspruch festgestellt, die Beschlussempfehlung an
das Plenum, den Antrag Drucksache 15/3106 insgesamt für erle-
digt zu erklären.

16. 05. 2013

Berichterstatter:

Storz

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Finanzen und Wirtschaft
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2. Zu

a) dem Antrag der Abg. Georg Wacker u. a. CDU
und der Stellungnahme des Ministeriums für
Kultus, Jugend und Sport – Drucksache 15/2052
– Qualitätskontrolle und Evaluation an Gemein-

schaftsschulen

b) dem Antrag der Abg. Georg Wacker u. a. CDU
und der Stellungnahme des Ministeriums für
Kultus, Jugend und Sport – Drucksache 15/2469
– Ist ein erfolgreiches Abitur an den Gemein-

schaftsschulen möglich?

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

die Anträge der Abg. Georg Wacker u. a. CDU – Druck-
sachen 15/2052 und 15/2469 – für erledigt zu erklären.

20. 02. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Dr. Fulst-Blei Lehmann

B e r i c h t

Der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport beriet die Anträge
Drucksachen 15/2469 und 15/2052 in seiner 19. Sitzung am 
20. Februar 2013.

Der Erstunterzeichner der beiden Anträge stellte fest, bei der Ge-
meinschaftsschule handle es sich um eine Weiterentwicklung der
Gesamtschule, da integrativer Unterricht, der das Grundelement
der Gemeinschaftsschule darstelle, in vielen Gesamtschulen
praktiziert werde. Insofern sei es keineswegs abwegig, die Bil-
dungserfolge der Gemeinschaftsschule und der Gesamtschule zu
vergleichen. 

Die Gemeinschaftsschule nehme für sich in Anspruch, alle Bil-
dungsstandards und damit auch gymnasiale Bildungsstandards
anzubieten. Daher sei es von besonderer Bedeutung, an den Ge-
meinschaftsschulen die Voraussetzungen zu schaffen, dass Schü-
lerinnen und Schüler auf den gymnasialen Abschluss vorbereitet
werden könnten. 

Vor diesem Hintergrund frage er, welche konkreten pädago -
gischen Angebote an der Gemeinschaftsschule unterbreitet 
würden, um dies sicherzustellen. Auch bitte er darzulegen, ab
welchem Schuljahr und unter welchen Bedingungen an einer Ge-
meinschaftsschule eine zweite Fremdsprache angeboten werde,
die für den gymnasialen Abschluss erforderlich sei. 

Darüber hinaus spreche er die Möglichkeit an, dass ein Schüler
von der Gemeinschaftsschule enttäuscht sei und auf ein allge-
meinbildendes Gymnasium wechseln wolle. Er frage, welche
Voraussetzungen erfüllt sein müssten, damit ein solcher Schul-
wechsel vollzogen werden könne. 

Eine Abgeordnete der Grünen zeigte sich verwundert, dass die
Gemeinschaftsschule seitens der CDU-Fraktion als eine „ge-

samtschulartige Gemeinschaftsschule“ bezeichnet werde, zumal
in der Gemeinschaftsschule keine gesamtschulartigen Unter-
richtsmethoden Anwendung fänden.

Ferner kritisiere sie die Diktion der Überschrift des Antrags
Drucksache 15/2469 „Ist ein erfolgreiches Abitur an den Ge-
meinschaftsschulen möglich?“. An den Gemeinschaftsschulen
werde derzeit noch kein Abitur angeboten. Jedoch lasse sich über
die Gemeinschaftsschule das Abitur erreichen. 

Sie halte es für bemerkenswert, dass die CDU-Fraktion offen-
sichtlich die Auffassung vertrete, dass Gemeinschaftsschullehrer
nicht in der Lage seien, Schülerinnen und Schüler auf einen gym-
nasialen Abschluss vorzubereiten. Von Real- und Werkrealschul-
lehrern sei in der Vergangenheit das Gegenteil bewiesen worden,
indem sie zahlreichen Schülerinnen und Schülern den Übergang
an ein allgemeinbildendes oder ein berufliches Gymnasium er-
möglicht hätten. 

Sicherlich könne die von allen gewünschte Durchlässigkeit des
Bildungssystems nicht allein durch die Gemeinschaftsschule er-
reicht werden. Hierbei spiele auch die anstehende Bildungsplan-
reform eine große Rolle. 

Ein Abgeordneter der SPD kritisierte das destruktive Grundinte -
resse bestimmter Fragen des Antrags Drucksache 15/2469,
wenngleich er die aufgeworfenen Fragen inhaltlich für durchaus
berechtigt halte. Diese Fragen gelte es im Zuge der Einführung
dieser neuen Schulform nach und nach abzuarbeiten. Er setze
darauf, dass die Opposition dieses hoch spannende Schulprojekt,
das zahlreiche Chancen beinhalte, konstruktiv begleite. Im Üb -
rigen könne er keine Verbindung der Konzepte der Gemein-
schaftsschule und der Gesamtschule inhaltlicher und organisato-
rischer Art feststellen. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP vertrat den Standpunkt, in der
Stellungnahme zum Antrag Drucksache 15/2469 drücke sich das
Kultusministerium um die Antwort auf die Frage, wie die Lan-
desregierung den Leistungserfolg an der Gemeinschaftsschule 
sicherstellen wolle. Während an traditionellen Schularten kon-
zeptionell klar vorgegeben sei, wie Leistung gemessen werde,
gehe die Landesregierung laut eigenen Angaben davon aus, dass
an der Gemeinschaftsschule und am allgemeinbildenden Gym -
nasium die Chancen auf ein gutes Abschneiden gleichermaßen
gegeben seien. Er könne nicht feststellen, wie gewährleistet wer-
de, dass an der Gemeinschaftsschule Leistung tatsächlich er-
bracht, gemessen und kontrolliert werde. 

Ferner frage er nach dem Stand der angekündigten Evaluation
der Gemeinschaftsschulen. Er gehe davon aus, dass die Wissen-
schaftler, die an der Konzipierung der Gemeinschaftsschule be-
teiligt gewesen seien, nicht für die Evaluation infrage kämen.

Er halte die Aussage der Landesregierung für Unfug, dass ein
Vergleich von Notendurchschnitten nur dann zulässig sei, wenn
sich die Schülergruppen am Ende der vierten Klassen nicht hin-
sichtlich sozialer Herkunft, Bildungsempfehlung und anderer
Variablen unterschieden. Wenn man die Leistung von Schülern
messen und vergleichen wolle, müsse dies unabhängig von der
Herkunft der Schüler erfolgen, weil andernfalls eine Diskriminie-
rung vorgenommen werde. 

Wie sich in der Praxis zeige, fühlten sich leistungsstarke Schüler
in heterogenen Lerngruppen gehemmt, weil diese als Streber be-
zeichnet würden. In zunehmend heterogener gestalteten Lern-

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Kultus, Jugend und Sport
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Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport

gruppen steige die Gefahr, dass leistungsstarke Schüler als Stre-
ber „in die Ecke gestellt“ würden. Er frage, wie die Landesregie-
rung dem begegnen wolle. 

Insgesamt halte er die im Antrag Drucksache 15/2469 gestellten
Fragen für geboten. Sie hätten allerdings vor der Einführung der
Gemeinschaftsschule beantwortet werden müssen. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport merkte an, offensicht-
lich habe die Opposition wieder einen Begriff mit Schmähcha-
rakter kreiert, um die Gemeinschaftsschule zu umschreiben.
Gleichzeitig würden Fakten eines völlig anderen Schulkonzepts
aus einem anderen Bundesland herangezogen, um Parallelen zur
Gemeinschaftsschule zu ziehen. Im Übrigen sei es schwierig, ei-
ne Frage, die Unsinn enthalte, geistig gehaltvoll zu beantworten.
Gleichwohl seien Fragen, die die Ausgestaltung der Gemein-
schaftsschule beträfen, selbstverständlich berechtigt. 

Er bitte, die Funktion des Lehrers an einer Gemeinschaftsschule
mit dem dahinterstehenden pädagogischen Konzept neu zu den-
ken. Die Landesregierung verfolge das Ziel, durch die Förderung
eines jeden Schülers nach seinem individuellen Leistungspoten-
zials die Zahl der Frustrationserlebnisse an Gemeinschaftsschu-
len so gering wie möglich zu halten. Insofern werde es auch we-
niger zu dem von seinem Vorredner aufgezeigten Problem kom-
men, dass leistungsschwache Schüler einen leistungsstarken
Schüler „in die Ecke“ des Strebers stellten und diesen somit
hemmten. Bei weniger Frustrationserlebnissen komme es sicher-
lich auch zu weniger Gewaltreaktionen unter Schülern. 

Die Landesregierung gehe davon aus, dass an der Gemeinschafts-
schule und am allgemein bildenden Gymnasium die Chancen auf
ein gutes Abschneiden gleichermaßen gegeben seien. Er halte die-
se Aussage für ehrlich. Da diesbezüglich noch keine Erfahrungs-
werte vorlägen, entspräche eine anderslautende Aussage nicht der
Wahrheit. Diese Aussage spiegle im Übrigen keine Hoffnung, son-
dern eine Erwartung auf der Basis von Fakten wider. 

Im Rahmen der anstehenden Bildungsplanreform werde die Lan-
desregierung inhaltlich identische Formulierungen für gymna -
siale Standards sowohl für das Gymnasium als auch für die Ge-
meinschaftsschule sicherstellen. So könne gewährleistet werden,
dass an der Gemeinschaftsschule gymnasiale Standards sowohl
personell als auch mit Blick auf die Lerninhalte angeboten wür-
den. Somit lasse sich auch ein problemloser Übergang von der
Gemeinschaftsschule auf das Gymnasium sicherstellen.

Durch das Angebot einer zweiten Fremdsprache ab der sechsten
Klasse der Gemeinschaftsschule sowie ein synchrones Vorgehen
im Bereich der Naturwissenschaften werde auch eine formal-in-
haltliche Gleichwertigkeit hergestellt. 

Vor diesem Hintergrund werde deutlich, dass es die Landesregie-
rung ernst damit meine, dass das gymnasiale Profil einer Gemein-
schaftsschule nicht nur auf dem Papier stehe, sondern auch perso-
nell und hinsichtlich der Leistungsanforderungen hinterlegt sei. 

Der Erstunterzeichner hielt an der Behauptung fest, die Gemein-
schaftsschule sei eine Weiterentwicklung der Gesamtschule, zu-
mal in den Gesamtschulen anderer Bundesländer – unabhängig
von der Bildungsempfehlung für die betreffenden Schülerinnen
und Schüler – integrativer Unterricht stattfinde. Dies sei ver-
gleichbar mit dem Konzept der Gemeinschaftsschule. Insofern
bestehe durchaus ein inhaltlicher Bezug zwischen einer Gesamt-
schule und einer Gemeinschaftsschule. 

Da sich die Landesregierung derzeit offensichtlich mit der Frage
des Übergangs und der Frage gymnasialer Standards an der Ge-

meinschaftsschule befasse, halte er es für unverantwortlich, ein
solches Bildungsangebot bereits jetzt zu etablieren. All diese
konzeptionellen Fragen hätten zuvor geklärt werden müssen. 

Darüber hinaus sei für die Mehrheit der Schüler der zumeist
zweizügigen Gemeinschaftsschulen eine Haupt- oder Werkreal-
schulempfehlung ausgesprochen worden. Eine zweite Fremd-
sprache ab Klasse 6 sei deshalb nur für eine geringe Zahl an
Schülerinnen und Schülern relevant. Eine dem gymnasialen Pro-
fil entsprechende dritte Fremdsprache komme für noch weniger
Schülerinnen und Schüler in Betracht. Sollten diese Angebote
konsequent vorgehalten werden, erfordere dies einen erheblichen
Ressourcenaufwand. Bei einer naturwissenschaftlichen Schwer-
punktsetzung zeige sich das gleiche Problem. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP wiederholte seine Frage nach
dem Stand der angekündigten Evaluation der Gemeinschafts-
schulen. 

Ein Abgeordneter der SPD machte darauf aufmerksam, die Ge-
meinschaftsschule stelle einen moderneren Ansatz dar als die
Gesamtschule. Mit der Gemeinschaftsschule werde konsequent
auf ein integratives Konzept gesetzt, während in der Gesamt-
schule an der Gliedrigkeit festgehalten werde. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport führte aus, die Lan-
desregierung befasse sich derzeit mit dem Thema „Nachfrage
nach der zweiten Fremdsprache ab Klasse 6“. Je kleiner die be-
treffende Schule sei, umso schwieriger werde sich das Angebot
gestalten. 

Ausgebildete Lehrkräfte, die nun als Lernbegleiter an einer Ge-
meinschaftsschule tätig seien, hätten lediglich einen Wandel 
ihrer Funktion mit Blick auf die pädagogische Anleitung von
Schülern erfahren. 

Die Universität Tübingen beginne derzeit mit der Evaluation der
Gemeinschaftsschulen, die sie gemeinsam mit den fünf Pädago-
gischen Hochschulen durchführen werde. Die an der Evaluierung
Beteiligten seien nicht in die Konzipierung der Gemeinschafts-
schule eingebunden gewesen. Die Landesregierung gehe davon
aus, dass durch die Evaluation Stärken, Schwächen und Poten-
ziale der Gemeinschaftsschule aufgezeigt würden. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP hielt es für bemerkenswert, dass
ein für die Evaluation maßgeblich Verantwortlicher ein Buch mit
dem Titel „Expertise Gemeinschaftsschule“ herausgegeben habe. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport erwiderte, dieses
Buch scheine im Auftrag der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft entstanden zu sein. Die Landesregierung habe den Ver-
fasser dieses Buches nicht mit der Entwicklung eines Konzepts
für die Gemeinschaftsschule beauftragt. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP entgegnete, der Verfasser dieses
Buches preise überall im Land die Gemeinschaftsschule. Inso-
fern stelle er die Objektivität der von der Landesregierung in
Auftrag gegebenen Evaluation infrage. 

Der Erstunterzeichner hielt es für geboten, im Rahmen der wis-
senschaftlichen Untersuchung der Einführung der Gemein-
schaftsschule auch einen Längsschnitt über die gesamte Bil-
dungsbiografie eines Schülers hinweg zu erstellen, um feststellen
zu können, ob der jeweilige Bildungserfolg an der Gemein-
schaftsschule tatsächlich ein Erfolg sei. Vor diesem Hintergrund
frage er nach der Dauer der wissenschaftlichen Untersuchung. In
diesem Zusammenhang werfe er außerdem die Frage auf, ob man
wirklich in der Lage sei, noch bis zur nächsten Landtagswahl, al-
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so innerhalb der kommenden drei Jahre, empirische Befunde
vorzulegen, die den Erfolg eines solchen Bildungsgangs doku-
mentieren könnten. 

Im Rahmen der PISA-Studie sei lediglich eine Querschnittana -
lyse durchgeführt worden, während der gesamte Bildungsverlauf
eines Schülers nicht untersucht worden sei. Eine wissenschaft -
liche Begleitung über die gesamte Bildungsbiografie eines
Schülers hinweg halte er jedoch für wesentlich wertvoller als ei-
ne wissenschaftliche Untersuchung auf der Basis eines bestimm-
ten Stichtags. 

Für eine sinnvolle Analyse sei es seines Erachtens darüber hin-
aus unabdingbar, den Bildungserfolg eines Schülers der Gemein-
schaftsschule mit dem Bildungserfolg von Schülern anderer
Schularten zu vergleichen. Deshalb bitte er mitzuteilen, weshalb
die Landesregierung entgegen den Gewohnheiten der empiri-
schen Bildungsforschung auf die Untersuchung von Vergleichs-
gruppen verzichtet habe. 

Ein Abgeordneter der SPD räumte ein, in der Bildungsforschung
werde fälschlicherweise oftmals keine Längsschnitt-, sondern 
eine Querschnittanalyse durchgeführt. Dies sei u. a. auf Daten-
schutzgründe zurückzuführen. Die etablierten Schularten verfüg-
ten sicherlich über eine relativ stabile Datenbasis, die einen Ver-
gleich ermögliche. 

Einen Rückblick nach drei Jahren halte er für legitim, um sich ei-
nen Überblick über die Auswirkungen der angegangenen Refor-
men zu verschaffen. Zudem sei es so möglich, eventuell vorge-
brachte Hinweise aufzugreifen und das System nachzujustieren. 

Er gehe davon aus, dass sich die Gemeinschaftsschule am Markt
behaupten werde. Entscheidend sei, inwieweit sich die Qualifika-
tionen von Absolventen einer Gemeinschaftsschule in der an -
schließenden Berufsausbildung oder der universitären Ausbil-
dung bewährten. Diesbezüglich sei er optimistisch. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport legte dar, wäre die
Studie auf fünf Jahre ausgelegt worden, hätte die Opposition si-
cherlich kritisiert, die Landesregierung drücke sich um eine Ana-
lyse des Erfolgs der Gemeinschaftsschule. Deshalb sei die wis-
senschaftliche Begleitung auf drei Jahre ausgelegt worden. Die
Landesregierung sehe im Übrigen keinen Anlass zu der Vermu-
tung, durch die Evaluation entstehe kein objektives Bild. Es wer-
de auch ein Vergleich des Leistungsniveaus der Schüler der ver-
schiedenen Schularten durchgeführt. 

Sollte die Evaluation Kritisches hervorbringen, würden die Uni-
versität Tübingen und die fünf Pädagogischen Hochschulen des
Landes dies sicherlich nicht verheimlichen. Aber auch die Lan-
desregierung sei an einem objektiven Bild der Qualität der Ge-
meinschaftsschulen interessiert. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP bat darzulegen, ob die Aussage
der Landesregierung, die Abschlussprüfungen der Gemein-
schaftsschule seien mit denen der Hauptschule, der Realschule
und des Gymnasiums identisch, so zu verstehen sei, dass 
wie beim Zentralabitur am Gymnasium alle Schüler genau die
gleichen Fragen am gleichen Tag zu bearbeiten hätten. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport bestätigte dies. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP hielt das Vorhaben der Landes-
regierung für sehr ambitioniert, mit einem zusätzlichen Betrag
von lediglich 1 Million € Fortbildungsveranstaltungen zur Be-
gleitung bildungspolitischer Schwerpunktsetzungen zu finanzie-
ren wie z. B. bezogen auf den Wegfall der verbindlichen Grund-

schulempfehlung, die Einführung der Gemeinschaftsschule, in-
klusive Bildungsangebote sowie den Modellversuch G8/G9 an
Gymnasien. 

Etwas amüsiert habe es ihn, dass Lehrerinnen und Lehrer in Ba-
den-Württemberg offensichtlich Fortbildungsbedarf im Zusam-
menhang mit G8/G9 hätten. Wenn seine Informationen zuträfen,
sei das letzte G9 im vergangenen Schuljahr ausgelaufen und sei
in diesem Schuljahr mit dem Modellversuch G9 begonnen wor-
den. Er könne sich nicht vorstellen, dass Lehrkräfte in so kurzer
Zeit so viel Wissen über G9 verlören. 

Der Erstunterzeichner erinnerte daran, empirische Bildungsfor-
schung werde in Deutschland seit gerade einmal zehn Jahren be-
trieben. Zu Beginn dieser Entwicklung hätten Längsschnittstu -
dien noch nicht im Mittelpunkt der empirischen Bildungsfor-
schung gestanden. Vielmehr seien Leistungsgruppen bezogen auf
verschiedene Alterssegmente betrachtet worden. Erst vor rund
vier Jahren seien erste Leistungsvergleiche von Schülern in un-
terschiedlichen Bundesländern angestellt worden. Diese Form
der Längsschnittuntersuchung habe einen Vergleich der Perspek-
tiven junger Menschen in Deutschland ermöglicht. 

Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen sei es naheliegend, das
Leistungsvermögen eines Schülers bezogen auf den gesamten
Bildungsverlauf in den Blick zu nehmen. Dieser Prozess sei sehr
aufwendig und kostenintensiv, gleichzeitig aber auch lohnend,
weil sich Bildungsbiografien sehr unterschiedlich entwickelten.
Diese Erfahrungen beträfen jede Schulart, also auch die Gemein-
schaftsschule. 

Insofern halte er es für dringend geboten, in den kommenden
Jahren parallel zu beobachten, welche Defizite das differenzierte
Bildungssystem mit sich bringe und welche Defizite die Gemein-
schaftsschule berge. Ein objektiver Vergleich könne also frühes -
tens nach fünf Jahren angestellt werden, wenn entsprechende
Vergleichsdaten vorlägen. In diesem Sinne bitte er die anstehen-
de Evaluation der Gemeinschaftsschulen zu ergänzen. 

Im Übrigen sei nicht davon auszugehen, dass der Kultusminister
in drei Jahren, also wenige Wochen vor der nächsten Wahl, ein
von ihm propagiertes Projekt als erfolglos bezeichnen werde. 

Eine Abgeordnete der CDU wies darauf hin, in dem Buch 
„Expertise Gemeinschaftsschule“ beschreibe der Verfasser, der
gleichzeitig maßgeblich im Auftrag der Landesregierung die
Evaluation der Gemeinschaftsschule vornehme, die Bedingungen
für eine gelingende Gemeinschaftsschule. Außerdem laufe das
Fazit des Verfassers dieses Buches darauf hinaus, dass die Kon-
kurrenz zu den Realschulen und den Gymnasien den Erfolg der
Gemeinschaftsschule behindere. Insofern könne die Landesregie-
rung kein Interesse an einem Vergleich der Gemeinschaftsschule
mit den anderen Schularten haben. Dieser von der Landesregie-
rung bestellte Gutachter der Gemeinschaftsschule werde sich im
Rahmen der von ihm durchgeführten Evaluation also sicherlich
nicht gegen die Gemeinschaftsschule wenden. In eine sinnvolle
Evaluation müssten jedoch vielmehr die vom Erstunterzeichner
aufgeworfenen Fragen einbezogen werden. 

Ein Abgeordneter der SPD hielt seiner Vorrednerin entgegen, die
von der Vorgängerregierung in Auftrag gegebenen Evaluationen
und Studien der vergangenen Jahre seien dem gleichen Vorwurf
ausgesetzt gewesen. Die nun anstehende Evaluation werde auf
wissenschaftlich fundierten Grundlagen erstellt und sich an -
schließend der wissenschaftlichen Diskussion bundesweit stellen
müssen. 
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Eine Abgeordnete der Grünen machte darauf aufmerksam, Stu -
dien der Bildungsforschung der vergangenen Jahre seien zu dem
Ergebnis gekommen, dass das gegliederte Schulsystem in Ba-
den-Württemberg nicht weiterhin erfolgreich sein werde. 

Der Erstunterzeichner warf ein, es sei bisher keine einzige Studie
benannt worden, die diese Behauptung bestätige. 

Eine Abgeordnete der Grünen legte dar, im Rahmen des Bil-
dungsmonitorings sei aufgezeigt worden, welche Nachteile das
gegliederte Bildungssystem für Baden-Württemberg habe. Stu -
dien der Hertie-Stiftung seien zu dem Ergebnis gekommen, dass
nicht die Gliedrigkeit, sondern das konkrete Geschehen in der
Schule entscheidend sei. Ferner hätten sich immer wieder inte-
grative Schulsysteme als erfolgreich dargestellt. Im Übrigen ver-
abschiedeten sich auch andere Bundesländer vom gegliederten
Schulsystem. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport stimmte dem Erst -
unterzeichner insofern zu, als dass validere Ergebnisse erzielt
werden könnten, wenn ein längerer Untersuchungszeitraum und
mehr Daten ins Auge gefasst würden. Dann könne auch eine bes-
sere Vergleichsprüfung vorgenommen werden. Insofern wolle er
den Zeitraum von zunächst drei Jahren nicht als ein „Herum-
drücken“ um bestimmte Ergebnisse, sondern als ein ambitionier-
tes Ziel verstanden wissen, bis dahin bereits einen gewissen
Nachweis führen zu können. Dabei werde auf die Vergleichbar-
keit ein großes Augenmerk gelegt. 

Er könne nicht genau sagen, in wessen Auftrag das Buch „Exper-
tise Gemeinschaftsschule“ verfasst worden sei. Möglicherweise
enthalte dieses Buch Aussagen mit politischem Gehalt. 

Der Verfasser dieses Buches sei jedoch nicht von der Landes -
regierung beauftragt worden, eine politische Stellungnahme ab-
zugeben. Vielmehr laute der Auftrag, zu überprüfen, wie die
Umsetzung des Konzepts der Gemeinschaftsschule funktioniere.
Es sei also eine Prozessprüfung und eine Leistungsbeurteilung
vorzunehmen. 

Gleichwohl könne er den Unmut darüber nachvollziehen, dass
jemand mit einer Überprüfung beauftragt werde, der schon eine
fundierte Meinung habe und möglicherweise Daten so erhebe
und auswerte, dass dies zu einem bestimmten Ergebnis führe.
Das passe auch ihm nicht. 

Mit Blick auf die Frage nach den Fortbildungsmaßnahmen im
Zusammenhang mit G8/G9 teile er mit, die neuen G-9-Modelle
setzten auf G8 auf und seien insofern nicht unbedingt mit dem
bisherigen G9 vergleichbar. 

Bei dem in Rede stehenden Betrag von 1 Million € für Fortbil-
dungsmaßnahmen handle es sich lediglich um zusätzliche Fort-
bildungsmittel. Die Landesregierung gehe davon aus, dass diese
zusätzlichen Mittel in der Phase des Aufbaus der Gemeinschaft-
schulen angemessen seien. 

Der Ausschuss beschloss als Empfehlung an das Plenum ohne
förmliche Abstimmung, die beiden Anträge für erledigt zu er-
klären.

15. 05. 2013

Berichterstatter:

Dr. Fulst-Blei

3. Zu dem Antrag der Abg. Sabine Kurtz u. a. CDU
und der Stellungnahme des Ministeriums für Kul-
tus, Jugend und Sport – Drucksache 15/2054
– Werden hochbegabte Schülerinnen und Schüler

an den Gemeinschaftsschulen vernachlässigt?

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Sabine Kurtz u. a. CDU – Druck -
sache 15/2054 – für erledigt zu erklären.

20. 02. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Poreski Lehmann

B e r i c h t

Der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport beriet den Antrag
Drucksache 15/2054 in seiner 19. Sitzung am 20. Februar 2013.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags führte aus, die vorliegende
Initiative befasse sich mit der Frage, wie dem Bedarf hochbegab-
ter Schülerinnen und Schüler an der Gemeinschaftsschule Rech-
nung getragen werden könne. Sie bitte darzulegen, an wen sich
Eltern wenden könnten, die den Eindruck hätten, ihr Kind sei
hochbegabt, in welcher Form eine Testung der Hochbegabung
vorgenommen werde und wer die Kosten hierfür trage. Ferner
frage sie, ob die Landesregierung die Auffassung vertrete, dass
die Lehrerschaft ausreichend sensibilisiert sei, um auf hochbe-
gabte Kinder eingehen zu können. 

Darüber hinaus bitte sie darzulegen, wie an Gemeinschaftsschu-
len tätige Lehrkräfte auf Kinder vorbereitet würden, die beson -
dere Potenziale mitbrächten. Sie bitte in diesem Zusammenhang
mitzuteilen, ob Fortbildungsmaßnahmen bezogen auf den Um-
gang mit Hochbegabung vorgesehen seien. Außerdem bitte sie
um Auskunft, ob die Landesregierung beabsichtige, künftig 
weitere Fortbildungsmaßnahmen anzubieten, die über die in der
Stellungnahme genannten Maßnahmen hinausgingen.

Des Weiteren bitte sie darzulegen, wie die Landesregierung zu
der Behauptung komme, Eltern hochbegabter Kinder hätten In-
teresse an der Gemeinschaftsschule. Da laut Angaben der Lan-
desregierung keine Testung hochbegabter Kinder durchgeführt
werde, halte sie diese Aussage für problematisch. 

Abschließend bitte sie mitzuteilen, wie die Landesregierung auf
Kinder mit großem Leistungspotenzial eingehen wolle. Konkret
frage sie, wie die Landesregierung einem hochbegabten Kind
gerecht werden wolle, das im ländlichen Raum als einziges
hochbegabtes Kind einer Gemeinschaftsschule unterrichtet
werde. 

Eine Abgeordnete der Grünen vertrat die Auffassung, die gewähl-
te Überschrift des vorliegenden Antrags mache wieder einmal
deutlich, dass die Opposition immer noch nicht begriffen habe,
dass sich die Schullandschaft verändert habe. Die Resonanz bei
den Gemeinschaftsschulen zeige, dass die Ergebnisse der Verän-
derung der Schullandschaft von den Eltern akzeptiert würden. Zu-
dem werde durch die individuelle Förderung an den Gemein-
schaftsschulen sichergestellt, dass jeder Schüler entsprechend sei-
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nen Potenzialen gefördert werde. Insofern seien Hochbegabte bei
den Gemeinschaftsschulen sehr gut aufgehoben. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP bat um Auskunft, inwieweit
sich die Aussage der Landesregierung quantifizieren lasse, dass
das vorhandene Interesse von Eltern hochbegabter Kinder an der
Gemeinschaftsschule ein Beleg dafür sei, dass der Leistungsbe-
reitschaft und Leistungsfähigkeit auch dieser Schülerinnen und
Schüler entsprochen werden könne. Darüber hinaus stelle er die
Frage in den Raum, ob überhaupt noch Gymnasien mit Hochbe-
gabtenzug erforderlich seien, wenn tatsächlich jede Gemein-
schaftsschule geeignet wäre, ein optimales Angebot auch für
Hochbegabte zur Verfügung zu stellen. Offensichtlich sei die
Gemeinschaftsschule eine „eierlegende Wollmilchsau“, da diese
für Lernbehinderte, Hauptschüler, Realschüler, Gymnasiasten
und Hochbegabte gleichermaßen ein optimales Angebot vorhal-
te.

Eine Abgeordnete der Grünen bat mitzuteilen, wie viele Hochbe-
gabte inklusiven Förderbedarf hätten; denn oftmals gehe eine
Hochbegabung mit Verhaltensstörungen einher. 

Ein Abgeordneter der Grünen hob hervor, in keiner anderen
Schulform lasse sich die individuelle Förderung besser gewähr-
leisten als in der Gemeinschaftsschule. So könne jeder Einzelne
entsprechend seinen Begabungen unterschiedlich schnell voran-
kommen. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport trug vor, für Eltern
von hochbegabten Kindern sei die Gemeinschaftsschule auch
deshalb von Bedeutung, weil dann der Besuch eines Internats
überflüssig sei. 

Die hochbegabten Schülerinnen und Schüler des Landes würden
gefördert durch binnendifferenzierende Maßnahmen im Unter-
richt, durch ein individualisiertes Lernen im Kindergarten, in der
Grundschule und in allen weiterführenden Schulen, durch das
Überspringen von Klassen, durch die Möglichkeit der direkten
Einschulung in der zweiten Klasse sowie durch weitere außerun-
terrichtliche Angebote. 

Es gebe keine Anhaltspunkte dafür, dass Hochbegabte mehr oder
weniger verhaltensauffällig seien als andere. Insofern liege auch
kein Datenmaterial hierüber vor. Hochbegabte Kinder seien oft-
mals unterfordert und ließen sich deshalb nur schwer in einen
herkömmlichen Klassenverband einbeziehen. Eltern von hochbe-
gabten Kindern hätten in diesem Zusammenhang zum Ausdruck
gebracht, dass sie das Konzept des individuellen Lernens und des
verstärkten Eingehens auf das individuelle Leistungsprofil als
Chance betrachteten, um ihren Kindern bessere Fördermöglich-
keiten zu eröffnen. Dieses Interesse der Eltern könne er aber
nicht quantifizieren. 

Gymnasien mit Hochbegabtenzug würden künftig sicherlich
nicht abgeschafft, zumal die Zahl der angebotenen und die Zahl
der nachgefragten Plätze nicht in einem Missverhältnis zueinan-
der stünden. Während die Zahl der Schüler eines Hochbegabten-
zugs eines Gymnasiums sicherlich beziffert werden könne, herr-
sche Unsicherheit hinsichtlich der Zahl der hochbegabten Kinder
insgesamt, weil nicht bei jedem hochbegabten Kind die Hochbe-
gabung erkannt werde. 

Die Lehrerausbildung müsse sich künftig verstärkt am indivi -
duellen Lernen orientieren. In diesem Zusammenhang sei zu ge-
währleisten, dass die sehr unterschiedlichen Potenziale der
Schüler erkannt würden und die Lehrkräfte angemessen darauf
reagieren könnten. 

Auf Frage der Erstunterzeichnerin des Antrags, inwiefern bei
Fortbildungsmaßnahmen für Lehrkräfte, die an einer Gemein-
schaftsschule tätig seien, das Thema Hochbegabung eine Rolle
spiele, antwortete der Minister, die entsprechenden Fortbildungs-
maßnahmen würden schulartübergreifend angeboten. 

Die Erstunterzeichnerin fragte nach der konkreten Bezeichnung
des betreffenden Fortbildungsmoduls. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport leg-
te dar, das Kompetenzzentrum für Hochbegabtenförderung in
Schwäbisch Gmünd biete jährlich eine entsprechende Fortbil-
dungsveranstaltung an mit dem Ziel, Lehrkräfte aller Schularten
mit Blick auf die individuelle Förderung hochbegabter Schüle-
rinnen und Schüler fortzubilden. 

Die Erstunterzeichnerin bat mitzuteilen, ob die Landesregierung
beabsichtige, bei den schulartübergreifenden Fortbildungsveran-
staltungen zum Thema Hochbegabung verstärkt den Aspekt der
Hochbegabtenförderung an der Gemeinschaftsschule zu berück-
sichtigen.

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport erwiderte, im Zusam-
menhang mit den Fortbildungsveranstaltungen für an einer Ge-
meinschaftsschule tätige Lehrkräfte sei kein gesondertes Modul
zum Thema Hochbegabung vorgesehen. Im Rahmen der Fortbil-
dung zum Lernbegleiter werde jedoch der individuellen Förde-
rung sowie der Erstellung eines Kompetenzrasters eines Schülers,
wobei ein Leistungs- und Anforderungsprofil des Schülers ange-
fertigt werde, besondere Aufmerksamkeit geschenkt. 

Die Erstunterzeichnerin wies darauf hin, ein Lehrer sei auf den
seltenen Fall vorzubereiten, dass er die Hochbegabung eines
Kindes feststellen müsse. 

Ein Abgeordneter der CDU merkte an, das Erkennen von Hoch-
begabung bilde ein relativ neues Feld. Sowohl für Lehrer als
auch für Eltern sei es schwierig festzustellen, ob ein Kind hoch-
begabt oder verhaltensauffällig sei. Dabei leiste das Kompetenz-
zentrum für Hochbegabtenförderung Unterstützung. 

Mit Blick auf den Umgang mit Hochbegabung an einer Gemein-
schaftsschule reiche die individuelle Förderung allein seines Er-
achtens nicht aus. Vielmehr müsse ein Konzept zur Förderung
Hochbegabter an der Gemeinschaftsschule vorgelegt werden. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP fragte, ob zumindest ein ein -
ziger hochbegabter Schüler einer Gemeinschaftsschule benannt
werden könne. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport entgegnete, er könne
kein hochbegabtes Kind benennen, da es hierüber keine Erhe-
bungen gebe. 

Der Ausschuss beschloss als Empfehlung an das Plenum ohne
förmliche Abstimmung, den Antrag für erledigt zu erklären.

18. 04. 2013

Berichterstatter:

Poreski
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4. Zu dem Antrag der Abg. Georg Wacker u. a. CDU
und der Stellungnahme des Ministeriums für Kul-
tus, Jugend und Sport – Drucksache 15/2763
– Unterrichtsversorgung im Ergänzungsbereich

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Georg Wacker u. a. CDU – Druck -
sache 15/2763 – für erledigt zu erklären.

20. 02. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Käppeler Lehmann

B e r i c h t

Der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport beriet den Antrag
Drucksache 15/2763 in seiner 19. Sitzung am 20. Februar 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags verwies auf die parlamentari-
sche Tradition, dass die Opposition Anträge zum Ergänzungsbe-
reich einbringe. Insofern stelle er Einigkeit mit Blick auf den
Willen fest, Angebote im Ergänzungsbereich zu gewährleisten.
Nach Informationen, die der CDU-Fraktion vorlägen, werde es
aufgrund der Lehrerzuweisung für das Schuljahr 2012/2013 al-
lerdings schwierig, Angebote im Ergänzungsbereich zu unter-
breiten. Das jeweils zuständige Schulamt habe einigen Grund-
schulen und Werkrealschulen schriftlich mitgeteilt, es sei nicht
davon auszugehen, dass Mittel für den Ergänzungsbereich zur
Verfügung stünden. 

Er bitte um Auskunft, ob der Organisationserlass noch Vorrang -
regelungen vorsehe bzw. ob die Landesregierung beabsichtige,
Prioritäten im Rahmen der Vergabe der Ergänzungsstunden vor-
zuschreiben. Darüber hinaus bitte er mitzuteilen, wie viele Res-
sourcen die Landesregierung für den Ergänzungsbereich im
Schuljahr 2012/2013 zur Verfügung gestellt habe. Ferner frage
er, welchen politischen Stellenwert die Landesregierung dem Er-
gänzungsbereich beimesse vor dem Hintergrund der demografi-
schen Rendite, die bis zum Jahr 2020 voraussichtlich insgesamt
etwa 3 300 Deputate umfassen werde. 

Eine Abgeordnete der Grünen hob die Einigkeit hervor, dass es
notwendig sei, ein Angebot außerhalb des Pflichtbereichs auf-
rechtzuerhalten. Darüber hinaus halte sie es für geboten, sich Ge-
danken zu machen, wie Angebote über den Ergänzungsbereich
hinaus an den Schulen gefestigt und konkretisiert werden könn-
ten. Dies spiele auch im Zusammenhang mit dem Ausbau der
Ganztagsschulen eine Rolle, den die Vorgängerregierung nicht
ausreichend finanziell hinterlegt habe. Im Übrigen sollten ele-
mentar wichtige Fördermöglichkeiten für Schülerinnen und
Schüler nicht im Ergänzungsbereich angesiedelt werden. 

Ein Abgeordneter der SPD merkte an, die Begründung des vor-
liegenden Antrags sei von einem destruktiven Grundtenor ge-
prägt. Beispielhaft hierfür führe er die nach Auffassung der
CDU-Fraktion überhastete und unausgegorene Haushaltspolitik
der grün-roten Landesregierung an. 

Seit Jahren lasse sich ein Rückgang der Zahl der Lehrerwochen-
stunden im Ergänzungsbereich feststellen. Durch den Wegfall

von G9 bestehe eine sehr gute Versorgung der Gymnasien im Er-
gänzungsbereich. Nach seinen eigenen Recherchen sei in einem
konkreten Fall Geografie-Unterricht, also Unterricht im Pflicht-
bereich, weggefallen, während die betreffende Lehrkraft eine
Kletter-AG angeboten habe. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP teilte mit, auch ihm seien Kla-
gen von Schulleitern zu Ohren gekommen, dass heute manches
nicht mehr möglich sei, was früher möglich gewesen sei. 

Die Zahl der Lehrerwochenstunden im Ergänzungsbereich an all-
gemein bildenden Gymnasien habe sich vom Schuljahr 2008/
2009 bis zum Schuljahr 2010/2011 erhöht. Zum Schuljahr 2011/
2012 schließlich seien auf einen Schlag mehr als 2 000 Lehrer-
wochenstunden gestrichen worden. 

Schule umfasse mehr als den Pflichtbereich. Die Bezeichnung
„Ergänzungsbereich“ lasse fälschlicherweise die Vermutung zu,
darauf könne man verzichten. Doch machten gerade die Arbeits-
gemeinschaften das Schulleben aus. Im Ergänzungsbereich
könnten Schüler, die im Pflichtbereich nicht so stark seien, zei-
gen, dass sie hervorragende Leistungen erbringen könnten. 

Die Antwort auf Frage 8 des vorliegenden Antrags mache deut-
lich, wie wichtig ein Lehrerstellenentwicklungsplan sei, den die
Fraktion der FDP/DVP schon lange fordere. Vielmehr stelle die
Landesregierung pauschal in den Raum, wie viele Lehrerstellen
künftig eingespart würden, ohne eine Aussage darüber zu tref-
fen, wie viele Lehrerstellen für ihre tiefgreifenden Reformen
notwendig seien. Er bedauere, dass die Landesregierung keine
Auskunft darüber gegeben habe, wie sie die Unterrichtsversor-
gung im Ergänzungsbereich an den Schulen im Land künftig ge-
stalten wolle.

Darüber hinaus frage er nach der Zukunft des Ergänzungsbe-
reichs. Konkret bitte er mitzuteilen, ob sich ausschließen lasse,
dass es in den nächsten Jahren zu massiven Einsparungen in die-
sem Bereich komme. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport legte dar, es sei nach
wie vor eine Vorrangregelung für die besondere Förderung und
für den Chor vorgesehen. 

Im Schuljahr 2012/2013 seien nach einer vorläufigen amtlichen
Schulstatistik im Ergänzungsbereich rund 29 000 Lehrerwochen-
stunden für Grund-, Haupt- und Werkrealschulen, 8 500 für Real-
schulen, 17 900 für allgemein bildende Gymnasien und 700 für
Gemeinschaftsschulen zur Verfügung gestellt worden. Der von
seinem Vorredner angesprochene Anstieg der Zahl der Lehrer-
wochenstunden vom Schuljahr 2008/2009 bis zum Schuljahr
2010/2011 erkläre sich durch den besonders starken Anstieg der
Bugwelle in diesem Zeitraum. 

Die Landesregierung halte den Ergänzungsbereich für wichtig.
Im Zuge des Ausbaus der Ganztagsschulen verwischten jedoch
zunehmend die Grenzen zwischen Pflicht- und Ergänzungsbe-
reich. Der Ergänzungsbereich stehe schon lange unter Druck. Die
Gründe hierfür seien herleitbar. 

Ein Abgeordneter der CDU vertrat die Auffassung, die Versor-
gung im Ergänzungsbereich sei ein deutliches Zeichen für den
Grad der Unterrichtsversorgung. Trotz der demografischen Ren-
dite sei im Jahr 2013 ein Abbau von 1 000 Lehrerstellen vorge -
sehen. Demzufolge müsse mit einem noch deutlicheren Rück-
gang im Ergänzungsbereich gerechnet werden. Im Übrigen habe
die damalige Kultusministerin zugesagt, die infolge der demo-
grafischen Rendite frei werdenden Lehrerstellen im System zu
belassen. Er bitte darzulegen, wie die Landesregierung sicher-
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stellen wolle, dass es im nächsten Schuljahr nicht zu einem deut-
lichen Rückgang im Ergänzungsbereich komme. 

Eine Abgeordnete der Grünen wies darauf hin, der Ergänzungs-
bereich ermögliche es den Schulämtern, Stunden an die Schulen
weiterzugeben, soweit die Krankheitsvertretung abgedeckt wor-
den sei. Außerdem bestehe in Baden-Württemberg nur eine rela-
tiv geringe fest installierte Krankheitsreserve, die im vergan -
genen Schuljahr ziemlich schnell verbraucht worden sei. Viele
Schulen hätten deshalb Kürzungen im Ergänzungsbereich vorge-
nommen, um Krankheitsvertretungen abdecken zu können. In die
Betrachtung des Ergänzungsbereichs müsse auch die Historie
einbezogen werden. 

Sicherlich werde der anstehende Abbau von 1 000 Lehrerstellen
nicht mit Freude angegangen. Dieser Abbau sei aufgrund der
nicht durchfinanzierten Projekte der früheren Landesregierung
jedoch unumgänglich. Hätte die Vorgängerregierung bereits mit
dem gebotenen Abbau der Lehrerstellen begonnen, wäre es mög-
lich gewesen, den Abbau nun in kleineren Schritten zu voll -
ziehen. 

Der Minister für Kultus, Jugend und Sport verwahrte sich gegen
den impliziten Vorwurf, die neue Landesregierung habe den
Rückgang der Zahl der Lehrerstellen zu verantworten. Diesen
Rückgang hätte auch die Vorgängerregierung vorangetrieben. 

Die zu erwartenden frei werdenden 3 300 Deputate würden ver-
wendet für einen Abbau des Unterrichtsdefizits an den Sonder-
schulen und den beruflichen Schulen um jeweils 100 Deputate,
für die Rückführung der Bugwelle und für die Verstetigung des
Projekts der Pädagogischen Assistenten. Diese Maßnahmen habe
die Vorgängerregierung zwar versprochen, aber nicht umgesetzt.
Insofern halte er einen Blick in die Historie für durchaus ange-
bracht.

Hinsichtlich der Krankheitsvertretungsreserve bilde Baden-Würt-
temberg das Schlusslicht im bundesweiten Vergleich. Die neue
Landesregierung gehe nun einen Aufbau der Krankheitsvertre-
tungsreserve auf das Niveau des Bundesdurchschnitts an. 

Die von der Landesregierung gemeinsam mit den Kommunen
anzugehende regionale Schulentwicklungsplanung werde dazu
beitragen, Schulstandorte im ländlichen Raum aufrechtzuerhal-
ten und den Kindern und Jugendlichen vor Ort vielfältige Bil-
dungsangebote zu unterbreiten. Gleichzeitig werde es angesichts
der stark zurückgehenden Schülerzahl sicherlich auch zu Res-
sourceneinsparungen kommen. 

Die in den nächsten Jahren zu leistenden Einsparungen würden
zum Teil durch Effizienzsteigerungen in diesem Bereich er-
bracht. Die Landesregierung werde die gebotenen Einsparungen
sicherlich nicht mit Freude vornehmen. Vielmehr werde genau
geprüft, wie sich die gegebenen Ressourcen möglichst effektiv
und effizient einsetzen ließen. 

Der Ausschuss beschloss als Empfehlung an das Plenum ohne
förmliche Abstimmung, den Antrag für erledigt zu erklären.

24. 04. 2013

Berichterstatter:

Käppeler
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5. Zu dem Antrag der Abg. Andreas Deuschle u. a.
CDU und der Stellung nahme des Ministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst – Drucksache
15/3067
– Studienorientierungsverfahren für künftige Stu-

dierende in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Andreas Deuschle u. a. CDU 
– Druck sache 15/3067 – für erledigt zu erklären.

18. 04. 2013

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Rivoir Heberer

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den
Antrag Drucksache 15/3067 in seiner 21. Sitzung am 18. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags machte deutlich, er halte den
Selbsttest zur Studienorientierung für äußerst hilfreich und emp-
fehle jedem bzw. jeder Studieninteressierten, diesen Test einmal
zu machen, um Aufschlüsse über persönliche Neigungen, Inte -
ressen und Stärken zu erhalten. 

Ein Abgeordneter der SPD hielt den Test ebenfalls für ein gutes
Instrument und fragte, ob beispielsweise Interessenten an einem
Studiengang für das Lehramt eine vertiefte Möglichkeit hätten,
herauszufinden, ob sie für eine Unterrichtstätigkeit das nötige
Rüstzeug mitbrächten. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst betonte,
der in Rede stehende Test stehe erst seit 2010 online; noch hätten
also keine Erfahrungen in der Frage gewonnen werden können,
ob etwa Abbrecherquoten hierdurch gesenkt werden könnten. Sie
sei jedoch sicher, dass dieser Test jungen Menschen helfen kön-
ne, eine bewusste Studienentscheidung zu treffen, anstatt unhin-
terfragt Wege zu gehen, die von den Eltern vorgezeichnet wor-
den seien oder von Freunden empfohlen würden. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

24. 04. 2013

Berichterstatter:

Rivoir

6. Zu dem Antrag der Abg. Andreas Deuschle u. a.
CDU und der Stellung nahme des Ministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst – Drucksache
15/3068
– Studienplatzklagen in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Andreas Deuschle u. a. CDU 
– Druck sache 15/3068 – für erledigt zu erklären.

18. 04. 2013

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Salomon Heberer

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den
Antrag Drucksache 15/3068 in seiner 21. Sitzung am 18. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags dankte für die Stellungnahme
und erklärte, wie aus den Angaben der Landesregierung hervor-
gehe, sei die Zahl der Studienplatzklagen in den letzten fünf Jah-
ren in Baden-Württemberg mit ca. 700 pro Semester eher gering
gewesen. Dabei falle auf, dass es bei diesen Klagen zum ganz
überwiegenden Teil – 80 % – um einen Studienplatz im Bereich
Human- oder Zahnmedizin gehe. 

Studienplatzklagen hätten nur wenig Aussicht auf Erfolg; ent-
sprechend hielten sich die Gerichtskosten für die beklagten Uni-
versitäten und damit für das Land in einem überschaubaren Rah-
men. 

Allerdings stelle sich seines Erachtens auch vor dem Hintergrund
des sich abzeichnenden Ärztemangels, gerade im ländlichen
Raum, die grundsätzliche Frage, ob die Zahl der Studienplätze in
den medizinischen Fächern in Baden-Württemberg ausreiche,
oder ob hier aufgestockt werden sollte. 

Was die Anwaltskosten, die den Klägern entstünden, betreffe, so
rege er an, zu prüfen, ob hierfür eine Hilfestellung über die Stu-
dierendenwerke angeboten werden könnte. 

Ein Abgeordneter der SPD erkundigte sich, ob die Hochschulen
den Klagewilligen vorab verdeutlichten, dass die Aussichten 
einer solchen Klage gegen Null gingen und es sich daher zumeist
nicht lohne, diesen Weg einzuschlagen. 

Weiter fragte er, ob zukünftig vermehrt mit Studienplatzklagen
oder gar einer Klagewelle im Masterbereich gerechnet werden
müsse. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst bestätig-
te, die Zahl der Studienplatzklagen sei in den letzten Jahren in
Baden-Württemberg mehr oder weniger konstant geblieben, und
erläuterte, da es keinen Rechtsanspruch auf einen Studienplatz
gebe, unterliege es der Freiheit des Gesetzgebers, festzulegen, im
welchem Umfang er die Ressource Studienplätze zur Verfügung
stelle. Entsprechend richteten sich die Klagen nicht etwa gegen

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft, Forschung und Kunst
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das Land, sondern jeweils ausschließlich gegen eine bestimmte
Universität; Absicht sei, diese dazu zu verpflichten, vermeint -
liche oder tatsächlich vorhandene Studienplatzkapazitäten dem
Kläger zur Verfügung zu stellen. 

Sie fügte hinzu, ein Studium in einem medizinischen Fach koste
die öffentliche Hand über 44 000 €. 

Mit Blick auf den Medizinermangel, der in den nächsten Jahren
vermutlich noch zunehmen werde, meine sie, dass es Priorität ha-
ben müsse, bereits ausgebildete Mediziner im Beruf zu halten. Vie-
le examinierte Medizinerinnen und Mediziner wanderten nämlich
in andere Tätigkeitsfelder ab, etwa in die Pharmaindus trie, oder
suchten sich eine für attraktiver gehaltene Position im Ausland. 

Weiter erklärte sie, Aussagen darüber, ob vermehrt mit Klagen
auf einen Masterstudienplatz gerechnet werden müsse, seien der-
zeit noch schwierig. Ein Rechtsanspruch für Bachelorabsolven-
ten auf einen Masterstudienplatz bestehe nicht. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

24. 04. 2013

Berichterstatter:

Salomon

7. Zu dem Antrag der Abg. Sabine Kurtz u. a. CDU
und der Stellung nahme des Ministeriums für Fi-
nanzen und Wirtschaft – Drucksache 15/3133
– Nutzung des Alten Landtags (Eduard-Pfeiffer-

Haus) in Stuttgart

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Sabine Kurtz u. a. CDU – Druck -
sache 15/3133 – für erledigt zu erklären.

18. 04. 2013

Die Berichterstatterin: Der stellv. Vorsitzende:

Heberer Deuschle

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den
Antrag Drucksache 15/3133 in seiner 21. Sitzung am 18. April 2013.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags bat in Ergänzung zur – ihres
Erachtens nicht sehr aussagekräftige – Stellungnahme des Mi nis -
teriums für Finanzen und Wirtschaft um aktuelle Informationen
bezüglich möglicher Überlegungen zur künftigen Nutzung des
Eduard-Pfeiffer-Hauses und zu den Gesprächen, die hierüber mit
der Akademie für Bildende Künste und der Akademie für dar-
stellende Kunst sowie dem Eigentümer des Gebäudes und der
Stadt Stuttgart geführt würden. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE wies darauf hin, dass
sich das Eduard-Pfeiffer-Haus in einem Wohngebiet befinde und
dessen öffentliche Nutzung somit gewissen Einschränkungen un-
terliege. Er machte deutlich, die derzeitige Nutzung durch die
Akademie für Bildende Künste und die Akademie für darstellen-
de Kunst halte er für eine gute und auch zukunftsträchtige Lö-
sung. 

Eine Abgeordnete der SPD schloss sich dieser Einschätzung
grundsätzlich an und betonte, sie begrüße ebenfalls, dass das
Eduard-Pfeiffer-Haus von jungen Künstlerinnen und Künstlern
genutzt werde. Sie könne sich allerdings durchaus vorstellen,
dass die beiden Akademien häufiger mit Veranstaltungen oder
Produktionen an die Öffentlichkeit gingen, um das Haus für in-
teressierte Bürgerinnen und Bürger stärker zu öffnen. Auch ein
Tag der offenen Tür wäre sicherlich eine interessante Option. 

Sie fügte hinzu, da das Land nicht Eigentümer des in Rede 
stehenden Gebäudes sei, fehlten dem Landtag allerdings die
Möglichkeiten einer direkteren Einflussnahme. 

Ein Mitarbeiter des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft
legte dar, für das dritte Quartal 2013 sei vorgesehen, dass die
Akademie für Bildende Künste konkrete und nachvollziehbare
Aussagen über ihren Raumbedarf mache, um so eine verlässliche
Grundlage für ein Nutzungskonzept nach 2015 – dem Zeitpunkt,
zu dem der Mietvertrag mit dem Eigentümer ende – zu schaffen.
An den hieran anzuknüpfenden Gesprächen seien auch das Mi -
nis terium für Wissenschaft, Forschung und Kunst und der Lan-
desbetrieb Vermögen und Bau sowie der Eigentümer des Ge -
bäudes, der Bau- und Wohnungsverein Stuttgart, beteiligt. Im
weiteren Verlauf würden dann Gespräche über eine mögliche
Fortsetzung des Mietverhältnisses aufgenommen. 

Was den Wunsch nach einer stärkeren öffentlichen Nutzung des
Gebäudes betreffe, so sehe er Einschränkungen durch die un -
güns tige Parkplatzsituation in der Heusteigstraße und den an-
grenzenden Straßen. Hinzu komme, dass die Nachbarschaft fast
ausschließlich aus Wohnungen bestehe und es bereits heute hin
und wieder Beschwerden von Nachbarn über eine Lärmbelästi-
gung bei Veranstaltungen im Gebäude gebe. 

Er teilte mit, zu gegebener Zeit werde die Landesregierung mit
der Stadt Stuttgart auch Gespräche darüber führen, ob und in
welcher Weise die Kleinkunstszene im Eduard-Pfeiffer-Haus 
eine weitere Spielstätte finden könnte. 

Die Erstunterzeichnerin des Antrags fasste zusammen, offenbar
nehme die Landesregierung insgesamt Abstand von früher ver-
lauteten Plänen, das Gebäude einer deutlich ausgeweiteten öf-
fentlichen Nutzung zuzuführen. 

Der Vertreter des Ministeriums betonte, die Gespräche, die an-
stünden, sollten durchaus in einer gewissen Ergebnisoffenheit
geführt werden. Aufgrund der Historie des Gebäudes wäre es 
sicher naheliegend, eine moderat erweiterte öffentliche Nutzung
vorzusehen. Die Akademie für Bildende Künste habe bereits ihre
Bereitschaft bekundet, im Fall einer Mietvertragsverlängerung
den Saal stärker öffentlich zugänglich zu machen. Auch ein
Mischsystem erscheine möglich. 

Auf eine Nachfrage der Erstunterzeichnerin des Antrags bestätig-
te er, Überlegungen, das Eduard-Pfeiffer-Haus bzw. Teile davon
zu einer Gedenkstätte mit musealem Charakter umzuwidmen,
würden derzeit nicht weiterverfolgt, zumal das Gebäude auch
nicht direkt in der Innenstadt liege. Der Eigentümer des Gebäu-
des wünsche ebenfalls keine Museumsnutzung
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Er sei gerne bereit, dem Ausschuss Ende des Jahres einen aktuel-
len Sachstandsbericht über die Ergebnisse der bis dahin geführ-
ten Gespräche zu geben. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

29. 04. 2013

Berichterstatterin:

Heberer

8. Zu dem Antrag der Abg. Dr. Dietrich Birk u. a.
CDU und der Stellung nahme des Ministeriums
für Wissenschaft, Forschung und Kunst – Druck-
sache 15/3135
– Auslastung der Studienplätze im medizinischen

Bereich

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Dr. Dietrich Birk u. a. CDU 
– Druck sache 15/3135 – für erledigt zu erklären.

18. 04. 2013

Die Berichterstatterin: Die Vorsitzende:

Haller-Haid Heberer

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den
Antrag Drucksache 15/3135 in seiner 21. Sitzung am 18. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags bat um Auskunft, wie sich die
Situation bei den Studienfächern im medizinischen Bereich in
anderen Bundesländern derzeit darstelle, und wies darauf hin, in
Baden-Württemberg habe es im Zuge des Ausbauprogramms
„Hochschule 2012“ immerhin einen moderaten Ausbau an Stu -
dienplätzen in diesen Fächern gegeben. 

Er betonte, er halte es für sehr wichtig, eine ausreichende Anzahl
von Studienplätzen in der Human- und Zahnmedizin bereitzu-
stellen, um die ärztliche Versorgung in der Zukunft sichern zu
können. Denn so wichtig es auch sei, Rahmenbedingungen, bei-
spielsweise durch ein Landarztprogramm, zu verbessern, um
möglichst viele examinierte Mediziner für eine ärztliche Tätig-
keit in Klinik oder Praxis zu gewinnen, so sei es gleichzeitig
doch unerlässlich, genügend Nachwuchs auszubilden. 

Für nicht sachdienlich hielte er es allerdings, wenn an den medi-
zinischen Fakultäten eine Trennung zwischen dem vorklinischen
und dem klinischen Bereich geschaffen würde und sich Absol-
venten des Vorklinikums separat für einen Studienplatz im klini-
schen Studienabschnitt bewerben müssten. 

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erklärte, der Ärzteman-
gel mache sich vor allem in den Kliniken sowie bei der Hausarzt-
versorgung im ländlichen Raum bemerkbar. Es sei absehbar,
dass sich diese Entwicklung aufgrund des demografischen Wan-
dels noch verstärke. Sie würde zu dieser Problematik sehr gern
weitere verlässliche und quantifizierbare Auskünfte vom Minis -
terium erhalten. 

Eine Abgeordnete der SPD fragte, auf welchen Wegen Bewerbe-
rinnen und Bewerber für einen Medizinstudienplatz zum Zuge
kommen könnten, die keine allgemeine Hochschulreife hätten.
Dabei denke sie etwa an eine OP-Schwester, die gern ein Me -
dizinstudium aufnehmen würde und hierzu naturgemäß bereits
beste fachliche Voraussetzungen mitbringe. Ihres Erachtens kön-
ne davon ausgegangen werden, dass bei Menschen, die bereits in
medizinnahen Berufen tätig seien, eine höhere Motivation vorlie-
ge, sich nach Abschluss des Studiums tatsächlich als Arzt bzw.
Ärztin – unter Umständen auch in ländlichen Regionen – zu
betätigen. Es wäre bedauerlich, wenn sich Studieninteressierte
aufgrund der hohen Eingangshürden von einem Medizinstudium
abhalten ließen.

Zudem sollten auch in den Medizinfächern verstärkt Möglichkei-
ten für ein Teilzeitstudium angeboten werden. Dies könnte vor
allem der Lebensplanung von Frauen entgegenkommen. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP hielt es für einen Widerspruch,
dass auf der einen Seite nicht alle Bewerberinnen und Bewerber
einen Medizinstudienplatz erhalten könnten, während auf der an-
deren Seite in manchen Regionen und Fachbereichen Ärzte fehl-
ten. Daher warte er gespannt darauf, welche kreativen Ideen die
Landesregierung umsetzen wolle, um hier zu Verbesserungen zu
gelangen. Seines Erachtens wäre die Problemlage leichter zu
meistern, wenn die Universitäten wieder Studiengebühren erhe-
ben könnten. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst erklärte,
im Zusammenhang mit dem Ausbauprogramm „Hochschule
2012“ sei ein moderater Ausbau der Medizinstudienplätze er-
folgt. Länder wie Nordrhein-Westfalen oder Bayern hätten dies
in ähnlichem Umfang ebenfalls getan. Die neuen Bundesländer
hätten ihre bestehenden Kapazitäten trotz sinkender Schülerzah-
len nicht zurückgefahren, um so ebenfalls ihren Beitrag für eine
gute Studienplatzversorgung bundesweit zu leisten. 

In den nächsten Jahren müsse es in Baden-Württemberg darum
gehen, gemeinsam mit dem Parlament darüber zu entscheiden,
ob und in welchem Umfang der Medizinstudienbereich weiter
ausgebaut werden solle. 

Wichtig sei tatsächlich die Frage, wie viele Medizinerinnen und
Mediziner nach Abschluss ihrer Ausbildung den Arztberuf aus-
übten und somit im System der medizinischen Versorgung zur
Verfügung stünden, anstatt in die Pharmaindustrie abzuwandern
oder sich in anderen Ländern um möglicherweise besser bezahlte
Stellen zu bewerben. 

Um mehr Medizinerinnen und Mediziner dazu zu motivieren, 
eine Praxis im ländlichen Raum zu eröffnen bzw. ihre Arbeit dort
fortzusetzen, habe das Sozialministerium bekanntlich vor einiger
Zeit ein Landärzteprogramm aufgelegt. Seit letztem Jahr seien 
15 entsprechende Anträge bewilligt worden. 

Erfreulicherweise zeigten sich gerade bei den medizinischen
Fächern nur sehr niedrige Studienabbrecherquoten. Auch die
Zahl der Approbationen nach Abschluss des Studiums sei recht
zufriedenstellend. Studien darüber, wie groß die Anteile derer
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seien, die tatsächlich langfristig in Deutschland bzw. in Baden-
Württemberg als Mediziner arbeiteten und so dem Arztberuf treu
blieben, seien aktuell aber nicht vorhanden. Auch sie hielte es
daher für wünschenswert, zu diesen Fragen aktuelle und belast-
bare Daten zu erheben. Dies könne allerdings nicht durch das
Ministerium geleistet werden, sondern bedürfe einer groß ange-
legten eigenen Studie. 

Sie plane, mit ihren Kolleginnen und Kollegen auf Bundesebene
darauf hinzuwirken, einmal in Erfahrung zu bringen, wohin die
Medizinerinnen und Mediziner nach Abschluss ihres Studiums
jeweils gingen und in welchen Bereichen sie beruflich tätig wür-
den. Daraus könnten sich auch Antworten auf die Frage ergeben,
wo angesetzt werden müsse, um die examinierten Medizinerin-
nen und Mediziner im Land zu halten und Rahmenbedingungen
zu schaffen, die sie motivierten, dem ärztlichen Beruf treu zu
bleiben. 

Die Möglichkeit, zunächst nur einen Platz im Vorklinikum anzu-
bieten und von Studierenden dann zu verlangen, sich für das Kli-
nikum erneut zu bewerben, beurteile sie ebenfalls sehr zurück-
haltend. Für die Betreffenden sei diese Situation mit großen Un-
sicherheiten verbunden. 

Für beruflich Qualifizierte ohne allgemeine Hochschulreife be-
stünden ebenfalls Möglichkeiten, einen Medizinstudienplatz zu
erhalten. Derzeit liege deren Anteil allerdings bei unter 1 %. 

Die Vertreterin der Fraktion GRÜNE brachte vor, Mediziner
fehlten zumehmend bei der allgemeinärztlichen Versorgung und
in der Palliativmedizin. Sie frage, ob und in welcher Weise die
Landespolitik dieser Entwicklung entgegensteuern könne. 

Der Vertreter der CDU-Fraktion regte an, die Auswahlverfahren
der Universitäten für Studienbewerber im Fach Humanmedizin
zukünftig stärker zu individualisieren und so zu konzipieren,
dass sich auch Bewerberinnen und Bewerber ein solches Stu -
dium zutrauten, die möglicherweise kein Einser-Abitur vorwei-
sen könnten, hinterher jedoch engagierte Arbeit in der Allge-
meinmedizin, insbesondere auch im ländlichen Raum, zu leisten
bereit wären. Die Landesregierung fordere er auf, in diesem Sin-
ne im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf die Universitäten einzu-
wirken. Wer etwa bei einem Rettungsdienst bereits erste berufs -
praktische Erfahrungen gesammelt habe, sollte seines Erachtens
hierfür einen gewichtigeren Bonus als bislang erhalten. 

Die Ministerin entgegnete, neben der Abiturnote spielten bei den
Aufnahmeverfahren auch jetzt schon weitere Faktoren eine wich -
tige Rolle. Durch die Einbeziehung praktischer Erfahrungen und
nicht zuletzt auch durch den Medizinertest hätten auch Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die kein Abitur im Einser-Bereich abgelegt
hätten, reelle Chancen auf einen Studienplatz. Baden-Württem-
berg nehme hier übrigens eine Vorreiterrolle ein. Sollten weitere
Änderungen bei den Aufnahmeverfahren angestrebt werden,
könnte dies nur in Absprache mit den anderen Bundesländern er-
folgen, da in dieser Frage staatsvertragliche Bindungen bestünden. 

Auf eine entsprechende Frage vonseiten des Vertreters der CDU-
Fraktion teilte sie mit, bezüglich des MaReCuM – die medizini-
sche Fakultät der Universität Mannheim – seien zwei Evaluatio-
nen durch den Wissenschaftsrat in Arbeit. Mit Ergebnissen wer-
de für Frühjahr 2014 gerechnet. Sie hielte es daher für ratsam, 
eine vertiefte Diskussion zu diesem Thema auf der Basis der
Empfehlungen des Wissenschaftsrats zu führen.

Der Vertreter der CDU-Fraktion bekräftigte nochmals die Auf-
forderung, über andere Auswahlinstrumente, insbesondere über

den verstärkten Einsatz von Auswahlgesprächen, nachzudenken,
um auch und gerade diejenigen jungen Menschen anzusprechen,
die später eher im Bereich Allgemeinmedizin praktizieren woll-
ten. Was den sich abzeichnenden oder bereits existierenden Ärz-
temangel im ländlichen Raum betreffe, so seien Landarztpro-
gramme zwar gut gemeint, von ihrer Wirkung her jedoch eher zu
vernachlässigen. Hier müsse seines Erachtens ein Umdenken ein-
setzen. 

Die Ministerin erwiderte, Auswahlgespräche fänden tatsächlich
an einigen Hochschulen statt, so an der Medizinischen Hoch-
schule Hannover, wo offenbar auch gute Erfahrungen mit diesem
Instrument gemacht würden. Allerdings scheuten viele Univer-
sitäten den damit verbundenen hohen Aufwand. Sie selbst ver-
schließe sich diesem Gedanken nicht; allerdings müssten ent-
sprechende Überlegungen gemeinsam mit den Universitäten und
den medizinischen Fakultäten geführt werden. Sie sei gern bereit,
hier in weitere Überlegungen und Gespräche einzutreten. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

26. 04. 2013

Berichterstatterin:

Haller-Haid
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9. Zu dem Antrag der Abg. Thomas Reusch-Frey
u. a. SPD und der Stellung nahme des Staatsminis -
teriums – Drucksache 15/2929
– Reformationstag 2017 als arbeitsfreier Feiertag

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Thomas Reusch-Frey u. a. SPD 
– Druck sache 15/2929 – für erledigt zu erklären.

25. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Dr. Goll Dr. Scheffold

B e r i c h t

Der Ständige Ausschuss beriet den Antrag Drucksache 15/2929
in seiner 21. Sitzung am 25. April 2013.

Ein Abgeordneter der Grünen äußerte, die Abgeordneten seiner
Fraktion unterstützten das Vorhaben, den Reformationstag 2017
zum arbeitsfreien Feiertag zu erklären. Er weise jedoch darauf
hin, dass der auf den Reformationstag folgende Tag in Baden-
Württemberg ohnehin gesetzlicher Feiertag sei, sodass es dann in
einer Woche zwei Feiertage gebe. Ihn interessiere in diesem Zu-
sammenhang, wie viel Geld deutschlandweit durch einen zusätz-
lichen Feiertag verloren gehe.

Weiter führte er aus, am 23. März 2013 habe in Fellbach der ers -
te „Tag der Kirchengemeinderäte“ in der Geschichte der Evange-
lischen Landeskirche in Württemberg stattgefunden. Bei dieser
Veranstaltung habe u. a. Frau Margot Käßmann eine Rede gehal-
ten und darin erklärt, die Schattenseiten Luthers sollten nicht
ausgeblendet werden. Er weise darauf hin, dass sich Luther 
als Antisemit hervorgetan habe; auch dies sollte bei der Wür -
digung Luthers durchaus erwähnt werden, zumal diese Auffas-
sung Luthers von den Nationalsozialisten dazu genutzt worden
sei, um die Judenverfolgung zu legitimieren.

Anschließend erklärte er, die ersten demokratischen Bewegun-
gen in Deutschland habe es im Jahr 1525 gegeben. Die Zwölf
Artikel, die zu den Forderungen gehört hätten, die die Bauern im
Deutschen Bauernkrieg im Jahr 1525 in Memmingen gegenüber
dem Schwäbischen Bund erhoben hätten, gälten als erster Ver-
such, die Menschenrechte zu dokumentieren. Es habe jedoch 
einen ganz erbitterten Gegner dieser Bewegung gegeben, und da-
bei habe es sich um Martin Luther gehandelt. Er verweise in die-
sem Zusammenhang auf die Schrift Luthers „Wider die räuberi-
schen und mörderischen Rotten der Bauern“. Auch dies sollte
berücksichtigt werden, wenn im Jahr 2017 des Thesenanschlags
durch Martin Luther gedacht werde.

Weiter referierte er, in Württemberg sei die Reformation am 
16. Mai 1534 angekommen. In einer Schrift sei dazu zu lesen,
dass aus einem ehemals fröhlichen Volk die Schwaben geworden
seien. Er verweise darauf, dass das, was den Schwaben derzeit
ausmache, durch eine Mischung aus Reformation und Pietismus
zustande gekommen sei.

Ein Abgeordneter der CDU warf die Frage auf, auf welchen For-
schungsergebnissen diese Behauptung beruhe.

Der Abgeordnete der Grünen merkte abschließend an, alle ge-
schilderten Aspekte sollten im Zusammenhang mit den Feierlich-
keiten zum Reformationstag im Jahr 2017 berücksichtigt werden.

Die Ministerin im Staatsministerium legte dar, angesichts dessen,
dass der Reformationstag in die Herbstferien falle, bewirke das
geplante Gesetz keinen zusätzlichen Ferientag in Baden-Würt-
temberg. Der Wirtschaft entstünden durch den zusätzlichen ar-
beitsfreien Feiertag allerdings zusätzliche Kosten; die Landes -
regierung sei jedoch der Auffassung, dass ein einmaliger zusätz-
licher Feiertag durchaus gerechtfertigt werden könne.

Anschließend stellte sie klar, bei dem vorgesehenen Feiertag
handle es sich ausdrücklich nicht um einen Martin-Luther-Ge-
denktag, sondern um den Reformationstag. Dabei richte sich die
Aufmerksamkeit weniger auf die religiösen Aspekte der Refor-
mation als vielmehr auf die Bedeutung der Reformation für die
Entwicklung in Baden-Württemberg.

Ein Abgeordneter der CDU brachte vor, er halte die Darlegungen
des Abgeordneten der Grünen für unangemessen. Am Reforma -
tionstag 2017 gehe es nicht um eine Verherrlichung Luthers oder
ein Tribunal über Luther, sondern um den 500. Jahrestag des Be-
ginns der Reformation. Die Reformation sei ein bedeutsames ge-
schichtliches Ereignis, bei dem es sich lohne, es feierlich zu be-
gehen. Es sei in keiner Weise vorgesehen, wem auch immer den
Auftrag zu erteilen, die Person Luthers zu würdigen; es werde
auch keinen Staatsakt geben. Es gehe lediglich darum, die recht-
lichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass der Reforma -
tionstag 2017 in Baden-Württemberg feierlich begangen werden
könne. Dafür, diesen Tag zu begehen, sei nicht der Staat, sondern
seien die Kirchen zuständig; er hoffe, dass dies in Gemeinsam-
keit geschehe. Seine Fraktion unterstütze den vorliegenden An-
trag.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP führte aus, es gehe in der Tat
nicht um die Person Martin Luthers, sondern um die Reforma -
tion. In seiner Fraktion habe es zwar durchaus auch kritische
Nachfragen zu dem Vorhaben, den Reformationstag 2017 als ar-
beitsfreien Feiertag vorzusehen, gegeben, er persönlich halte es
jedoch für durchaus angemessen, alle 500 Jahre den Reforma -
tionstag in Baden-Württemberg als arbeitsfreien Feiertag vorzu-
sehen.

Unter Bezugnahme auf den Wortbeitrag des Abgeordneten der
Grünen äußerte er, die bekannte Schrift „Wider die räuberischen
und mörderischen Rotten der Bauern“ habe Luther unter dem
Eindruck der Schrecken, die der Bauernkrieg gebracht habe, ver-
fasst. Er weise in diesem Zusammenhang darauf hin, dass sich
auch ursprüngliche Befürworter der Französischen Revolution
davon abgewandt hätten, als Blut geflossen sei. Er halte es im
Übrigen auch für unangemessen, den Antisemitismus ausdrück-
lich mit der Person Martin Luthers zu verknüpfen; denn Luther
sei nicht der Einzige gewesen, der sich entsprechend geäußert
habe.

Ein Abgeordneter der SPD betonte, es gehe in der Tat nicht um
die Person Luthers, sondern um die Reformation. Es sei feststell-
bar, dass die katholische Kirche und die evangelische Kirche seit
der Reformation viel friedlicher miteinander umgingen, als in
manchen Gremien zum Ausdruck komme. In dieses Bild passe

Beschlussempfehlung des Ständigen Ausschuss
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auch die Tatsache, dass der Vorsitzende des Rates der EKD den
Papst explizit zu den Feierlichkeiten zum 500. Jahrestag der Re-
formation eingeladen habe. Er halte es für richtig, dass das Land
dadurch, dass der Reformationstag 2017 ein arbeitsfreier Feiertag
werden solle, die Grundlage für die Feierlichkeiten lege.

Abschließend stellte er klar, es sei nicht Aufgabe des Landes,
sich beispielsweise mit Stellungnahmen in kircheninterne Aufar-
beitungen einzumischen. Wenn beispielsweise Frau Margot Käß-
mann dies als Theologin tue, sei dies in Ordnung; das Land sollte
davon auch wegen seiner Neutralitätspflicht jedoch Abstand neh-
men. Auch hinsichtlich Vorwürfen in Sachen Antisemitismus ra-
te er zur Vorsicht, zumal immer auch die entsprechende histo -
rische Situation berücksichtigt werden müsse. Eine pauschale
Kritik würde weder dem Problem des Antisemitismus noch der
Person Luthers gerecht.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

07. 05. 2013

Berichterstatter:

Dr. Goll
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10. Zu dem Antrag der Abg. Paul Nemeth u. a. CDU
und der Stellung nahme des Ministeriums für Um-
welt, Klima und Energiewirtschaft – Drucksache
15/2412
– Energieforschung in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Paul Nemeth u. a. CDU – Druck -
sache 15/2412 – für erledigt zu erklären.

25. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Dr. Murschel Müller

B e r i c h t

Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beriet
den Antrag Drucksache 15/2412 in seiner 13. Sitzung am 28. Feb -
ruar 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, er verfüge über
zwei unterschiedliche Versionen der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft zu dem Antrag
Drucksache 15/2412. Hierbei handle es sich zum einen um die mit
Schreiben vom 12. November 2012 übermittelte Stellung nahme,
die offensichtlich den anderen Ausschussmitgliedern nicht zuge-
gangen sei, sowie um die mit Schreiben vom 22. November 2012
zugegangene Stellungnahme, die wohl allen Ausschussmitglie-
dern zur laufenden Beratung vorliege. Festzustellen sei, dass ge-
genüber der ersten Fassung wichtige Daten und Tabellen entfernt
worden seien. Darin sei etwa aufgeführt gewesen, dass die Finan-
zierungsleistungen des Bundes und der EU an baden-württember-
gische Forschungseinrichtungen für die Energieforschung im Jahr
2012 insgesamt 256 Millionen € betragen hätten.

Aus der Tabelle 3, die in beiden Fassungen der Stellungnahme
enthalten sei, gehe hervor, dass die Gesamthöhe der Förderung
der Energieforschung durch das Land von 1,7 Millionen € im
Jahr 2011 auf 922 000 € im Jahr 2012 gesunken sei und die Ge-
samtausgaben des Landes zur Förderung der Energieforschung in
den Jahren 2009 bis 2012 rund 8 Millionen € betragen hätten.

Festzuhalten sei, dass der Bund sowohl hinsichtlich der absolu-
ten Höhe als auch im Verhältnis zum Haushaltsvolumen einen
weitaus höheren Beitrag zur Förderung des für die Energiewende
besonders wichtigen Bereichs der Energieforschung leiste als das
Land. Somit erscheine ihm die Aufgabenverteilung bei der
Wahrnehmung dieser gesamtstaatlichen Aufgabe ungleichmäßig
und ungerecht. Das Land sollte daher seine Anstrengungen ver-
stärken, um zumindest ein mit dem Bund vergleichbares Förder-
niveau, gemessen an dem Haushaltsvolumen, zu erreichen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP richtete die Bitte an das Minis -
terium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, ihm das in der
ersten Fassung der Stellungnahme enthaltene Zahlenmaterial, das
in der vorliegenden Fassung nicht mehr enthalten sei, zur Verfü-
gung zu stellen.

Ein Abgeordneter der SPD schloss sich dem Wunsch seines Vor-
redners an und fügte hinzu, aus der ihm vorliegenden Stellung -
nahme erschließe sich nicht, worin der Unterschied zwischen Ta-
belle 1 – Fördervolumen 2009 bis 2012 durch das MWK – und
Tabelle 4 – MWK-Fördervolumen universitärer Forschungs-
schwerpunkte im Wege der Projektförderung bzw. von Sonder-
maßnahmen –, in denen zum Teil gleiche Zahlen, zum Teil un-
terschiedliche Zahlen aufgeführt seien, liege. Er wäre dankbar,
wenn allen Ausschussmitgliedern die korrekte Version der Stel-
lungnahme vorgelegt werde.

Bedacht werden müsse, dass der allergrößte Teil der For-
schungsaktivitäten in Baden-Württemberg vom Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst finanziert werde. In der
Stellung nahme aufgeführt seien nur diejenigen Projekte, die den
Bereich der Energieforschung beträfen, nicht aber die aus der
allgemeinen Grundfinanzierung geförderten Maßnahmen. Zu-
dem gebe es viele außeruniversitäre Forschungseinrichtungen,
die sich schwer punkt mäßig mit dem Energiebereich befassten,
wie etwa das Fraunhofer ISE in Freiburg und das ICT in Pfinz-
tal. Diese Maßnahmen und Institute sollten in die politische Be-
wertung einbezogen werden.

Darauf geachtet werden sollte, dass bei den Themen, die als
äußerst wichtig angesehen würden, ein Schwerpunkt bei der Ver-
gabe von Forschungsaufträgen an Hochschulen und außeruniver-
sitäre Forschungseinrichtungen gelegt werde. Er verweise in die-
sem Zusammenhang auf das vom Umweltministerium neu aufge-
legte Programm mit Schwerpunkt Energieforschung.

Ein Abgeordneter der Grünen führte aus, den Äußerungen des
Erstunterzeichners entnehme er, dass dieser offensichtlich über
einen anderen Informationsstand als die übrigen Ausschussmit-
glieder verfüge. Die Grünen erwarteten, dass die entsprechenden
Informationen nachgereicht würden. Im Zuge dessen könnten
möglicherweise auch Angaben über die Höhe der tatsächlichen
Förderausgaben im Jahr 2012 nachgetragen sowie die noch nicht
näher bezeichneten Projekte und Programme konkretisiert wer-
den.

Der Ausschussvorsitzende bemerkte, auffällig sei, dass die Be-
trachtung der Forschungsförderung sehr inputorientiert sei und
vorwiegend die Höhe der eingesetzten Mittel verglichen werde.
Ihn interessiere, ob es eine geeignete Methode zum Vergleich der
durch die eingesetzten Mittel erzielten Leistung oder des Nutzens
zwischen Bundesländern oder Forschungseinrichtungen gebe. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft betonte, Beratungsgrundlage sei die am 29. November
2012 ausgegebene Stellungnahme des Ministeriums für Umwelt,
Klima und Energiewirtschaft, die dem Präsidenten des Landtags
mit Schreiben vom 22. November 2012 zugeleitet worden sei.
Bei der angesprochenen Fassung vom 12. November 2012 hand-
le es sich offensichtlich um eine Vorabversion, die sich noch in
der Abstimmung zwischen den mitzeichnenden Ressorts befun-
den habe und an der noch Änderungen vorgenommen worden
seien. 

Eine Weitergabe der angesprochenen ursprünglichen Fassung
der Stellungnahme an alle Ausschussmitglieder wäre wohl nur
mit einem geringen zusätzlichen Erkenntniswert verbunden. Of-
fensichtlich hätten sich einige der darin enthaltenen Zahlen als
nicht valide herausgestellt, weshalb sie im Zuge der Überarbei-
tung entfernt worden seien. Er versichere aber, dass seitens der

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft
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Amtsspitze keine Angaben zurückgehalten würden. Gültig sei al-
lein die Fassung, die die Unterschrift des Ministers trage.

Bei den angesprochenen Ausgaben für die Energieforschung von
rund 8 Millionen € handle es sich um das Fördervolumen des
Umweltministeriums für die Jahre 2009 bis 2012. Darüber hin-
aus werde noch über andere Ressorts Programmforschung sowie
institutionelle Förderung betrieben, die nicht ohne Weiteres ein-
zelnen Forschungsgebieten zugeordnet werden könnten, es sei
denn, es handle sich um Forschungseinrichtungen, die fast 
ausschließlich Energieforschung betrieben. Bekannt sei, dass die
Forschungsförderung deutschlandweit bestimmungsgemäß haupt -
säch lich über den Bund erfolge und die Länder sich nur zu einem
gewissen Anteil daran beteiligten. 

Der bereits zu Wort gekommene Abgeordnete der SPD merkte
an, irritierend sei, dass der Erstunterzeichner über eine nicht ab-
gestimmte Vorabversion der Stellungnahme verfüge. Die Aus-
schussmitglieder hätten ein Interesse daran, weshalb sich die dar-
in enthaltenen Zahlen als nicht valide erwiesen hätten.

Der Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und Ener -
giewirtschaft erklärte, ihn selbst habe die Vorabversion der
Stellung nahme nicht erreicht. Die Abstimmung der Stellung -
nahme erfolge über die Zentralstelle.

Ein noch nicht zu Wort gekommener Abgeordneter der Grünen
regte an, das Ministerium solle allen Ausschussmitgliedern die
betreffenden Bundesvergleichszahlen vorlegen, damit der Aus-
schuss hierüber diskutieren könne.

Der Erstunterzeichner des Antrags hob hervor, die erste Version
der Stellungnahme, die ihn erreicht habe, sei mit Schreiben vom
12. November 2012 dem Präsidenten des Landtags zugegangen
und trage die Unterschrift des Ministers für Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft. In dieser Fassung sei eine Tabelle mit Infor-
mationen aus dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst enthalten, die seine Vermutung bestätigten, dass der Bund,
auch relativ gesehen, wesentlich mehr Geld für die Forschung
und Entwicklung im Bereich der Energiewende ausgebe als das
Land. Diese Informationen, die eine wichtige politische Aussage
beinhalteten, seien aber in der Fassung vom 22. November 2012
nicht mehr enthalten, sodass die Stellungnahme zu der entschei-
denden Frage, in welcher Höhe die Europäische Union und der
Bund die Energieforschung im Land bezuschussten und wofür
diese Mittel aufgewendet würden, nur noch zwei Sätze beinhalte. 

Der Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft erklärte, sein Haus werde noch einmal aufarbeiten, wie
die angesprochenen Veränderungen zustande gekommen seien.

Der Abgeordnete der FDP/DVP bemerkte, für die Beratung im
Ausschuss sei wichtig, dass alle Fraktionen auf den gleichen
Wissensstand gebracht würden. Er bitte daher um Zusendung der
dem Erstunterzeichner vorliegenden Fassung der Stellungnahme
vom 12. November 2012 an alle Ausschussmitglieder. Das Mi -
nis terium dürfe gern in einem begleitenden Schreiben erläutern,
ob die Herausgabe dieser Fassung ein Versehen oder Fehler ge-
wesen sei.

Er beantragt, die Beratung des Antrags Drucksache 15/2412 bis
zur Vorlage der Stellungnahme des Ministeriums für Umwelt,
Klima und Energiewirtschaft in der Fassung vom 12. November
2012 zu vertagen. 

Der bereits zu Wort gekommene Vertreter des Ministeriums für
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft legte dar, ein Leistungs-
vergleich in der Forschungsförderung gestalte sich schwierig,

vor allem wenn er von den Ministerien vorgenommen werde.
Üblicherweise erfolge daher eine Bewertung der Forschung
durch die Scientific community selbst in Form von Evaluierun-
gen der einzelnen Forschungseinrichtungen. Diese Aufgabe wer-
de vom Wissenschaftsrat wahrgenommen.

Es sei schwierig, die Forschungsförderung in verschiedenen The-
men miteinander zu vergleichen. Bedacht werden müsse, dass
Forschung immer mit dem Risiko behaftet sei, dass bei einem
Projekt keine neuen Erkenntnisse gewonnen würden. Wichtig sei
eine gute Auswahl und Organisation der Forschungsprogramme.
Die Bewertung dessen sollte im Rahmen der Selbstverwaltung
der Wissenschaft erfolgen. 

Er sicherte zu, das Ministerium werde prüfen, weshalb zwei ver-
schiedene Versionen der Stellungnahme zu dem vorliegenden
Antrag das Haus verlassen hätten. Er merkte an, wenn eine vom
Minister unterschriebene Version, die offensichtlich nicht der
letzte Stand gewesen sei, herausgegeben worden sei, sei dies
wohl nur durch Nachbesserungswünsche von anderen Ressorts
zu erklären.

Ein weiterer Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft wies darauf hin, die durch das Land geleistete
Grundfinanzierung sei wesentlich höher als die Projektfinanzie-
rung. Letztere werde zum großen Teil vom Bund geleistet. 

Bedacht werden müsse, dass viele auf dem Gebiet der Energie-
forschung tätige Forschungseinrichtungen in Baden-Württem-
berg wie das KIT, das ZSW sowie Fraunhofer ICT und ISE über-
proportional von der Forschungsförderung des Bundes profitier-
ten. 

Im Vergleich zu den vom Bund insgesamt für die Energiefor-
schung bereitgestellten Fördermittel erscheine das Fördervolu-
men des Umweltministeriums auf den ersten Blick vielleicht ge-
ring. Allerdings werde die Förderung des Ministeriums spezi-
fisch auf baden-württembergische Projekte ausgerichtet. Insofern
sollte eine Bewertung nach qualitativen Gesichtspunkten erfol-
gen. In dieser Hinsicht stünden die Einrichtungen des Landes
nach Auffassung des Ministeriums relativ gut da.

Der Ausschussvorsitzende schlug zum weiteren Verfahren vor,
das Ministerium solle den Ausschussmitgliedern die ange -
sprochene erste Version der Stellungnahme zuleiten, versehen
mit einem Kommentar hinsichtlich der Validität der darin ent -
haltenen Zahlen sowie der inhaltlichen Gründe für die Ab -
weichungen zwischen den beiden bekannten Fassungen. Die wei-
tere Behandlung des Antrags Drucksache 15/2412 werde zurück-
gestellt und in der auf die Vorlage der gewünschten Informatio-
nen folgenden Sitzung fortgesetzt. 

Ein Abgeordneter der SPD legte namens der Regierungsfraktio-
nen Wert darauf, über den vom Abgeordneten der FDP/DVP ge-
stellten Geschäftsordnungsantrag formal abzustimmen.

Der Ausschuss stimmte dem Antrag des Abgeordneten der FDP/
DVP, die Beratung des Antrags Drucksache 15/2412 bis zur Vor-
lage der Stellungnahme des Ministeriums für Umwelt, Klima
und Energiewirtschaft in der Fassung vom 12. November 2012
zu vertagen, einstimmig zu. 

11. 04. 2013

Berichterstatter:

Schoch
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11. Zu dem Antrag der Abg. Thomas Marwein u. a.
GRÜNE und der Stellung nahme des Ministeri-
ums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft –
Druck sache 15/3162
– Umsetzung der Richtlinie über Industrieemis-

sionen in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Thomas Marwein u. a. GRÜNE 
– Druck sache 15/3162 – für erledigt zu erklären.

25. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Lusche Müller

B e r i c h t

Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beriet
den Antrag Drucksache 15/3162 in seiner 14. Sitzung am 
25. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags verwies auf die Antragsbe-
gründung und legte unter Bezugnahme auf Ziffer 1 der zum An-
trag ergangenen Stellungnahme dar, nach Dafürhalten seiner
Fraktion sei es gerechtfertigt, dass die Überwachung immissions-
schutz- und wasserrechtlich genehmigter Anlagen, wie geplant,
infolge der neuen EU-Rechtslage erstmalig mit einem Gebühren-
tatbestand versehen werde. Auch wenn die Industrie diese Maß-
nahme aus nachvollziehbaren Gründen kritisch beurteile, sei es
legitim, die Unternehmen bei den Kosten für die aufwendigen
Überprüfungsmaßnahmen heranzuziehen bzw. auf diesem Weg
eine Kostendeckung dieser Maßnahmen als öffentliche Leistun-
gen sicherzustellen. 

Eine Aufgabenkritik sei nach wie vor sinnvoll und wünschens-
wert. Das mit der Verwaltungsstrukturreform 2005 eingeführte
sogenannte „Zaunprinzip“ habe sich auch nach Dafürhalten der
Landesregierung offensichtlich bewährt. 

Bedauerlich finde er, dass, wie in der Stellungnahme zu Ziffer 6
des Antrags ausgeführt, sich das Spezialwissen im Zuge der Um-
strukturierungen im Rahmen der Verwaltungsstrukturreform
weiter atomisiert habe. Offenbar komme es nicht besonders häu-
fig vor, dass sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Behörden
untereinander austauschten und ihr Wissen wechselseitig zur
Verfügung stellten.

Eine Abgeordnete der CDU hielt die Belastung für die Unterneh-
men infolge der Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissio-
nen in Baden-Württemberg für erheblich und legte weiter dar,
selbstverständlich hätten alle ein Interesse daran, dass die Einhal-
tung von Umweltstandards durch sorgfältige Kontrollen lücken-
los gewährleistet werde. Die vorgesehenen Berichtspflichten und
die engen Intervalle, die dabei eingehalten werden müssten, be-
urteile er allerdings sehr skeptisch. Das Vorgehen auf EU-Ebene
bestätige einmal wieder, dass die Umsetzung einzig und allein
auf Ebene der Nationalstaaten bzw. der Bundesländer erfolgen
müsse, und zwar mit allem damit verbundenem Aufwand und
den hierdurch entstehenden Kosten. Darüber hinaus gebe es

Grund zum Zweifel, ob die neue Richtlinie tatsächlich zu spürba-
ren Verbesserungen führe. 

Namens seiner Fraktion begrüße er ausdrücklich, dass die Lan-
desregierung in der Stellungnahme zu Ziffer 3 des Antrags deut-
lich mache, dass die klare Zuständigkeitszuweisung beibehalten
werden solle. Für problematisch halte er allerdings, dass den Un-
ternehmen materielle Standards, die weder auf Ministeriums -
ebene noch auf parlamentarischem Wege definiert worden seien,
vorgegeben würden. Unter Legitimationsgrundsätzen sei das
Vorgehen nicht unproblematisch, dass Drittgremien Vorgaben
entwickelten, denen dann eine verbindliche Rechtswirkung zuge-
messen werde. Ihn interessiere daher, welche Möglichkeiten die
Landesregierung sehe, sich in den Prozess der Standardsetzung
einzubringen. 

In der Stellungnahme zu Ziffer 10 des Antrags werde der Auf-
wand für die Wirtschaft in Deutschland auf ca. 25 Millionen €
beziffert. Ihn interessiere, mit welchen Kosten die Unternehmen
in Baden-Württemberg rechnen müssten. Auch bitte er um eine
aktuelle Information dazu, wie weit die angekündigte Überarbei-
tung der Gebührenordnung fortgeschritten sei und in welche
Richtung diese Fortschreibung erfolgen solle. 

Eine Abgeordnete der SPD vertrat die Auffassung, die Eingliede-
rung der Sonderbehörden in die unteren Verwaltungsbehörden in
den Neunzigerjahren habe sich eindeutig als Fehler erwiesen. Nach
ihren Erfahrungen habe dies zu einer Abschwächung der vorhande-
nen Fachkompetenzen der dort tätigen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern und zu einem Stocken des Informationsflusses geführt.

In Bezug auf die Stellungnahme zu Ziffer 1 des Antrags fragte
sie, wie es sich erkläre, dass vonseiten der Bundesregierung die
ohnehin schon sehr strengen EU-Auflagen der IVU-Richtlinie
noch verschärft worden seien. 

Der Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft legte in
Ergänzung der Stellungnahme zu Ziffer 1 des Antrags dar, wären
die entsprechenden Pläne der Bundesregierung bzw. des BMU
realisiert worden, gäbe es in Baden-Württemberg noch viel mehr
Anlagen, die unter die Richtlinie über Industrieemissionen (IE-
Richtlinie) fielen. Derzeit sei mit einem Anstieg von 700 IVU-An-
lagen auf ca. 1 150 IE-Anlagen zu rechnen; nach den Plänen des
BMU würde diese Zahl landesweit auf nicht weniger als 8 000 An-
lagen steigen. Die Absichten auf Bundesebene zeigten ihm, dass
Fragen der Umsetzung weitgehend ausgeklammert blieben. 

Er versicherte, in intensiven Gesprächen mit den baden-württem-
bergischen Unternehmern werde nach Lösungen bezüglich der
absehbaren Mehrbelastungen gesucht. Auf Landesseite seien die
entstehenden Belastungen allerdings ebenfalls nicht unerheblich,
immerhin müssten 80 zusätzliche Stellen bei den Behörden ge-
schaffen werden, um den neuen Anforderungen Genüge tun zu
können. Eine solche Anstrengung sei gerade für einen Sparhaus-
halt nur sehr schwer zu tragen. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft erläuterte in Ergänzung der Stellungnahme zu Ziffer 1
des Antrags, die Inhalte der BVT-Merkblätter seien künftig für
die baden-württembergischen Unternehmen verbindlich; bislang
habe es sich dabei um unverbindliche Empfehlungen gehandelt.
Erarbeitet würden diese Techniken im sogenannten Sevilla-Pro-
zess. Die Mitwirkung vor Ort sei aufgrund der verpflichtenden
Wirkung dieser BVT-Merkblätter für Baden-Württemberg von
großem Interesse. Auch die Absprachen zwischen Bund und
Ländern könnten nur funktionieren, wenn hierfür ebenfalls ge -
nügend Personalressourcen zur Verfügung stünden. 
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Der Abgeordneter der Fraktion der CDU machte darauf aufmerk-
sam, dass es sich bei den geplanten Vorgaben nicht um eine Ver-
ordnung, sondern um eine Richtlinie handle, bei der naturgemäß
Handlungsspielräume blieben. 

Er bat des Weiteren um Erläuterung der Stellungnahme zu Ziffer 9
des Antrags und erklärte, dabei interessiere ihn insbesondere, ob
die Eintragung eines Unternehmens in ein Verzeichnis gemäß
Artikel 5 der Verordnung über die freiwillige Teilnahme von Or-
ganisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmana-
gement und Umweltbetriebsprüfung zu einer Erleichterung der
Handhabung führe oder im Gegenteil zu weiteren Erschwernis-
sen. 

Der Minister wies nochmals darauf hin, dass der Aufwand zu -
künftig deutlich zunehmen werde, und zwar sowohl für die Lan-
desbehörden als auch für die Unternehmen. 

Er versicherte, alle Möglichkeiten für die Unternehmen, die ge-
forderten Nachweise möglichst mit geringem Aufwand zu er-
bringen, würden unterstützt. Wenn bereits eine EMAS-Zertifizie-
rung vorliege, sollte dies anerkannt werden. 

Der Vertreter des Ministeriums ergänzte, bereits heute stünden
Systeme zur Verfügung, die in Intervallen von einem bis drei
Jahren die relevanten Daten erhöben und die Ergebnisse ent -
sprechend darstellten. In der Praxis könnte dies für manche Un-
ternehmen dazu führen, dass sie ihre Anlagen nicht etwa jedes
Jahr, sondern nur alle drei Jahre überprüfen lassen und ent -
sprechend berichten müssten. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

15. 05. 2013

Berichterstatter:

Lusche
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12. Zu dem Antrag der Abg. Werner Raab u. a. CDU
und der Stellung nahme des Ministeriums für Ver-
kehr und Infrastruktur – Druck sache 15/2698
– Fahrgastinformationssysteme: Berücksichtigung

der Interessen von Älteren und Menschen mit
Behinderung im öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV)

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Werner Raab u. a. CDU – Druck -
sache 15/2698 – für erledigt zu erklären.

14. 03. 2013

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Reusch-Frey Mielich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren beriet den Antrag Drucksache 15/2698 in seiner 
18. Sitzung am 14. März 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, die Stellung -
nahme zum vorliegenden Antrag Drucksache 15/2698 sei teil-
weise sehr kurz geraten. Die Stellungnahme des Ministeriums für
Verkehr und Infrastruktur zu Ziffer 2 des vorliegenden Antrags
entnehme er, das Land selbst sei lediglich Auftraggeberin für den
Schienenpersonennahverkehr. Auf dieser Grundlage erhalte er
keine Informationen darüber, welche Fahrgastinformationssys -
teme im Land, insbesondere im ländlichen Raum, im Einsatz 
seien. In der Stellungnahme zu Ziffer 3 des vorliegenden Antrags
werde wiederum auf die Stellungnahme zu Ziffer 2 des vorlie-
genden Antrags verwiesen, während die Stellungnahmen zu Zif-
fer 4 und 5 zusammengefasst würden. Darüber hinaus verweise
die Landesregierung in der Stellungnahme zu Ziffer 2 des vorlie-
genden Antrags auf das dritte Innovationsprogramm des Landes,
zu dem keinerlei weitere Informationen dargelegt würden. 

Er schließe daraus, dass sich die Abgeordneten daher mit den glei-
chen Anfragen mehrmals an die Landesregierung wenden müssten. 

Zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen bedürfe es auch
Fahrgastinformationssystemen, die ihren Interessen gerecht wür-
den. Entsprechend müssten Hindernisse im öffentlichen Perso-
nennahverkehr beseitigt werden. 

Er bat um schriftliche Beantwortung, welchen Zeitraum das 3.
Innovationsprogramm des Landes umfasse und wie viele Mittel
dafür bereitgestellt würden. 

Er erklärte, er hätte einer Fristverlängerung zur Einbringung der
Stellungnahme zum vorliegenden Antrag zugestimmt, wenn die
Stellungnahme entsprechend umfangreicher ausgefallen wäre.

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, er teile das Ziel, Fahr-
gastinformationssysteme behindertengerecht zu gestalten. Er be-

zweifle jedoch, dass das Ministerium für Verkehr und Infrastruk-
tur hierfür der richtige Ansprechpartner sei. Die UN-Konvention
für die Rechte von Menschen mit Behinderungen gelte für alle
politischen Ebenen und somit auch für Unternehmen, die öffent-
liche Aufträge wahrnähmen. Daher könne es hier in der Tat zu
Unübersichtlichkeiten kommen; aber das Konnexitätsprinzip
werde in der Regel nicht verletzt.

Derzeit werde ein Landesaktionsplan zur Inklusion von Men-
schen mit Behinderungen erarbeitet. Er erwarte konkrete Hand-
lungsoptionen.

Er sehe in erster Linie nicht das Land in der Pflicht, für die Kos -
ten für ein umfassendes Fahrgastinformationssystem aufzukom-
men. 

Ein Abgeordneter der SPD trug vor, alle profitierten von einem
guten Fahrgastinformationssystem. Dies gelte vor allem auch vor
dem Hintergrund des demografischen Wandels. Er gehe davon
aus, dass in diesem Bereich noch viel Potenzial liege, aber nicht
in erster Linie das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur
dafür zuständig sei. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, im Koalitionsvertrag
werde eine Änderung des Landes-Behindertengleichstellungs -
gesetzes angekündigt. Ihn interessiere, ob das Thema Fahrgastin-
formationssysteme in diese Änderung einfließe. Andernfalls
schlage er vor, das Thema aufzunehmen.

Ein Vertreter des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren legte dar, das Ministerium für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren sei bei der
Stellungnahme zum vorliegenden Antrag nur am Rande beteiligt
gewesen. 

In der Stellungnahme zu Ziffer 1 des vorliegenden Antrags wer-
de darauf hingewiesen, dass umfassende Fahrgastinformations-
systeme aufgrund der älter werdenden Bevölkerung eine immer
wichtigere Rolle spielten. Beim Ministerium für Verkehr und In-
frastruktur komme den Fahrgastinformationssystemen keine un-
tergeordnete Rolle zu. Beim Fachkongress „Mobil – aktiv – be-
teiligt. Initiativen für ein selbstbestimmtes langes Leben“ am 
6. Februar 2013 habe der Minister für Verkehr und Infrastruktur
mit der Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren erklärt, dass das Thema weiter vorangebracht wer-
den solle und hierzu ein Arbeitskreis eingesetzt werde. 

Änderungen bei den Fahrgastinformationssystemen würden nicht
in die Änderungen des Landes-Behindertengleichstellungsgeset-
zes einfließen; Änderungen bei den Fahrgastinformationssyste-
men könnten im Rahmen eines Landesaktionsplans erfolgen. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur 
legte dar, für das 3. Innovationsprogramm des Landes würden 
12 Millionen € zur Verfügung gestellt. Dieses 3. Innovationspro-
gramm habe noch die ehemalige Landesregierung aufgelegt. Mo-
dellhaft seien Techniken erarbeitet und erprobt worden, die zum
Standard werden könnten. Bei den anstehenden Ausschreibungen
im Schienenpersonennahverkehr sollten die Fahrgastinforma -
tionssysteme berücksichtigt werden. Das Landesgemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz sehe daneben vor, dass die vom Land
geförderten Maßnahmen barrierefrei sein müssten. Hierzu wür-
den auch Kontrollen durchgeführt. Außerdem stünden derzeit

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren
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Überlegungen an, wie die in dem 3. Innovationsprogramm ge-
wonnenen Maßnahmen zu Fahrgastinformationssystemen auf an-
dere Verkehrsträger ausgeweitet werden könnten. Berücksichtigt
werden dabei müsse, dass derzeit verschiedene Fahrgastinfor -
mationssysteme verwendet würden und die Kosten für die Um-
stellung auf neue Fahrgastinformationssysteme erhoben werden
müssten. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

24. 04. 2013

Berichterstatter:

Reusch-Frey

13. Zu dem Antrag der Abg. Charlotte Schneidewind-
Hartnagel u. a. GRÜNE und der Stellung nahme
des Innenministeriums – Druck sache 15/2867
– Verabreichung von K.-o.-Tropfen in Baden-

Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Charlotte Schneidewind-Hartnagel
u. a. GRÜNE – Druck sache 15/2867 – für erledigt zu er-
klären.

21. 02. 2013

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Schreiner Mielich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren beriet den Antrag Drucksache 15/2867 in seiner 
17. Sitzung am 21. Februar 2013.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags legte dar, die Zahl der Fälle,
in denen mit K.-o.-Tropfen eine perfide Körperverletzung aus-
geübt werde, steige. Die Dunkelziffer sei extrem hoch. Hinzu
komme, dass die Inhaltsstoffe nur innerhalb von 24 Stunden nach
der Einnahme im Körper nachgewiesen werden könnten. Zu-
meist würden K.-o.-Tropfen Frauen in Diskotheken verabreicht. 

Jüngst habe es einen Fall in Konstanz gegeben, bei dem jeman-
dem K.-o.-Tropfen verabreicht worden, diese Person liegengelas-
sen und anschließend erfroren sei. Hier gingen mehrere Straffälle
miteinander einher.

Sie erachte es als bestürzend, den Jugendlichen mit auf den Weg
geben zu müssen, am Abend untereinander aufzupassen, ob je-
mandem diese K.-o.-Tropfen verabreicht würden. Dieser schwer-
wiegenden Form der Gewaltanwendung müsse aber auch die Po-
litik soweit wie nur möglich entgegentreten. 

Im Vorfeld der Faschingszeit habe das Landeskriminalamt Ba-
den-Württemberg mit einer Kampagne auf die Gefahren einer
Vergiftung durch K.-o.-Tropfen hingewiesen. Dadurch würden
die betreffenden Personen für die Gefahren sensibilisiert. 

Sie begrüße die Einführung einer Gewaltambulanz in Baden-
Württemberg am Institut für Rechtsmedizin und Verkehrsme -
dizin des Universitätsklinikums Heidelberg. Die Gewaltambu-
lanz biete eine umgehende rechtsmedizinische Untersuchung der
Betroffenen an. Das Telefon sei rund um die Uhr besetzt. Sie er-
warte sich von dieser Gewaltambulanz sehr viel; solche Gewal-
tambulanzen sollten in allen Regionen Baden-Württembergs re-
gulär eingerichtet werden, da diese eine gute Anlaufstelle für Op-
fer darstellten und die Strafverfolgung ermöglichten.

Ein Abgeordneter der CDU erklärte, er stimme der Zielsetzung
seiner Vorrednerin zu. Über die Informationen in der Stellung -
nahme des Innenministeriums zum Antrag Drucksache 15/2867
hinausgehend wolle er wissen, welche Maßnahmen das Ministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Se -
nioren ergreifen könne, um die Zahl der Verabreichung von 
K.-o.-Tropfen zu minimieren. Auch interessiere ihn, ob der Ver-
kauf von K.-o.-Tropfen eingeschränkt werden könne. 

Die Probleme in Zusammenhang mit der Verabreichung von Li-
quid Ecstasy gehe in die gleiche Richtung. Er spreche sich dafür
aus, das Thema im Ausschuss nochmals zu behandeln und mög-
licherweise über eine Kampagne nachzudenken.

Eine Abgeordnete der SPD brachte vor, aus der Stellungnahme
zum vorliegenden Antrag gehe hervor, dass die Zahl der Opfer in
den vergangenen fünf Jahren konstant gestiegen sei. Außerdem
könnten viele Frauen oft nicht beweisen, dass ihnen K.-o.-Trop-
fen verabreicht worden seien. Selten komme es zu Anzeigen oder
Verurteilungen. Die Täter kämen dann straffrei davon. Dies sei
umso tragischer, als mit der Verabreichung von K.-o.-Tropfen
oft weitere Gewaltdelikte oder Sexualdelikte einhergingen. 

Die K.-o.-Tropfen seien frei verkäuflich. Um weiteren Verab -
reichungen vorzubeugen, sollten Kampagnen vor allem an den
Tatörtlichkeiten verstärkt werden. Alternative Überlegungen 
seien gefordert, beispielsweise Gläser mit Deckel. Die Diskothe-
ken könnten sich eigene Maßnahmen ausdenken. An den Schu-
len müssten die Eltern und vor allem die jungen Frauen aber
auch sensibilisiert werden. Daneben sollte der Zugang zu diesen
K.-o.-Tropfen eingeschränkt werden.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, er stimme seiner Vor-
rednerin zu, dass vor allem Maßnahmen an den Tatörtlichkeiten
ergriffen werden müssten. Präventive Maßnahmen könnten dar -
über hinaus nicht nur auf Diskotheken, sondern auch auf Wohn-
gebiete ausgeweitet werden.

Ein Vertreter des Innenministeriums führte aus, die Zahl der er-
fassten Fälle, in denen K.-o.-Tropfen verabreicht würden, sei re-
lativ gering. Es könne nicht abgewogen werden, wie hoch die
Dunkelziffer sei; durch den Mischkonsum beispielsweise von
Alkohol und K.-o.-Tropfen könnten die Betroffenen mitunter
nicht klar zuordnen, wodurch der „Filmriss“ verursacht werde. 

Wenn der Polizei die Verabreichung von K.-o.-Tropfen bekannt
werde, unterliege diese dem Strafverfolgungszwang. Die Daten
der vorstellig werdenden Person würden erfasst, und die Polizei
nehme eine Spurensicherung vor, ohne dass die betreffende Per-
son Anzeige erheben. Falls im Nachhinein doch Anzeige erstattet
werde, fehlten ansonsten sämtliche Spuren. Sexualtäter begingen
oft Mehrfachtaten und dies könne durch Anzeigen nachgewiesen
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werden. Ohne Strafverfolgung und Anzeige bestehe die Gefahr,
die Tatserie nicht unterbrechen zu können. 

Zwei Drittel der Opfer in diesen Fällen seien weiblich und ein
Drittel männlich. Diese Aussage sei aber nicht belastbar, da es
wie angesprochen eine hohe Dunkelziffer gebe.

Viele der betreffenden als K.-o.-Tropfen eingesetzten Mittel 
seien frei verkäuflich. Felgenreiniger enthalte beispielsweise teil-
weise die gleichen Wirkstoffe wie K.-o.-Tropfen. Insoweit sei es
schwierig, den Verkauf einzuschränken, und es würden vor allem
präventive Maßnahmen ergriffen wie die angeführte Kampagne
des Landeskriminalamts Baden-Württemberg. 

Auch in dem angeführten jüngsten Fall in Konstanz hinsichtlich
der Verabreichung von K.-o.-Tropfen sei Felgenreiniger einge-
setzt worden. In diesem Zusammenhang seien aber noch andere
Straftaten begangen worden.

Die potenziellen Opfer müssten in Diskotheken, Schulen oder
Gaststätten aufgeklärt werden.

Die Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren trug vor, sie sehe keine Möglichkeit, den Verkauf
von Mitteln mit Substanzen, die als K.-o.-Tropfen wirkten, zu
verbieten. Sie sehe daher auch den Schwerpunkt bei Prävention
und Aufklärung. Das Innenministerium nehme sich entsprechen-
der Präventionsprogramme an. Potenzielle Opfer müssten außer-
dem gegenseitig aufeinander aufpassen. Dafür bedürfe es einer
Aufklärung beispielsweise in den Schulen. 

Derzeit erarbeite die Landesregierung einen Aktionsplan gegen
Gewalt an Frauen, bei dem die Themen Prävention, Aufklärung
und Information eine große Rolle spielen würden.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

20. 03. 2013

Berichterstatter:

Schreiner

14. Zu dem Antrag der Abg. Jochen Haußmann u. a.
FDP/DVP und der Stellung nahme des Ministe -
riums für Arbeit und Sozialordnung, Familie,
Frauen und Senioren – Druck sache 15/2906
– Psychotherapeutische Versorgung in Baden-

Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Jochen Haußmann u. a. FDP/DVP 
– Druck sache 15/2906 – für erledigt zu erklären.

14. 03. 2013

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Hinderer Mielich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren beriet den Antrag Drucksache 15/2906 in seiner 
18. Sitzung am 14. März 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags trug vor, seit 2007 sei die
Zahl der zugelassenen und angestellten Fachärzte und Psycho-
therapeuten zwischen 15 und 22 % angestiegen. Der Stellung -
nahme zum Antrag Drucksache 15/2906 entnehme er, dass nach
Auskunft der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg
die durchschnittliche Wartezeit im ambulanten Bereich aber
noch immer drei Monate betrage. Eine gesetzliche Krankenkasse
werbe allerdings damit, sie habe Vereinbarungen geschlossen,
sodass diese Wartezeit kürzer sei. Ihn interessiere, welche Erfah-
rungen daraus gewonnen hätten werden können.

Er fragte, ob die angekündigten 70 weiteren Zulassungsmöglich-
keiten für Psychotherapeuten im ambulanten Bereich ausreichten
und ob genügend Plätze für Mutter-Kind-Behandlungen bestün-
den.

Eine Abgeordnete der CDU brachte vor, die Zahl der Plätze in
der Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie im ambu-
lanten und stationären Bereich sei in den letzten Jahren angestie-
gen. Teilweise bestünden aber noch immer lange Wartezeiten,
um einen Therapieplatz zu erhalten. Ihr sei bewusst, dass dies im
Zusammenhang mit der Organisation der Therapie und der The-
rapiedauer stehe. 

Das kinder- und jugendpsychiatrische Angebot des Universitäts-
klinikums Ulm werde nicht fortgeführt. Sie interessiere sich für
die Gründe hierfür.

Die CDU-Fraktion sehe die Landesregierung in der Pflicht, re-
gional ausgewogene Therapieangebote zu schaffen. Ihre Fraktion
warte gespannt auf das für Ende 2014 angekündigte Landes -
psychiatriegesetz. 

Die zum 1. Januar 2013 in Kraft getretene Reform der Bedarfs-
planungsrichtlinie ermögliche mehr Zulassungen für Psychothe-
rapeuten. Sie fragte, wie diese verteilt werden sollten.

Eine Abgeordnete der Grünen äußerte, nicht das erste Mal be -
stehe der Eindruck, dass statistisch eine Überversorgung und in
der Praxis eine Unterversorgung mit Kinder- und Jugendthera-
peuten bestehe. In der vergangenen Legislaturperiode habe dieser
augenscheinliche Widerspruch gelöst werden können, indem da-
von ausgegangen worden sei, dass einige kinder- und jugend -
psychiatrische Praxen nur zu einem geringen Anteil ausgelastet
gewesen seien. Diesen Punkt habe der Ausschuss bereits damals
fraktionsübergreifend angemahnt. Insofern begrüße sie eine ge-
nauere Bedarfsplanung durch die der Kassenärztlichen Vereini-
gung Baden-Württemberg. Mit einer kleinräumigeren Planung
einher gehe eine hohe Zahl von Neuzulassungen von Psychothe-
rapeuten. 

Sie lobe die Landesregierung für das angekündigte Landespsychia-
triegesetz. Schwerpunkt solle eine ambulante Versorgung der Er-
krankten darstellen. Dies gelte insbesondere für die kinder- und ju-
gendpsychotherapeutischen Angebote; es bedürfe niedrigschwelli-
ger und flexibler Hilfsangebote. 

Ein Abgeordneter der SPD stimmte den Ausführungen seiner
Vorrednerin zu und ergänzte, die Eckpunkte des angekündigten
Landespsychiatriegesetzes seien bekannt. An der Erarbeitung
dieser hätten sich alle in diesem Bereich Tätigen beteiligt. Dies
löse eine gewisse Dynamik aus, die sich auch auf die Kassenärzt-
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liche Vereinigung Baden-Württemberg übertrage. Beispielhaft
sei die Überlegung, eine kleinräumigere Bedarfsplanung vorzu-
nehmen. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren legte dar, die Wartezeit von drei
Monaten auf einen Therapieplatz habe in der Tat organisatori-
sche Gründe. Diese Wartezeit können vonseiten des Landes nicht
verkürzt werden. Die angesprochenen Facharztverträge mit einer
gesetzlichen Krankenkasse beurteile er positiv. Allerdings müsse
die Erfahrungen damit noch abgewartet werden.

Die Landesregierung begrüße die weiteren Zulassungsmöglichkei-
ten für Psychotherapeuten im Bereich der ambulanten Versorgung
und die weitere Einrichtung von Mutter-Kind-Therapieplätzen. 

Beim kinder- und jugendpsychiatrischen Angebot am Univer-
sitätsklinikum Ulm habe die Schwierigkeit bestanden, dass die
Krankenkassen auch die Kosten für die Aufnahme von Kindern
im Krankenhaus hätten übernehmen sollen. 

Die Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg sei gefor-
dert, eine flächendeckende Versorgung mit Kinder- und Jugend-
psychotherapeuten zu ermöglichen.

Die Abgeordnete der CDU regte an, eine zentrale Stelle einzu-
richten, sodass sich künftige Patienten nur einmal registrieren
müssten und somit Mehrfachanmeldungen bei Therapeuten ent-
fielen. Dadurch könne möglicherweise die Wartezeit verkürzt
werden. 

Sie sprach sich dafür aus, auch die Landesregierung solle sich
dafür einsetzen, dass die Kassenärztliche Vereinigung Baden-
Württemberg die flächendeckende Versorgung mit Kinder- und
Jugendpsychotherapeuten vorantreibe.

Ein Abgeordneter der Grünen erklärte, seit einigen Jahren be-
stünden keine kinder- und jugendpsychiatrischen Facharztstellen
mehr. 

Die Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg komme
dem Ziel, ausreichende Therapieplätze zur Verfügung zu stellen,
beispielsweise am Oberrhein nicht nach. Es bedürfe einer ge -
nügenden Zahl von Angeboten vor Ort. Die Landesregierung
sollte sich hierfür vehement einsetzen. 

Ein Abgeordneter der CDU brachte vor, während die Zahl der
Kinder in Baden-Württemberg abnehme, steige der Bedarf an
psychotherapeutischen Therapieplätzen für Kinder. Er schlug
vor, Handlungskonzepte zu entwickeln, um die Zahl der betroffe-
nen Kinder und Jugendlichen zu reduzieren. Ihn interessierten
nähere Informationen hierzu vonseiten des Ministeriums für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren.

Der Vertreter des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren erklärte, das Ministerium könne
keinen Einfluss auf die allgemeine demografische Entwicklung
nehmen; allerdings könnten weitere Maßnahmen ergriffen wer-
den. Beispielsweise fördere die Landesregierung die Schulsozial-
arbeit. Ein weiterer Ansatzpunkt sei der Zukunftsplan Jugend. In
diesem Rahmen würden neue Förderschwerpunkte gesetzt und
Fördermittel zur Verfügung gestellt. 

Er erklärte auf Nachfrage des Abgeordneten der CDU, für den
Zukunftsplan Jugend stünden 2013 1 Million € und in den fol-
genden Jahren 3 Millionen € zur Verfügung. Die Schulsozialar-
beit sei mit 15 Millionen € pro Jahr gefördert worden. Für diesen
Bereich würden mittlerweile 25 Millionen € pro Jahr aufge-
wandt.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

24. 04. 2013

Berichterstatter:

Hinderer

15. Zu dem Antrag der Abg. Jochen Haußmann u. a.
FDP/DVP und der Stellung nahme des Ministe -
riums für Arbeit und Sozialordnung, Familie,
Frauen und Senioren – Druck sache 15/2967
– Anwendung der Verlängerungsoption zur Her-

stellung des Einzelzimmerstandards gemäß
Landesheimbauverordnung (LHeimBauVO) bei
Bestands einrichtungen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Jochen Haußmann u. a. FDP/DVP 
– Druck sache 15/2967 – für erledigt zu erklären.

14. 03. 2013

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Reusch-Frey Mielich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren beriet den Antrag Drucksache 15/2967 in seiner 
18. Sitzung am 14. März 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags führte aus, die Landesheim-
bauverordnung sehe vor, dass bis 2019 in Pflegeeinrichtungen
und Einrichtungen der Hilfen für behinderte Menschen das Ein-
zelzimmer als Standard zur Unterbringung der betreffenden Per-
sonen bestehe. Die Landesheimbauverordnung sehe daneben vor,
die Übergangsfrist von zehn Jahren in Einzelfällen auf 25 Jahre
zu verlängern. Der Stellungnahme zum Antrag Drucksache
15/2967 entnehme er, dass der angesprochene Einzelzimmerstan-
dard erst zu zwei Drittel erfüllt sei. Ihn interessiere, welche Aus-
wirkungen die angesprochene Regelung in der Landesheimbau-
verordnung auf die betreffenden Einrichtungen habe. Dies be -
ziehe sich nicht nur darauf, ob bis 2019 alle Einrichtungen den
Einzelzimmerstandard umgesetzt hätten, sondern auch darauf, ob
dies kleinen Einrichtungen überhaupt möglich sei und ob Vorga-
ben zu der Größe der Zimmer baulich auch bei den Bestandsein-
richtungen realisiert werden könnte. 

Ihm lägen Zahlen vor, dass durch die Umwidmung von Doppel-
zimmern zu Einzelzimmern bis zu 19 000 Plätze weniger be -
stehen könnten. Er fragte nach der Einschätzung des Ministeri-
ums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren
dazu.
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Er erklärte, die Stellungnahme zum vorliegenden Antrag zeige
auf, dass 2011 nur noch 32 % der Pflegebedürftigen in Baden-
Württemberg in Heimen versorgt würden und somit zwei Pro-
zentpunkte weniger als noch zwei Jahre zuvor. Im selben Zeit-
raum stiege die Zahl der benötigten Plätze um 4 000 an. 

Von Betreibern entsprechende Einrichtungen wisse er, dass Fami-
lien nach Doppelzimmern für die Unterbringung von an Demenz
erkrankten Angehörigen fragten und Baden-Württemberg als ein-
ziges Bundesland den Einzelzimmerstandard einführe. Auch vor
diesem Hintergrund bitte er um eine Beurteilung des in der Lan-
desheimbauverordnung dargelegten Ziels der Landesregierung. 

Er fragte, inwieweit sich der Landespflegeausschuss bereits mit
der Umsetzung des Einzelzimmerstandards in Pflegeeinrichtun-
gen und Einrichtungen der Hilfen für behinderte Menschen be-
schäftige. Für die Einrichtungen bedürfe es der Planungssicher-
heit. Hinzu komme, dass Probleme in diesem Rahmen im länd -
lichen Raum sicherlich verstärkt aufträten.

Ein Abgeordneter der CDU brachte vor, der Beschluss, Einzel-
zimmer als Standard in den Einrichtungen in der Landesheim-
bauverordnung festzuschreiben, sei gemeinsam getragen worden.
Er erkundige sich, wie die Aussage in der Stellungnahme zum
vorliegenden Antrag zu deuten sei, wonach eine Übergangsfrist
von bis zu 25 Jahren nach Inbetriebnahme der Einrichtungen
möglich sei, wenn dieser Zeitraum für die Refinanzierung be-
triebsnotwendiger Investitionen des Pflegeheims notwendig sei.
Außerdem interessiere er sich für den Umfang von Investitionen,
wenn bis 2030 fast 130 000 Pflegebedürftige vollstationär ver-
sorgt werden müssten.

Ein Abgeordneter der Grünen erklärte, er sehe keinen Grund,
von dem Beschluss abzuweichen, dass Einzelzimmer in den Ein-
richtungen als Standard einzuführen. Eine Aufweichung der Re-
gelung könnte dazu führen, dass Einrichtungen die entsprechen-
den Investitionen zum Umbau nicht vornähmen. Die Argumente,
die die Träger der Einrichtungen vorbrächten, könne er in weiten
Teilen nicht nachvollziehen. Diese beträfen seines Erachtens nur
Einzelfälle. Entsprechend sollten Ausnahmen von der Regelung
zur Einführung des Einzelzimmerstandards stark begrenzt wer-
den. Es bedürfe einer klaren Regelung, um den Trägern der Ein-
richtungen Planungssicherheit zu gewähren. 

Ein Abgeordneter der SPD äußerte, in der Pressemitteilung der
FDP/DVP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg vom
21. Februar 2013 heiße es, in keinem anderen Bundesland gebe
es eine so strenge Pflicht, Einzelzimmer zur Verfügung zu stel-
len; warum der Staat mit Zwang hier etwas vorschreiben müsse,
erschließe sich der FDP/DVP nicht. Die bisherige Ausnahmere-
gelung, nach der eine Bestandseinrichtung bis zu 25 Jahre auch
mit Mehrbettzimmern weitergeführt werden dürfe, werde nach
Auffassung der FDP/DVP zu streng angewandt. 

In der Beratung des Antrags Drucksache 15/2823 in der 17. Sit-
zung des Ausschusses am 21. Februar 2013 habe die Ministerin
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren
geäußert, dass ihr noch kein Antrag zur Verlängerung der Über-
gangsfrist vorliege. Insofern erschlössen sich ihm die Inhalte der
vorliegenden Pressemitteilung nicht. 

Die SPD-Fraktion sei nicht erfreut über die Panikmache der
FDP/DVP in dieser Angelegenheit. Er erkundige sich, ob mittler-
weile Anträge auf Verlängerung der Frist vorlägen. Viel dring -
licher stelle sich zudem das Problem dar, dass es künftig mög -
licherweise einen Pflegefachkraftmangel gebe; hier sollten alle
Fraktionen an einem Strang ziehen. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren legte dar, der Ausschuss sei bis-
lang übereingekommen, dass einem Einzelzimmer eine höhere
Qualität zukomme als einem Doppelzimmer. Allgemein werde
nicht gewünscht, im Alter auf Dauer mit einer fremden Person in
einem Zimmer zu leben. Insofern sollte die einvernehmlich ge-
troffene Regelung in der Landesheimbauverordnung weiterhin
umgesetzt werden. 

Die Träger der Einrichtungen hätten absolute Planungssicherheit.
Die Landesheimbauverordnung regle, dass die Umstellung auf
den Einzelzimmerstandard technisch und wirtschaftlich vertret-
bar sein müsse. Dabei handle es sich um zwei unbestimmte
Rechtsbegriffe. Der Ständige Ausschuss im Landespflegeaus-
schuss erarbeite hierzu entsprechende Planungshilfen, die den
Trägern der Einrichtungen zur Verfügung gestellt würden, um
noch mehr Rechtssicherheit zu bieten. 

Derzeit lägen wenige Anträge vor, die Frist zur Umstellung auf
den Doppelzimmerstandard zu verlängern. Die Träger dieser
Einrichtungen würden auf den oben genannten Verfahrensstand
hingewiesen.

Der Erstunterzeichner des Antrags merkte an, die angeführten
Richtlinien halte er für wichtig. Vor dem Hintergrund des Weg-
falls geringerer Investitionen in Einrichtungen, immer größere
Schwierigkeiten kleinerer Einrichtungen, sich zu finanzieren,
und des erhöhten Bedarfs an Pflegeplätzen fragte er, ob die be-
stehenden Regelungen und Maßnahmen ausreichten, genügend
Pflegeplätze zur Verfügung zu stellen. 

Er erklärte, der Regelung, dass Einzelzimmer als Standard in
Pflegeeinrichtungen festzusetzen, hätte er nicht zugestimmt. Er
wolle vermieden wissen, dass 2030 zu wenig Pflegeplätze zur
Verfügung stünden. Er bitte zu prüfen, ob dies möglicherweise
der Fall sein werde.

Der Abgeordnete der CDU wies darauf hin, wenn die Landes-
heimbauverordnung zwei unbestimmte Rechtsbegriffe aufwiese,
bestehe für die Einrichtungen keine absolute Planungssicherheit.
Er bat darum, dem Ausschuss Erkenntnisse des Ständigen Aus-
schusses im Landespflegeausschuss betreffend den Einzelzim-
merstandard zur Verfügung zu stellen. 

Der Abgeordnete der SPD fragte, auf Grundlage welcher Krite -
rien Ausnahmeregelungen getroffen würden, sodass die Frist,
den Einzelzimmerstandard in Einrichtungen herzustellen, verlän-
gert werden könne. Er erkundigte sich nach näheren Informatio-
nen dazu, dass Träger von Einrichtungen betriebsbedingte Inves -
titionsaufwendungen betreffend die Umstellung von Doppel- auf
Einzelzimmer abrechnen könnten. 

Eine Abgeordnete der Grünen erläuterte, immer weniger Men-
schen wollten ihren Lebensabend in stationären Einrichtungen
verbringen. Daher werde derzeit an einem neuen Landesheimge-
setz gearbeitet. Hier setze ein Strukturwandel ein. 

Sie könne nachvollziehen, dass die Träger von Einrichtungen die
Umstellung auf den Einzelzimmerstandard mit einer gewissen
Sorge vernähmen. Allerdings werde den Trägern der Einrichtun-
gen zum einen Planungssicherheit gewährt, zum anderen müsse
es das Anliegen der Politik sein, den Anliegen der pflegebedürf-
tigen Menschen gerecht zu werden. Die gewünschte Zahl an
Plätzen in Pflegeeinrichtungen oder Einrichtungen der Hilfe für
behinderte Menschen würden natürlich bereitgestellt.

Ein weiterer Abgeordneter der CDU wollte wissen, welche Re-
gelungen betreffend die an Einrichtungen gezahlten Investitionen
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zur Umstellung auf den Einzelzimmerstandard bestünden, wenn
dieser 2019 noch nicht erreicht sei. 

Der Vertreter des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren antwortete, der Stellungnahme
zum vorliegenden Antrag Drucksache 15/2967 könne entnom-
men werden, dass derzeit in Baden-Württemberg 103 745 Plätze
in entsprechenden Einrichtungen zur Verfügung stünden. 87 970
Menschen lebten in vollstationären Versorgungsformen. Inso-
weit bestehe sozusagen ein Puffer: derzeit bestünden deutlich
mehr Plätze als pflegebedürftige Personen. 

Momentan würden viele neue Pflegeheime errichtet. Diese Ein-
richtungen wiesen alle den Einzelzimmerstandard auf. Teilweise
entstehe so vor Ort ein großer Wettbewerb. Insoweit müssten
sich die bestehenden Einrichtungen ohnehin anpassen. 

Er sagte zu, dem Ausschuss die Informationen des Ständigen
Ausschusses im Landespflegeausschuss betreffend die Maß -
gaben zu den unbestimmten Rechtsbegriffen in der Landesheim-
bauverordnung zur Verfügung zu stellen. 

Die Aufwendungen, die ein Träger von Einrichtungen zur Um-
stellung auf den Einzelzimmerstandard habe, könne auf den Pfle-
gesatz angerechnet werden. 

Ein weiterer Vertreter des Ministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Senioren erklärte, § 5 Absatz 7 der
Landesheimbauverordnung regle, dass sofern sich bei nach Lan-
desrecht geförderten Einrichtungen durch die Anpassung an die
Anforderungen dieser Verordnung förderschädliche Abweichun-
gen bezüglich der ursprünglichen Förderbedingungen ergäben,
dies in der Regel nicht zur Rückförderung von Fördermitteln
führen solle. Eine förderschädliche Abweichung stelle beispiels-
weise eine Verringerung der Zahl der Plätze durch die Umstel-
lung vom Doppelzimmer- auf den Einzelzimmerstandard dar. Er
gehe daher davon aus, dass durch die Änderung der Landesheim-
bauverordnung betreffend die Umstellung auf den Einzelzim-
merstandard keine Fördermittel rückgefordert würden. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

24. 04. 2013

Berichterstatter:

Reusch-Frey

16. Zu dem Antrag der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch
u. a. CDU und der Stellung nahme des Ministe -
riums für Arbeit und Sozialordnung, Familie,
Frauen und Senioren – Druck sache 15/2984
– Prostitution in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch u. a. CDU 
– Druck sache 15/2984 – für erledigt zu erklären.

14. 03. 2013

Die Berichterstatterin: Die Vorsitzende:

Wölfle Mielich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren beriet den Antrag Drucksache 15/2984 in seiner 
18. Sitzung am 14. März 2013.

Eine Abgeordnete der CDU führte aus, das am 1. Januar 2002 in
Kraft getretene Prostitutionsgesetz habe ihre Erwartungen nicht
erfüllt. Das im Bereich Prostitution bestehende Schattenmillieu
existiere noch immer, und viele Personen nähmen nicht die durch
das Gesetz geschaffenen Möglichkeiten im Sinne des Sozialver-
sicherungsrechts in Anspruch. Insbesondere in Stuttgart bestehe
auch die sogenannte Armutsprostitution. Änderungen im Strafge-
setzbuch hätten aus polizeilicher Sicht die Bekämpfung der
Zwangsprostitution erschwert. Die Ministerin für Arbeit und So-
zialordnung, Familie, Frauen und Senioren fordere eine gewerbe-
rechtliche Anmeldepflicht bzw. -möglichkeit für Bordelle. Sie
(die Rednerin) wollte wissen, wie und auf welche Weise dies er-
folgen solle. 

Eine Abgeordnete der Grünen brachte vor, Ziel des Prostitutions-
gesetzes sei es nie gewesen, alle Probleme rund um das Thema
Prostitution zu lösen. Vielmehr habe das Prostitutionsgesetz das
Ziel verfolgt, Prostitution nicht mehr als sittenwidrig einzustufen
und den Prostituierten somit Rechte einzuräumen. Dadurch, dass
Prostitution als illegal gegolten habe, habe nicht die Möglichkeit
bestanden, die Arbeitsbedingungen der Betreffenden zu verbes-
sern. Sie setze sich weiterhin auch auf Bundesebene dafür ein,
dass Prostitution unter menschenwürdigen Bedingungen aus-
geübt werde. Eine Repression und Kriminalisierung von Prosti-
tuierten lehne ihre Fraktion ab. 

Die kriminellen Vorfälle im Zusammenhang mit Prostitution und
der Anstieg der Zahl der Prostituierten sei ein anderes, nicht un-
mittelbar mit dem Prostitutionsgesetz verbundenes Problem. 

Das Prostitutionsgesetz habe eine gute Absicht verfolgt. Die da-
mit verfolgten Ziele hätten umgesetzt werden können. Die Pros -
tituierten hätten allerdings viele der weitergehenden Möglichkei-
ten des Gesetzes nicht genutzt. 

Zehn Jahre nach in Kraft treten des Prostitutionsgesetzes könne
sie feststellen, dass es kaum zu Klagen bzw. Anzeigen durch
Prostituierte komme. Anders als erhofft würden viele Prostituier-
te auch nicht vom Sozialversicherungsrecht Gebrauch machen.
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Um Menschenhandel oder Zwangsprostitution zu verhindern,
müsse auf ganz anderer Ebene angesetzt werden. Hier bedürfe es
Anpassungen im Bau-, Wohnungs- und Gewerberecht. Beispiels-
weise könnte Prostitution als Gewerbe akzeptiert werden, wo-
durch die Polizei andere Zugriffsmöglichkeiten erhalte, Kontrol-
len durchzuführen. Dies hätte auch Einfluss auf die Arbeitsbe-
dingungen vor Ort. Bislang bestünden nur begrenzte Zugriffs-
möglichkeiten und Kontrollmöglichkeiten. Hier müssten be -
stehende Rechtsgrundlagen erweitert werden. 

Eine Abgeordnete der SPD erklärte, mit dem Prostitutionsgesetz
sollte die Rechtsposition von Prostituierten gestärkt werden. Zehn
Jahre nach in Kraft treten des Gesetzes müsse festgestellt werden,
dass vieles nicht wie gewünscht habe umgesetzt werden können.
Beispielsweise seien die wenigsten Prostituierten krankenver -
sichert. Zwar hätten Prostituierte jetzt auch die Möglichkeit, 
Hartz IV zu beziehen und den Anspruch auf Bezahlung, aber die
Prostituierten äußerten, dass sich darüber hinaus im großen und
ganzen ihre Position in den letzten Jahren nicht verbessert habe.
Der Bundestag habe bereits über Schwachstellen des Prostitu -
tionsgesetzes diskutiert. Zu ihrem Bedauern lehne es die FDP/
DVP auf Bundesebene ab, dass Prostitution als Gewerbe gelten
solle. Sie halte es hingegen für wichtig, dass die Möglichkeit be-
stehe, die Standards der Arbeitsbedingungen zu prüfen. 

Menschenhandel und Zwangsprostitution hätten zugenommen,
seitdem Bulgarien und Rumänien Mitglied der Europäischen
Union beigetreten seien.

Innerhalb der Europäischen Union bestünden verschiedene Re-
gelungen, wie mit Prostitution umgegangen werde. In den Nie-
derlanden werde Prostitution legislativ wie jede andere wirt-
schaftliche Erwerbstätigkeit angesehen. In Schweden hingegen
werde Prostitution als eine Form von Gewalt gegen Frauen ein-
gestuft und würden damit die Freier bestraft. Sie halte die Umset-
zung des schwedischen Modells in Deutschland für sehr schwie-
rig. Daher würde sie sich dafür einsetzen, im Bereich der Prosti-
tution ähnliche Regelungen wie in den Niederlanden zu treffen.
Sie halte es für dringend notwendig, dass auf Bundesebene ange-
setzt werde, die Situation von Prostituierten zu verbessern.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP merkte an, in Anbetracht von
bestehendem Menschenhandel halte er es auch für zielführender,
Regelungen wie in den Niederlanden im Bereich der Prostitution
vorzunehmen. Dies müsse jedoch geprüft werden. 

Der Stellungnahme zum vorliegenden Antrag entnehme er, dass
es insgesamt eines breiteren Ansatzes zur Reglementierung der
Prostitution bedürfe. Er bitte um nähere Auskünfte dazu, was ge-
nau damit gemeint sei. 

Die Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren legte dar, das Prostitutionsgesetz habe zehn Jahre
nach in Kraft treten seine Ziele nur zum Teil erreicht. Dies gelte
für Deutschland genauso wie für Baden-Württemberg. Die Lan-
desregierung sei daher der Auffassung, dass es eines breiteren
Ansatzes, insbesondere zur Bekämpfung von Menschenhandel,
Zwangsprostitution und Minderjährigenprostitution bedürfe. Oft
würden Prostituierte in Klubs arbeiten, teilweise würden diese
auch zwangsprostituiert. Oft fehlten aber die gesetzlichen Mög-
lichkeiten, um dies nachzuweisen. Gewerberechtliche Kontroll-
befugnisse müssten ausgeweitet werden, um eine Möglichkeit zu
haben, die Prostituierten zu schützen. Damit sollte auch kriminel-
len Begleiterscheinungen vorgebeugt werden.

Baden-Württemberg habe bereits unter der vorherigen Landesre-
gierung eine entsprechende Bundesratsinitiative eingebracht. Die

Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend habe
hierzu eine Anhörung veranstaltet. Das Bundesministerium der
Justiz habe sich als einziges Ressort der in der Bundesratsinitia -
tive geforderten Reglementierung verschlossen; nach dem Bun-
desministerium für Justiz stelle Prostitution eine persönliche
Betätigung dar, weshalb gewerberechtliche Mechanismen nicht
angewandt werden könnten. Insbesondere vor dem Hintergrund
der Entwicklung im Bereich der Prostitution halte sie es jedoch
für notwendig, im Gewerberecht Tatbestände zu schaffen, die es
ermöglichten, die Prostituierten zu schützen. 

Deutschland habe ähnliche Regelungen bezüglich der Prostitu -
tion wie die Niederlande. Probleme stellen jedoch dar, dass viele
Frauen illegal arbeiteten und die Mechanismen, die dazu führten,
diese Tätigkeit aufzunehmen. Auch hier sei die Schaffung ge-
werberechtlicher Maßnahmen gefordert.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

24. 03. 2013

Berichterstatterin:

Wölfle

17. Zu dem Antrag der Abg. Stefan Teufel u. a. CDU
und der Stellung nahme des Ministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst – Druck -
sache 15/3108
– Ärzteausbildung in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Stefan Teufel u. a. CDU – Druck -
sache 15/3108 – für erledigt zu erklären.

18. 04. 2013

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Wahl Mielich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren beriet den Antrag Drucksache 15/3108 in seiner 
19. Sitzung am 18. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags führte aus, die Versorgung
mit Ärzten in den einzelnen Stadt- und Landkreisen stehe vor 
einer großen Herausforderung. Eine Vielzahl der Ärzte nicht nur
im ländlichen Raum sei mittlerweile über 60 Jahre alt. Viele da-
von hätten große Schwierigkeiten, Nachfolger für ihre Praxen zu
gewinnen. 

Aus der Stellungnahme zum Antrag Drucksache 15/3108 gehe
hervor, dass 42 726 Bewerber den 8 989 bundesweit verfügbaren
Studienanfängerplätzen für Medizin im Wintersemester 2012/
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2013 gegenüberstünden. Die Landesregierung überlege daher
derzeit, einen weiteren Lehrstuhl für Allgemeinmedizin einzu-
richten. Seine Fraktion begrüße dies ebenso wie die Fortsetzung
des Landärzteprogramms. 

Ihn interessiere, welche Handlungsempfehlungen die Ministerin
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren aus
dem vorliegenden Antrag ableite.

Eine Abgeordnete der Grünen erklärte, die Zahl der Plätze für
Studienanfänger im Bereich Humanmedizin sollte nicht aufge-
stockt werden. Sie begrüße das Auswahlverfahren der baden-
württembergischen Universitäten zur Vergabe von Studienplät-
zen. In diesen Auswahlverfahren werde berücksichtigt, dass die
Abiturnote nicht unbedingt Rückschlüsse auf die Eignung für
den Beruf des Mediziners zulasse. 

Sie könne nicht die Auffassung der Landesregierung teilen, dass
sehr viel für die Allgemeinmedizin an den Hochschulen getan
werde. Ansätze wie die Einrichtung des Kompetenzzentrums
Allgemeinmedizin, das an der Universität Heidelberg angesiedelt
sei, halte sie für sinnvoll, doch dies decke nicht den Mangel ab,
dass es an anderen Universitäten lediglich Teilprofessuren für
Allgemeinmedizin gebe. Sie spreche sich für Vollprofessuren
aus, um dadurch das Fach Allgemeinmedizin aufzuwerten. Ein
Landärzteprogramm nutze wenig, wenn nicht genügend Allge-
meinmediziner ausgebildet würden. 

Derzeit würden bereits gute weitergehende Maßnahmen ergriffen
wie die Änderung der Approbationsordnung. Diese Änderung 
sehe u. a. ein zweiwöchiges Blockpraktikum im Bereich Allge-
meinmedizin vor. Hierbei wolle sie anmerken, dass sie diesen
Zeitraum für deutlich zu kurz halte, da dadurch angehende Medi-
ziner keinen umfassenden Eindruck über den Beruf des Allge-
meinmediziners bzw. eine Praxis erlangten. 

Sie appelliere für eine stärkere Verankerung der Allgemeinmedi-
zin im Studium. Um alles weitere müsse sich anschließend das
Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und
Senioren kümmern. Änderungen beträfen aber ebenso die Selbst-
verwaltung im Bereich Medizin. Studierende der Medizin sollten
Lust bekommen, Allgemeinmediziner zu werden und dabei un-
terstützt werden. Der jetzige Trend hin zur Facharztausbildung
müsse gestoppt werden. 

Ein Abgeordneter der SPD brachte vor, die in der Allgemeinme-
dizin bestehenden Probleme seien nicht durch eine Änderung der
Anzahl der Studierenden oder der Zulassungsbedingungen für
ein Studium zu lösen. Es bestehe kein Mangel an ausgebildeten
Ärzten, sondern ein Mangel in der Ausbildung. Aus Umfragen
innerhalb der Studierenden wisse er, dass sich nicht unbedingt
die Ambitioniertesten für den Bereich Allgemeinmedizin ent-
schieden. Hinzu komme, dass Allgemeinmediziner in der Regel
nicht viele Jahre in Krankenhäusern arbeiten wollten, um dann
genügend Geld für eine eigene Praxis verdient zu haben. Somit
bestehe ein strukturelles Dilemma. 

Seine Fraktion begrüße das Landärzteprogramm und die Stär-
kung der Lehre im Bereich Medizin. Allerdings gehe er davon
aus, dass der Mangel an Hausärzten noch viele Jahre bestehen
werde.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP entgegnete, es gebe auch ambi-
tionierte Allgemeinmediziner. Im Übrigen interessierten sich vie-
le Abiturienten für ein Medizinstudium. Seine Fraktion begrüße
das Landärzteprogramm und hier die Bewilligung von 15 Förder-
anträgen. Vor dem Hintergrund des Mangels an Hausärzten in-

teressiere ihn, ob die Zahl der Studienplätze künftig ausreiche,
um eine Versorgung, insbesondere im ländlichen Raum, mit ent-
sprechenden Ärzten sicherzustellen. Möglicherweise müsse die
Zahl der Studienplätze erhöht werden, um für die Mediziner auch
eine bessere Work-life-Balance zu ermöglichen. 

Der Stellungnahme zum vorliegenden Antrag entnehme er, dass
an der Universität Tübingen die Einrichtung eines Instituts für
Allgemeinmedizin geplant werde. Dazu solle eine W-3-Professur
ausgeschrieben werden. Ihn interessiere, bis wann die Ausschrei-
bung laufe. 

Die Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren legte dar, wenn zukünftige Ärzte zur Sicherstellung
der hausärztlichen Versorgung gewonnen werden sollten, müsse
das Fach Allgemeinmedizin innerhalb des Medizinstudiums ge-
stärkt werden. Aus diesem Grund sei auch die ärztliche Approba-
tionsordnung geändert worden. Einige Änderungen gingen ihr
aber nicht weit genug. 

Bereits im vergangenen Jahr seien in einer Bundesratsinitiative
Maßnahmen zur Stärkung der Allgemeinmedizin gefordert wor-
den. Um mehr Allgemeinmediziner zu gewinnen, müsste der Be-
reich der Allgemeinmedizin im Übrigen auch im Studium ge-
stärkt werden. Wichtiger als die Zahl der zur Verfügung stehen-
den Studienanfängerplätze für Medizin sei, dass sich mehr Me -
dizinstudenten für die Allgemeinmedizin entschieden. Um die
Attraktivität des Berufs Allgemeinmediziner zu steigern, müss -
ten beispielsweise Regiopraxen gefördert werden. Dadurch
könnten die vorhandenen Potenziale ausgeschöpft werden. 

Sie gehe davon aus, dass die Aufhebung von Zulassungsbe-
schränkungen betreffend die Niederlassung von Ärzten dazu füh-
re, dass die Landesregierung bei der Sicherstellung der Versor-
gung mit Landärzten im ländlichen Raum ein gutes Stück weiter-
komme.

Eine Vertreterin des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung
und Kunst erläuterte, an die Universität Tübingen werde ein All-
gemeinmediziner berufen. Relativ schwer sei es gewesen, ge -
nügend Bewerber zu gewinnen. Durch diese Professur werde Ba-
den-Württemberg bei der Ausbildung von Allgemeinmedizin
breiter aufgestellt.

Das Fach Allgemeinmedizin biete jungen Medizinstudenten 
wenig Attraktivität mit Blick auf die Forschung. Mit dem an -
gesprochenen neuen Lehrstuhl solle auch die Verbundforschung
einen Anschub erhalten. Auch die Verbund Weiterbildung könne
dadurch gestärkt werden.

Das an der Universität Heidelberg angesiedelte Kompetenzzen-
trum Allgemeinmedizin sei 2007 vom Wissenschaftsministerium
initiiert worden. Das Land habe dies mit 3 Millionen € gefördert. 

Das Land habe insgesamt bereits viel getan, um den Stellenwert
der Allgemeinmedizin zu heben. Es bestünden verschiedene In-
stitute und Abteilungen für Allgemeinmedizin in Baden-Würt-
temberg. In den letzten Jahren sei sehr viel getan worden, die
Ausbildung für angehende Allgemeinmediziner attraktiver zu ge-
stalten.

Wie bereits angesprochen, sei ein zweiwöchiges Blockpraktikum
in die ärztliche Approbationsordnung aufgenommen worden. Sie
wolle aber darauf hinweisen, dass es hierbei schwierig gewesen
sei, die dafür nötige Zahl an Lehrpraxen zu rekrutieren. Insoweit
bedürfe es hier einer gewissen Geduld; auch die entsprechende
Zahl an niedergelassenen Ärzten müsse dafür gewonnen werden,
dass Studierende dort ein Praktikum durchführen dürften. 
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Eine Abgeordnete der CDU merkte an, sie begrüße die Verbund-
weiterbildung, die von jungen Ärzten zunehmend angenommen
werde. Die Allgemeinmedizin habe aber noch immer ein Image-
problem. Es bedürfe begeisterter Vorreiter und den Ausbau der
Forschung in diesem Bereich. Auch die Ärzteschaft müsse sich
damit auseinandersetzen. Der ganzheitliche Ansatz sollte ge-
stärkt werden.

Vermehrt entschieden sich weibliche Studenten der Humanmedi-
zin für die Allgemeinmedizin, da dieser Bereich eher Arbeitsmo-
delle wie Job-Sharing ermögliche. Darauf könne die Gesellschaft
aufbauen. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

28. 05. 2013

Berichterstatter:

Wahl

18. Zu dem Antrag der Abg. Wilfried Klenk u. a.
CDU und der Stellung nahme des Ministeriums
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren – Druck sache 15/3132
– Gesundheitsstrategie der Landesregierung

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Wilfried Klenk u. a. CDU – Druck -
sache 15/3132 – für erledigt zu erklären.

18. 04. 2013

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Hinderer Mielich

B e r i c h t

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren beriet den Antrag Drucksache 15/3132 in seiner 
19. Sitzung am 18. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags führte aus, im Rahmen einer
Gesundheitsstrategie der Landesregierung sei bereits 2006 ein
Workshop zum Thema Gesundheitsmanagement eingerichtet
worden. Die guten Maßnahmen, die in der freien Wirtschaft zur
Förderung der Gesundheit der Angestellten ergriffen würden,
könnten auch in die Landesverwaltung übernommen und auf die
spezifischen Belange der Beschäftigten in der Landesverwaltung
angepasst werden. Er wolle wissen, ob das Ministerium für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren die Feder-
führung betreffend die Gesundheitsstrategie der Landesregierung
übernehmen könne. Dies erleichtere sicherlich auch die Arbeit
des Landesgesundheitsamts. 

Gesundheitsmanagement sei langfristig angelegt. Er bitte darum,
die Ergebnisse der beim Landesgesundheitsamt in Auftrag gege-
bene Studie zum Sachstand des betrieblichen Gesundheitsmana-
gements in der Landesverwaltung dem Ausschuss zur Verfügung
zu stellen, sobald diese Ergebnisse vorlägen. 

Seine Fraktion rege an, Führungskräfte oder angehende Füh -
rungs kräfte auf ihre anstehenden Aufgaben vorzubereiten und
dies in die Gesundheitsstrategie der Landesregierung aufzuneh-
men. 

Ihn interessierten nähere Informationen dazu, ob es bereits wei -
tere Fortschritte in der Gesundheitsstrategie gebe, um das Risiko
der Erkrankung der Beschäftigten an Diabetes mellitus Typ 2 zu
senken. 

Eine Abgeordnete der Grünen äußerte, für das Gesundheitsmana-
gement in der Landesverwaltung würden jährlich 6 Millionen €
aufgewandt. Den größten Anteil der Mittel würden dem Ministe-
rium für Kultus, Jugend und Sport zur Verfügung gestellt. Die
Zahl der Beamten, die an psychischen Erkrankungen litten und
teilweise vorzeitig in den Ruhestand träten, steige enorm. Beson-
ders betreffe dies verbeamtete Lehrer. Sie wollte wissen, welche
Maßnahmen ergriffen würden, um diesem Problem entgegenzu-
wirken. 

Sie erklärte, sie stimme ihrem Vorredner zu, dass angehende
Führungskräfte gestärkt werden müssten. Dadurch könnten Qua-
lifikationen erworben werden, die zur Ausführung ihrer Tätigkei-
ten sehr wichtig seien.

Sie regte an, die Wirksamkeit der Gesundheitsstrategie der Lan-
desregierung zu evaluieren. Eine Evaluation darüber, inwieweit
die Aufwendung der Mittel Wirkung zeige, sollte auch in Anbe-
tracht des hohen dafür aufgewandten Betrags durchgeführt wer-
den.

Ein Abgeordneter der SPD erklärte, seine Fraktion begrüße die
Gesundheitsstrategie der Landesregierung. Allerdings stimme er
seiner Vorrednerin zu, dass die Wirksamkeit der eingesetzten
Mittel auch evaluiert werden sollte. Die Sinnhaftigkeit der ein-
zelnen Maßnahmen müsse in Zeiten der Schuldenbremse und in
Anbetracht der derzeitigen wirtschaftlichen Situation überprüft
werden. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP brachte vor, sicherlich könne
über die Sinnhaftigkeit der einen oder anderen Maßnahme disku-
tiert werden. Er rege jedoch an, verstärkt zu prüfen, inwieweit im
Rahmen der Gesundheitsstrategie Kooperationen beispielsweise
mit Krankenkassen und Sportvereinen möglich seien. Auch eine
engere Kooperation zwischen den einzelnen Ministerien würde
er begrüßen. Insgesamt dürfe die Gesundheitsstrategie auch vor
dem Hintergrund der längeren Lebensarbeitszeit nicht aus dem
Blick verloren werden. 

Der Erstunterzeichner des Antrags merkte an, das Land wende
im Rahmen der Gesundheitsstrategie im Durchschnitt 30 € pro
Mitarbeiter pro Jahr auf. Diesen aufgewandten Betrag halte er
nicht für zu hoch. Er stimme allerdings seinen Vorrednern zu,
dass die vorhandenen Mittel zielgerichtet eingesetzt werden soll-
ten. 

Die Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren legte dar, das Land trage Verantwortung für die
Beschäftigten in der Landesverwaltung. Präventive Maßnahmen
müssten ergriffen werden, damit die Beschäftigten so lang wie
möglich gesund und motiviert blieben. Insoweit halte sie die im
Rahmen des Gesundheitsmanagements aufgebrachten 6 Millio-
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nen € für gut angelegtes Geld. 2012 seien pro Person zwischen
13 € und 126 € aufgewandt worden. Das Ministerium für Kultus,
Jugend und Sport erhalte den größten Anteil der für die Gesund-
heitsstrategie bereitgestellten Mittel, da in diesem Bereich der
größte Anteil des Personals angesiedelt sei. 

Das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren koordiniere bereits die Gesundheitsstrategie der
Landesregierung. Zweimal jährlich fänden Koordinationssitzun-
gen statt, einmal auf Ebene der Abteilungsleiter und einmal auf
Ebene der Referatsleiter. In diesen Sitzungen sei vereinbart wor-
den, das Thema „Psychische Erkrankungen in der Arbeitswelt“
als ein Schwerpunktthema für 2013 zu wählen. Dennoch bestehe
eine gewisse Unabhängigkeit der Ministerien, und die jeweiligen
Ministerien könnten jeweils über ihre Maßnahmen beschließen.
Das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fa milie, Frauen
und Senioren sensibilisiere die einzelnen Ressorts für spezifische
Themen. 

Bis Mitte des Jahres solle das Ergebnis der beim Landesgesund-
heitsamt in Auftrag gegebenen Studie zum Sachstand des be-
trieblichen Gesundheitsmanagements in der Landesverwaltung
vorliegen. Dann könne beurteilt werden, ob die Mittel gut inves -
tiert würden.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung als Emp-
fehlung an das Plenum, den Antrag für erledigt zu erklären. 

23. 05. 2013

Berichterstatter:

Hinderer
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19. Zu dem Antrag der Abg. Marcel Schwehr u. a.
CDU und der Stellung nahme des Ministeriums für
Verkehr und Infrastruktur – Druck sache 15/2132
– EuroCombi: Verkehrsträger Straße weiterent-

wickeln

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Marcel Schwehr u. a. CDU – Druck -
sache 15/2132 – für erledigt zu erklären.

17. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Raufelder Köberle

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur beriet den Antrag
Drucksache 15/2132 in seiner 16. Sitzung am 17. April 2013.

Ein Mitunterzeichner des Antrags legte dar, beim sogenannten
EuroCombi handle es sich um ein 25 m langes Fahrzeug, aller-
dings mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 40 t. Darin liege
der große Unterschied zum Gigaliner. Angesichts dessen, dass
der Güterverkehr weiter zunehmen werde und eine Verlagerung
auf die Schiene oder auf Wasserstraßen nur in bescheidenem
Umfang möglich sei, biete der EuroCombi Vorteile. Der Euro-
Combi könne aufgrund seiner größeren Länge im Vergleich zum
konventionellen Lkw mehr Ladung aufnehmen und biete die
Möglichkeit, Güter effizienter zu transportieren.

Für interessant halte er insbesondere die Aussage in der Stellung -
nahme der Landesregierung zu den Ziffern 5 bis 7 des Antrags,
soweit das maximal zulässige Gesamtgewicht von 40 t beibehal-
ten werde, falle die Straßen- und Brückenbeanspruchung bei den
EuroCombi mit acht Achsen gegenüber den konventionellen Sat-
telkraftfahrzeugen geringer aus. Auch hinsichtlich Kraftstoffver-
brauch und CO2-Ausstoß habe der EuroCombi voraussichtlich
Vorteile gegenüber dem konventionellen Lkw. Das Argument,
dass sich für den EuroCombi Probleme bei kleinen Kreisver-
kehrsplätzen und in Innenstädten ergebe, sei aus Sicht der An-
tragsteller nicht stichhaltig.

Die Stellungnahme des Ministeriums für Verkehr und Infrastruk-
tur zum vorliegenden Antrag gebe auf viele Fragen durchaus
sachliche Antworten, verweise jedoch andererseits darauf, dass
das Land Baden-Württemberg gegen die Verordnung über Aus-
nahmen von straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften für Fahr-
zeugkombinationen mit Überlänge ein abstraktes Normenkon-
trollverfahren beim Bundesverfassungsgericht beantragen werde,
was darauf hindeute, dass der EuroCombi politisch nicht gewollt
sei. Für diese politischen und vielleicht sogar ideologischen Vor-
behalte gegenüber einer Neuerung, die Baden-Württemberg
durchaus helfen könnte, hätten die Antragsteller kein Verständnis.

Die Antragsteller plädierten dafür, dass sich Baden-Württemberg
an dem fünfjährigen Feldversuch für den EuroCombi beteilige.
Denn Baden-Württemberg sei ein bedeutender Standort für den

Fahrzeugbau, weswegen Baden-Württemberg nicht zurückstehen
sollte, wenn Neuentwicklungen erprobt würden.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, auch er habe kein Ver-
ständnis dafür, dass Baden-Württemberg den erwähnten Feldver-
such blockiere, was in der Praxis dazu führe, dass eine Spedition,
die sich am Feldversuch beteilige, für nur wenige Kilometer auf
baden-württembergischem Gebiet bis zur Autobahn wegen der
Nichtzulassung des EuroCombi in Baden-Württemberg auf an -
dere Lkw ausweichen müsse und auf einem Autobahnparkplatz
umladen müsse. Ein solches Blockieren stelle eine massive Ge-
fährdung des Wirtschaftsstandorts Baden-Württemberg dar, und
deshalb sei dieses Vorgehen des Landes nicht nachvollziehbar,
zumal es bei dem erwähnten Beispiel auf dem kurzen Streckenab-
schnitt keine Engstellen gebe. Im Übrigen seien den Fach leuten
des Logistikgewerbes bisher keine nachvollziehbaren fachlichen
Gründe für die Ablehnung des EuroCombi durch das Land vorge-
tragen worden. Angesichts dessen, dass nicht nur ökonomische,
sondern auch ökologische Gründe für den EuroCombi sprächen,
sei er verwundert über die ablehnende Haltung der Grünen.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur führte aus, im Koali-
tionsvertrag sei festgelegt, dass sich Baden-Württemberg nicht
an einem Modellversuch hinsichtlich überlanger Lkw beteilige.
Die Landesregierung halte die rechtliche Grundlage für den Feld-
versuch für Gigaliner für verfassungswidrig und habe deshalb ein
Normenkontrollverfahren beim Bundesverfassungsgericht be -
antragt. Das Verfahren laufe derzeit. Mit Ideologie habe die Hal-
tung Baden-Württembergs nichts zu tun; denn es wäre nicht
nachvollziehbar, zunächst ein Normenkontrollverfahren beim
Bundesverfassungsgericht zu beantragen und noch vor Ab-
schluss des Verfahrens auf Betreiben der Opposition hin die ge-
genteilige Auffassung zu vertreten und von dem Normenkon-
trollverfahren Abstand zu nehmen. Es sei nach wie vor so, dass
die ablehnende Haltung des Landes rechtlich und in der Sache
wohlbegründet sei. Im Übrigen seien an dem in Rede stehenden
Feldversuch 25 bis 30 Fahrzeuge deutschlandweit beteiligt; des-
halb teile er die Befürchtung nicht, dass durch eine Nichtteil -
nahme Baden-Württembergs mit vielleicht fünf Fahrzeugen der
Standort Baden-Württemberg gefährdet werden könnte.

In diesem Zusammenhang sei anzumerken, dass in Baden-Würt-
temberg jährlich mehrere Hundert Sondertransporte genehmigt
würden, welche mit Fahrzeugen durchgeführt würden, die größer
als die Gigaliner seien.

Anschließend stellte er klar, die grundsätzlich ablehnende Hal-
tung Baden-Württembergs gegenüber überlangen Lkw resultiere
abgesehen von rechtlichen Bedenken aus der Tatsache, dass be-
reits derzeit zu viele Transporte auf der Straße erfolgten und es
deshalb kontraproduktiv wäre, die Transportkapazitäten auf der
Straße nochmals zu erweitern. Das Argument, mit dem Euro-
Combi würde der CO2-Ausstoß verringert, halte er für nicht
nachvollziehbar; der Hauptgrund für das Bestreben, solche Fahr-
zeuge einsetzen zu dürfen, sei der Wunsch nach einer weiteren
Senkung der Transportkosten. Er räume ein, dass sich, wenn Gü-
ter, für deren Transport drei konventionelle Lkw benötigt wür-
den, mit zwei überlangen Lkw transportiert würden, der CO2-
Ausstoß verringere; in der Praxis führe eine Erhöhung der 
Attraktivität des Straßengüterverkehrs jedoch zu einer erhöhten
Nachfrage, sodass schließlich mehr überlange Lkw unterwegs
seien. Dies liefe jedoch dem Ziel einer möglichst weit gehenden
Verkehrsverlagerung von der Straße auf die Schiene zuwider.

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Verkehr und Infrastruktur
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Er räume ein, dass die Straßen- und Brückenbeanspruchung bei
den EuroCombi mit acht Achsen gegenüber den konventionellen
Sattelkraftfahrzeugen geringer ausfalle, soweit das maximal
zulässige Gesamtgewicht von 40 t beibehalten werde, befürchte
jedoch, dass dies nicht so bleiben werde, sondern infolge der Er-
höhung des Ladevolumens irgendwann auch einmal auch das
zulässige Gesamtgewicht erhöht werde. Dann ergebe sich ein
Problem für die Straßen und Brücken. Denn die gesamte Ver-
kehrsinfrastruktur sei nicht für den Einsatz von Gigalinern di-
mensioniert. Wer für entsprechende Pilotprojekte sei, müsse da-
mit rechnen, in der Folge die Verkehrsinfrastruktur ausbauen zu
müssen. Das spezielle Interesse weniger Spediteure rechtfertige
dies jedoch nicht.

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, auch Vertreter seiner
Fraktion hätten vertiefte Gespräche mit Spediteuren geführt. Da-
bei sei die differenzierende Haltung seiner Fraktion akzeptiert
worden, dass es entscheidend darauf ankomme, die vorhandenen
Kapazitäten besser als derzeit zu nutzen und in diesem Zusam-
menhang auf möglichst wenig Leerfahrten hinzuarbeiten. Ziel
müsse es sein, einen optimalen Mix von Straßen-, Schienen- und
Schiffsverkehr zu erreichen. Der Einsatz überlanger Lkw stehe
diesem Ziel entgegen, und deshalb sollte in Baden-Württemberg
darauf verzichtet werden.

Ein Abgeordneter der SPD merkte an, viele Spediteure seien
nicht daran interessiert, dass in Baden-Württemberg Gigaliner
eingesetzt würden. Denn entweder müssten sie ihre Firmenge -
lände entsprechend umbauen und weitere Investitionen tätigen
oder bei einem Verzicht auf den Einsatz überlanger Lkw durch
ihr Unternehmen Wettbewerbsnachteile hinnehmen.

Abschließend äußerte er, im Gegensatz zum Gigaliner erscheine
den Abgeordneten seiner Fraktion ein Lkw, der 1,5 m länger als
ein konventioneller Lkw sei, als eine sinnvolle Lösung. Denn die
Länge sei nur unwesentlich größer als bei einem konventionellen
Lkw, doch stehe bei gleicher Tonnage deutlich mehr Ladevolu-
men zur Verfügung. Ihn interessiere die Haltung der Landesre-
gierung zu derartigen Fahrzeugen.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur führte aus, hinsicht-
lich des Gigaliner werde deutlich mehr Interesse bekundet als
hinsichtlich eines Lang-Lkws, der lediglich 1,5 m länger als ein
konventioneller Lkw sei. Für Letztere sei zumindest derzeit kein
nennenswerter Bedarf erkennbar.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

07. 05. 2013

Berichterstatter:

Raufelder

20. Zu dem Antrag der Abg. Marcel Schwehr u. a.
CDU und der Stellung nahme des Ministeriums für
Finanzen und Wirtschaft – Druck sache 15/2697
– Güterverkehr und Logistik

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Marcel Schwehr u. a. CDU – Druck -
sache 15/2697 – für erledigt zu erklären.

17. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Raufelder Köberle

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur beriet den Antrag
Drucksache 15/2697 in seiner 16. Sitzung am 17. April 2013.

Eine Mitunterzeichnerin des Antrags bedankte sich bei der Lan-
desregierung für die Erarbeitung der Stellungnahme zum vorlie-
genden Antrag und führte weiter aus, bisher habe sie die Äuße-
rungen seitens der Landesregierung so verstanden, dass die Lan-
desregierung nicht von einem Anstieg der Verkehrsströme aus-
gehe. Der Stellungnahme des Ministeriums für Finanzen und
Wirtschaft zu Ziffer 5 des Antrags hingegen sei zu entnehmen,
dass nach den meisten Prognosen in den kommenden Jahren die
Verkehrsströme, vor allem der grenzüberschreitende Güterver-
kehr und der Transitverkehr, weiter anwachsen würden und die
Verlagerung eines großen Teils des Güterverkehrs auf Schiene
und Schiff auch vor diesem Hintergrund unabdingbar sei. Hierzu
bitte sie um eine klarstellende Äußerung.

Ferner entnehme sie der Stellungnahme des Ministeriums für Fi-
nanzen und Wirtschaft zu Ziffer 5 des Antrags, die Landesregie-
rung werde in den kommenden Jahren die Stärkung des Kom -
binierten Verkehrs nachhaltig unterstützen. Hierzu bitte sie um
eine Konkretisierung.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP legte dar, es sei beeindruckend,
dass sich, wie aus der Stellungnahme des Ministeriums für Finan-
zen und Wirtschaft zu Ziffer 2 des Antrags hervorgehe, die Anzahl
der Beschäftigten in der erweiterten Logistikbranche in Baden-
Württemberg auf über 380 000 Personen belaufe. An gesichts des-
sen, dass es in Baden-Württemberg insgesamt rund 4 Millionen
Arbeitsplätze gebe, handle es sich bei der Logis tik branche um eine
der größten Branchen in Baden-Württemberg. Auf diese Branche
hätten Aspekte der Verkehrspolitik große Auswirkungen; Stich-
worte in diesem Zusammenhang seien die Lkw-Maut, Durch-
fahrtsverbote für Lkw, Umweltzonen und Straßenbau.

In der Stellungnahme des Ministeriums für Finanzen und Wirt-
schaft zu Ziffer 5 des Antrags seien die Terminals des Kombi-
nierten Verkehrs (KV-Terminals) erwähnt. Dazu teile das Minis -
terium mit, das Land habe ein Gutachten erstellen lassen, um 
eine Grundlage für Standortentscheidungen zu erhalten. Er bitte
um Auskunft, ob das Ministerium hierzu bereits nähere Informa-
tionen liefern könne.

Weiter äußerte er, insbesondere auf dem Rhein gebe es bei der
Binnenschifffahrt noch freie Kapazitäten. Deshalb interessiere
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ihn, auf welche Weise sich die Landesregierung darum bemühe,
Transporte auf die Wasserstraßen zu verlagern.

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, das Ministerium für
Finanzen und Wirtschaft habe zum vorliegenden Antrag eine
sehr gute Stellungnahme erarbeitet. Die Kompetenz, die daraus
ersichtlich sei, lasse hoffen, dass künftig besser als bisher Ver-
kehrsverlagerungen in die gewünschte Richtung ausgelöst wer-
den könnten. Insbesondere im Bereich mittlerer und größerer
Entfernungen müsse für Verkehrsverlagerungen weg von der
Straße gearbeitet werden. Logistikunternehmen wünschten sich
in diesem Zusammenhang eine bessere Ausstattung der Logistik
für Güterverkehre auf der Schiene und auf den Wasserstraßen.
Dabei spielten insbesondere trimodale Umschlaganlagen eine
Rolle, bei denen zwischen Straßenverkehr, Schienenverkehr und
Binnenschifffahrt umgeladen werden könne, um ein weiteres An-
wachsen des Güterverkehrs auf der Straße zu vermeiden. Aus der
Stellungnahme des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft,
für die er sich bedanke, werde deutlich, dass die Landesregierung
auf dem richtigen Weg sei; seine Fraktion unterstütze die Lan-
desregierung hierbei.

Ein Abgeordneter der SPD führte aus, Baden-Württemberg sei
als exportintensives Land auf ein gut ausgebautes Verkehrsnetz
angewiesen. Er stimme der Landesregierung in der Aussage in
der Stellungnahme zu Ziffer 5 des Antrags zu, angesichts der
voraussichtlich weiter anwachsenden Verkehrsströme sei die
Verlagerung eines großen Teils des Güterverkehrs auf Schiene
und Schiff unabdingbar. Im Übrigen seien die Logistikunterneh-
men nicht primär auf die Straße fixiert, sondern wählten aus den
Transportwegen, die der Staat ihnen anbiete, den zweckmäßig-
sten aus. Wenn Schienenwege und Wasserstraßen weniger at-
traktiv als die Straße seien, wie es nach wie vor der Fall sei, stie-
gen die Verkehrsströme auf der Straße an. Dies könne jedoch
nicht den Logistikunternehmen vorgeworfen werden. Schienen-
wege und Wasserstraßen müssten attraktiver gemacht werden; es
genüge nicht, darauf zu hoffen, dass sich der bisherige Trend zu
immer mehr arbeitsteiliger Produktion mit einer geringen Fer -
tigungstiefe in den Unternehmen irgendwann wieder einmal um-
kehre. Er bitte die Vertreter der Landesregierung um Aussagen
dazu, in welchen Bereichen die Landesregierung Akzente zu set-
zen beabsichtige, um Verkehrsverlagerungen auf die Schiene und
auf Wasserstraßen voranzutreiben.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur äußerte, es bestehe
Einigkeit darüber, dass Logistikunternehmen nicht nur für den
Transport von Waren wichtig seien, sondern auch unter den Ge-
sichtspunkten Wertschöpfung und Arbeitsplätze von eminenter
Bedeutung seien. Diese Einsicht habe sich in der Ausstattung des
Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur nicht widergespie-
gelt. Der Logistikbereich habe eher im Bereich Mittelstandsför-
derung eine Rolle gespielt als unter dem Aspekt von verkehr -
lichen Herausforderungen. Er hätte sich gewünscht, dass die
frühere Landesregierung mehr konzeptionelle Überlegungen dar-
über angestellt hätte, wie Güterverkehr und Logistik vorangetrie-
ben werden könnten und wie die verschiedenen Verkehrsträger
besser miteinander verknüpft werden können. Daran arbeite die
neue Landesregierung derzeit. Beispielsweise habe das Ministe-
rium für Verkehr und Infrastruktur bei der Progtrans AG ein Gut-
achten mit dem Titel „Nutzungspotenzial des Schienennetzes für
den Güterverkehr in Baden-Württemberg als Grundlage für den
Maßnahmenplan zum Generalverkehrsplan Baden-Württemberg
2010“ in Auftrag gegeben, das mittlerweile vorliege. Zwischen -
zeitlich sei ein weiteres Gutachten in Auftrag gegeben worden,
mit dem untersucht werden solle, welche Potenziale für die Gü-

terverkehrsverlagerung bestünden und welche Standorte für KV-
Terminals in Frage kämen; denn die Entscheidung, dass hinsicht-
lich des Güterverkehrs etwas getan werden müsse, sei gefallen,
und nunmehr gehe es um die konkrete Umsetzung. Ohne zusätz-
liche Terminals werde die notwendige Verkehrsverlagerung
nicht gelingen. Er sei dankbar, dass in Ulm bereits ein KV-Ter-
minal entstanden sei, welches sich als Erfolgsmodell heraus -
gestellt habe. Dieses Terminal sei sogar so erfolgreich, dass
Prob leme auf den Zufahrtsstraßen entstanden seien, die nunmehr
gelöst werden müssten.

Es habe sich herausgestellt, dass im Süden Stuttgarts ein großer
Bedarf für ein Terminal bestehe. Im Stuttgarter Hafen gebe es
leider derzeit nicht genug Platz für ein Ganzzug-Terminal; dies
sei umso bedauerlicher, als es sich, weil der Standort trimodal
sei, um einen optimalen Standort handle. Nunmehr werde südlich
von Stuttgart entlang des Neckars nach einem anderen Standort
gesucht, um der Logistikbranche eine attraktive Alternative zum
Straßenverkehr anzubieten. Denn es sei unwirtschaftlich, aus der
Gegend südlich von Stuttgart zum Umladen nach Kornwestheim
zu fahren.

Hinsichtlich eines Standorts für ein KV-Terminal in Eutingen sei
das Ministerium derzeit im Gespräch mit der Bahn, mit einem
Logistikunternehmen sowie der IHK.

Ferner habe die Stadt Lahr ein großes Interesse, das ehemalige
Flugplatzgelände zu einem Terminalstandort zu machen.

Alle drei genannten Vorhaben würden von der Landesregierung
mit Nachdruck unterstützt, weil diese Standorte die Vorausset-
zungen böten, kurzfristig realisiert zu werden. Andere Standorte
seien derzeit nicht im Gespräch.

Für Güterverkehr auf Wasserstraßen gebe es auf dem Rhein der-
zeit noch große Potenziale. Auf dem Neckar hingegen sei die 
Situation schwieriger, weil der Bund mit der Verlängerung der
Schleusen nicht zügig genug vorankomme und nicht zu der Ver-
einbarung stehe, die er mit der früheren Landesregierung abge-
schlossen habe. Mit der Sanierung alter Schleusen sei es, wenn
tatsächlich eine nennenswerte Verkehrsverlagerung auf die Was-
serstraßen angestrebt werde, nicht getan.

Abschließend teilte er mit, wenn auch das zweite erwähnte Gut-
achten vorliege, womit im Mai/Juni des laufenden Jahres zu
rechnen sei, werde es ausgewertet. Dann werde auf der Grund -
lage aller vorliegenden Gutachten ein Gesamtkonzept „Güterver-
kehr und Logistik“ für Baden-Württemberg erarbeitet.

Eine Mitunterzeichnerin des Antrags erbat zusätzliche Informa-
tionen zum erwähnten Standort Lahr.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur äußerte, der Standort
Lahr sei für ein KV-Terminal zur Verkehrsverlagerung ideal ge-
eignet. Denn an diesem Standort sei u. a. wegen der Lage an der
Autobahn bereits derzeit eine gute Logistikinfrastruktur kon -
zentriert. Voraussetzung für den Aufbau eines KV-Terminals zur
Verkehrsverlagerung sei jedoch, dass das 3. und 4. Gleis der
Rheintalstrecke dort vorbeiführe, dass also eine autobahnparalle-
le Lösung realisiert werde. Im Übrigen sehe auch die Stadt Lahr
diesen Standort als den besten aller möglichen Standorte in Ba-
den-Württemberg an; denn er biete sich auch an, Güter für den
Transitverkehr durch die Schweiz auf die Schiene zu verlagern.

Anschließend führte er aus, es gebe zwar viele Gutachten, die
von einem starken Verkehrszuwachs ausgingen, aus seiner Sicht
werde es jedoch zumindest im Personenverkehr zu keinen großen
Steigerungsraten mehr kommen. Im Übrigen sei die Verkehrs-
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entwicklung selektiv; in einigen Regionen gehe es aufwärts, in
anderen Regionen hingegen abwärts. Im Gegensatz zum Perso-
nenverkehr sei im Güterverkehr allerdings mit einem weiteren
Wachstum zu rechnen; dabei gehe es jedoch nicht um zweistel -
lige Zuwachsraten, wie sie noch vor einigen Jahren prognos -
tiziert worden seien. Er rechne nicht damit, dass in den nächsten
Jahren in nennenswertem Umfang Güterverkehr von der Straße
auf die Schiene verlagert werden könne, denn die Bahn habe nur
begrenzte freie Kapazitäten.

Abschließend merkte er an, idealerweise biete sich Bahngelände
für einen KV-Terminal-Standort an. Die Bahn habe jedoch kein
Interesse daran, dass auf ihrem Gelände Dritte Geschäfte mach-
ten. Diese Problematik werde beispielsweise am Standort Eutin-
gen deutlich.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

07. 05. 2013

Berichterstatter:

Raufelder

21. Zu dem Antrag der Abg. Marcel Schwehr u. a.
CDU und der Stellung nahme des Ministeriums für
Verkehr und Infrastruktur – Druck sache 15/2772
– Konzept für den Luftverkehr in Baden-Würt-

temberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Marcel Schwehr u. a. CDU – Druck -
sache 15/2772 – für erledigt zu erklären.

17. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Binder Köberle

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur beriet den Antrag
Drucksache 15/2772 in seiner 16. Sitzung am 17. April 2013.

Ein Mitunterzeichner des Antrags legte dar, aus der Stellung -
nahme der Landesregierung zum Antrag ergebe sich, dass die
Passagierzahlen bei den Flughäfen Stuttgart und Friedrichshafen
rückläufig seien, während sie beim Flughafen Karlsruhe/Baden-
Baden im Steigen begriffen seien. Vor allem bei den Verkehrs-
landeplätzen seien Rückgänge zu verzeichnen.

In ihrer Stellungnahme zu den Ziffern 2 und 3 des Antrags wie-
derhole die Landesregierung ihre bereits früher gemachte Aus -
sage, die Landesregierung sehe für den Ausbau bestehender oder
die Neueinrichtung von weiteren Flughäfen oder Verkehrslande-
plätzen keine Notwendigkeit; folglich bedürfe es auch keiner fi-

nanziellen Förderung solcher Ausbaumaßnahmen. Unabhängig
davon sei die Landesregierung der Auffassung, dass der Luftver-
kehr seine Kosten grundsätzlich selbst erwirtschaften müsse.

Diese Auffassung werde von den Antragstellern nicht geteilt;
denn Regionalflughäfen stellten einen wichtigen Bestandteil der
Infrastruktur dar. Der früheren Landesregierung sei immer wie-
der vorgeworfen worden, sie hätte kein Konzept für den Luftver-
kehr vorgelegt. Doch auch die derzeitige Landesregierung habe
bisher kein solches Konzept vorgelegt. Der Arbeitskreis IV 
– Verkehr und Infrastruktur – der CDU-Landtagsfraktion habe in
der Vorwoche den Flughafen Friedrichshafen besucht; in diesem
Zusammenhang habe der Flughafenbetreiber dargestellt, dass
dieser Flughafen ohne Investitionen auch vonseiten des Landes
in Höhe von rund 50 Millionen € nicht so gut aufgestellt wäre,
wie es derzeit der Fall sei, oder es ihn in dieser Form vielleicht
gar nicht gäbe. Investitionen in den Flughafen Friedrichshafen
seien im Übrigen auch geboten, um dessen Konkurrenzfähigkeit
mit dem bayerischen Flughafen Memmingen zu erhalten.

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, er vertrete zu der in
Rede stehenden Problematik eine andere Sichtweise als die An-
tragsteller. Aus der Stellungnahme der Landesregierung zum An-
trag werde deutlich, wie hochwertig die baden-württembergische
Luftinfrastruktur sei und dass auch um Baden-Württemberg her-
um Flughäfen vorhanden seien, die auch von der baden-württem-
bergischen Bevölkerung genutzt würden. Im Übrigen gebe das
Land viel Geld für die Luftsicherheit aus, und auch das sollte
nicht unberücksichtigt bleiben.

Hinsichtlich Flughäfen sei den Abgeordneten seiner Fraktion der
Lärmschutz für die Bevölkerung sehr wichtig. Er erhoffe sich
von einer neuen EU-Verordnung, die auch in Baden-Württem-
berg umgesetzt werden müsse, einen verbesserten Schutz der Be-
völkerung vor Flugzeugen mit hohen Lärmemissionen. Zu be-
grüßen seien in diesem Zusammenhang auch die geltenden Be-
triebsbeschränkungen für Flughäfen beispielsweise hinsichtlich
des Flugbetriebs bei Nacht.

Abschließend stellte er fest, Baden-Württemberg sei hinsichtlich
des Flugverkehrs auf einem guten Weg. In Baden-Württemberg
sei kein Neu- oder Ausbau von Flughäfen erforderlich; wichtig
sei jedoch eine möglichst gute Verkehrsanbindung der Flughäfen.

Ein weiterer Abgeordneter der Grünen äußerte, ihn interessiere,
wie sich angesichts der Vielzahl der Regionalflughäfen insbeson-
dere im erweiterten Bodenseeraum die wirtschaftliche Situation
des Flughafens Friedrichshafen darstelle, zumal das Land über
den Flughafen Stuttgart auch am Flughafen Friedrichshafen be-
teiligt sei. In diesem Zusammenhang interessiere ihn insbesonde-
re, ob der Flughafen Friedrichshafen Gewinn abwerfe oder ob
Gelder zugeschossen werden müssten. Derartige Informationen
erbitte er auch zum Baden-Airpark, an dem das Land über den
Flughafen Stuttgart ebenfalls beteiligt sei. Schließlich bitte er um
eine grundsätzliche Einschätzung, ob das Regionalflugplatzmo-
dell im Land ein wirtschaftliches Geschäftsmodell darstelle.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, es sei beeindruckend,
dass, wie aus der Stellungnahme der Landesregierung zu Ziffer 1
des Antrags hervorgehe, in den Jahren von 2007 bis 2012 die
durchschnittliche Zahl der Passagiere pro Flug von 70 auf 85, al-
so um rund 20 %, angestiegen sei. Dies zeige, dass auch durch
den Einsatz größerer Flugzeuge die Zahl der Flüge reduziert wer-
den könne. Im Raum Heilbronn werde im Übrigen dankbar regis -
triert, dass sich durch das Projekt Stuttgart 21 die Erreichbarkeit
des Stuttgarter Flughafens aus der Region Heilbronn verbessern
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werde und deshalb nicht mehr so intensiv wie früher über einen
Regionalflughafen im Raum Heilbronn nachgedacht werde.

Weiter führte er aus, derzeit gebe es in der EU 27 verschiedene
Flugsicherungssysteme. Es gebe zwar nur halb so viele Flugbe-
wegungen wie in Amerika, jedoch wesentlich mehr Verspätun-
gen, was sich dramatisch auf den Klimaschutz und auf die Lärm-
situation auswirke. Deshalb lohne es sich, an einem einheitlichen
Luftraum für die EU zu arbeiten.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur äußerte, es sei un -
übersehbar, dass an allen Flughäfen in Deutschland in den letzten
Jahren die Zahl der Flüge zurückgegangen sei. Dies zeige, dass
aus einem ehemals steigenden Trend, wie er noch vor wenigen
Jahren bestanden habe, nicht geschlossen werden könne, dass es
immer so weitergehe. Er weise in diesem Zusammenhang darauf
hin, dass der Flugverkehr sehr stark von der ökonomischen Ent-
wicklung abhänge.

Im Übrigen habe sich herausgestellt, dass es sehr unökonomisch
sei, mit halbvollen Flugzeugen zu fliegen. Im innerdeutschen und
im innereuropäischen Verkehr seien die Flugpläne radikal ge -
kürzt worden, und die Folge sei die erwähnte höhere Auslastung,
was sowohl aus ökonomischer als auch aus ökologischer Sicht zu
begrüßen sei. Die Verringerung der Zahl der Flugbewegungen
habe im Übrigen auch das politische Problem, das in der Vergan-
genheit immer wieder für Diskussionen gesorgt habe, gelöst.
Denn wenn die Zahl der Flüge wie vor Jahren prognostiziert im-
mer weiter gestiegen wäre, hätte sich die Notwendigkeit eines
Flughafenausbaus gestellt. Auch der Flughafen Stuttgart werbe
zwischenzeitlich nicht mehr für eine zweite Start- und Lande-
bahn.

Der Koalitionsvertrag der derzeitigen Regierungskoalition spie-
gele die aktuelle Situation zutreffend wider. Denn darin sei fest-
geschrieben, dass hinsichtlich des Flugverkehrs die vorhandene
Infrastruktur ausreichend sei und dass sich der Flugverkehr ein -
schließlich Flughäfen selbst finanzieren müsse. Der Flughafen
Stuttgart sei einer der wenigen Flughäfen in Deutschland, die
überhaupt noch eine Rendite erwirtschafteten. Die kleineren
Flughäfen hingegen seien in der Regel auf Subventionen ange-
wiesen. Er weise in diesem Zusammenhang darauf hin, dass der
Flughafen Kassel-Calden als einer der letzten neu gebauten Re-
gionalflughäfen einen Tag nach seiner Eröffnung bereits wieder
geschlossen worden sei, weil niemand Interesse daran gehabt ha-
be, diesen Flughafen zu nutzen. Dies zeige, dass das Geschäfts-
modell Regionalflughafen nicht automatisch funktioniere.

Der Regionalflughafen Friedrichshafen arbeite derzeit nicht ren-
tabel, stehe in Konkurrenz zum Flughafen Memmingen und leide
unter der Nähe zu den größeren Flughäfen Zürich und München,
die globale Verbindungen anböten. Der Flughafen Friedrichs -
hafen sei aus eigener Kraft finanziell nicht einmal in der Lage,
seinen alten Tower zu sanieren, sondern sei auf regelmäßige Zu-
schüsse angewiesen.

Er sehe nicht ein, dass öffentliche Gelder dafür verwendet wür-
den, dass an Regionalflughäfen Billiganbieter Flugtickets zu 
einem Preis anböten, der dem einer Taxifahrt zum Flughafen ent-
spreche. Denn dadurch werde ein Flugverkehr subventioniert,
den es ohne solche Subventionen gar nicht gäbe. Im Übrigen sei-
en bei Billigflügen die wenigsten Flugtickets zum beworbenen
Preis erhältlich; hinzu kämen in der Regel zusätzlich weitere
Kos ten und Gebühren.

In Mannheim gebe es Überlegungen, ein ehemaliges Militärge -
lände zum Bau eines Regionalflughafens zu nutzen. Dies werde

seitens des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur jedoch
recht deutlich abgelehnt, weil es absurd sei, in der Nähe zum
Flughafen Frankfurt und bei idealer Schienenanbindung einen
Regionalflughafen zu errichten, der höchstens für Kleinflugzeu-
ge aus der Region interessant wäre.

In Baden-Württemberg gebe es lärmabhängige Start- und Lande-
gebühren, was zur Folge habe, dass baden-württembergische
Flughäfen nur selten von alten und lauten Flugzeugen angeflogen
würden. Die Lärmabhängigkeit könnte im Übrigen auch ohne
Beteiligung der EU noch weiter erhöht werden; darauf werde in
Baden-Württemberg jedoch aus ökonomischen Gründen verzich-
tet, zumal in Deutschland eine relativ leise Flugzeugflotte unter-
wegs sei.

Weiter führte er aus, bereits seit einigen Jahren werde an einem
einheitlichen europäischen Luftraum gearbeitet. Deutschland ge -
höre dabei zusammen mit der Schweiz, mit Österreich und an -
deren Staaten zu dem mitteleuropäischen Block, in dem sechs
ehemalige Flugsicherungen zusammengeführt würden. Im Üb -
rigen habe auch die deutsche Flugsicherung ein großes Interesse
daran, die Räume zu vergrößern und die Kooperation zu verbes-
sern. Das Problem bestehe hauptsächlich darin, dass der Luftver-
kehr in vielen Ländern der EU noch als Bereich mit militärischen
Sonderaufgaben angesehen werde; aus diesem Grund tue sich
beispielsweise Frankreich außerordentlich schwer, seine aus mi-
litärischen Gründen gesperrten Lufträume in ein europäisches zi-
viles System einzubringen, in dem unter einer zivilen Leitung
auch die militärischen Flüge gemanagt würden. Das Ziel eines
einheitlichen europäischen Luftraums bestehe nach wie vor, doch
werde es aus den genannten Gründen wohl noch einige Jahre
dauern, bis es verwirklicht sein werde. Wenn dieses Ziel erreicht
sei, ergäben sich ökonomische und ökologische Vorteile, weil es
sich dann beispielsweise erübrige, wegen der Notwendigkeit,
Sperrzonen zu umfliegen, Umwege in Kauf zu nehmen.

Eine Mitunterzeichnerin des Antrags äußerte, der Flughafen Fried -
richshafen habe in der vergangenen Woche gegenüber den Mit-
gliedern des Arbeitskreises IV – Verkehr und Infrastruktur – der
CDU-Landtagsfraktion klar zum Ausdruck gebracht, an Billigf-
liegern und den entsprechenden Fluggästen kein Interesse zu ha-
ben, weil sich daraus für den Flughafen eine zu geringe Rendite
ergebe. Aus Sicht der Antragsteller deute die Aussage des Minis -
ters für Verkehr und Infrastruktur, der Flughafen Friedrichshafen
sei aus eigener Kraft finanziell nicht einmal in der Lage, seinen
alten Tower zu sanieren, klar auf eine grundsätzliche innere Ab-
lehnung des Flugverkehrs hin. Beim Flughafen Friedrichshafen
sei es so, dass die Sanierung des Towers Voraussetzung dafür
sei, in die Gewinnzone zu kommen, und aus Sicht der Antrag-
steller sollte nicht unterschieden werden zwischen guter und
schlechter Infrastruktur, je nachdem, ob sie beispielsweise für
den Schienenverkehr und den Fahrradverkehr auf der einen Seite
oder den Straßenverkehr und den Flugverkehr auf der anderen
Seite bestimmt sei. Das Land Baden-Württemberg sei am Flug-
hafen Friedrichshafen beteiligt und stehe deshalb auch in der
Pflicht, zumal der Flughafen Friedrichshafen im Grenzgebiet
zwischen Deutschland, Österreich und der Schweiz nicht nur sei-
ne Berechtigung habe, sondern für das Land auch notwendig sei.
Deshalb sollte das Land alles Erforderliche tun, um zu erreichen,
dass der Flughafen Friedrichshafen schwarze Zahlen schreibe.
Denn anderenfalls wären die bisher getätigten Investitionen über-
flüssig gewesen.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur stellte klar, er habe
nicht von guter und schlechter Infrastruktur gesprochen, sondern



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3571

37

Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur

lediglich darauf hingewiesen, dass sich die Verkehrsinfrastruktur
für den Flugverkehr nach Auffassung der Regierungskoalition
über die selbst erwirtschafteten Einnahmen tragen müsse. Genau
das setze das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur politisch
um. Die Sanierung des Towers am Flughafen Friedrichshafen
koste keinen dreistelligen Millionenbetrag, sondern lediglich
mehrere Hunderttausend Euro, und wenn ein Flughafen nicht in
der Lage sei, einen solchen Betrag allein zu erwirtschaften, sei
dies ein Zeichen dafür, dass es sich nicht um ein besonders trag-
fähiges Geschäftsmodell handle. Unabhängig davon stehe er zu
seiner Zusage an den Flughafen Friedrichshafen, den Flughafen
immer dann zu unterstützen, wenn es um eine Verbesserung der
Verkehrsanbindung des Flughafens gehe, beispielsweise durch
die Elektrifizierung der Südbahn. Auch aus diesem Grund sei die
Elektrifizierung der Südbahn ein wichtiges Vorhaben.

Abschließend merkte er an, die frühere Landesregierung habe
nicht alle Flughäfen gleich behandelt. Beim Baden-Airpark bei-
spielsweise sei ein Grundstock an Subventionen bereitgestellt
worden, aus dem heraus über Jahre hinweg das Defizit ausge -
glichen werde. Diese Subventionen würden nunmehr abgesenkt.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

06. 05. 2013

Berichterstatter:

Binder

22. Zu dem Antrag der Abg. Daniel Renkonen u. a.
GRÜNE und der Stellung nahme des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur – Druck sache
15/2813
– Besserer Brandschutz in den Bahnhöfen und 

Sicherheit von Fahrgästen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Daniel Renkonen u. a. GRÜNE 
– Druck sache 15/2813 – für erledigt zu erklären.

17. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der stellv. Vorsitzende:

Köberle Rivoir

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur beriet den Antrag
Drucksache 15/2813 in seiner 16. Sitzung am 17. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags legte dar, die Antragsteller
hörten immer wieder von der Feuerwehr, dass es bei Fernver-
kehrszügen und insbesondere ICEs auf Hochgeschwindigkeits-
strecken und in Tunnels Probleme bei Rettungseinsätzen gebe,

weil sich beispielsweise einzelne Türen nicht mehr öffnen ließen.
Auch die aus Sicherheitsglas bestehenden ICE-Fenster seien
nicht unproblematisch, weil sie sich im Notfall von außen nur
schwer zerstören ließen. Teilweise seien auch zu lange Rettungs-
zeiten beklagt worden. Im Übrigen könnten auch dadurch Prob -
leme entstehen, dass es im Gefahrenfall eine gewisse Zeit daue-
re, bis der Fahrstrom abgeschaltet worden sei.

Angesichts dessen, dass es in Baden-Württemberg Hochge-
schwindigkeitsstrecken gebe, müsse diese Thematik erörtert wer-
den. Er rege an, dass Vertreter der Bahn einmal im Ausschuss für
Verkehr und Infrastruktur über das Brandschutzkonzept und das
Evakuierungskonzept der Bahn informierten.

Ein Abgeordneter der CDU merkte an, die Brisanz des in Rede
stehenden Antrags liege in der Antragsbegründung. Denn darin
sei davon die Rede, dass sich bei Katastrophenschutzübungen
immer wieder eklatante Mängel herausstellten; ferner werde auf
Brandschutzmängel in Hauptbahnhöfen verwiesen. Wenn es 
solche Befürchtungen gebe, müsse ihnen in der Tat nachgegan-
gen werden, doch in der Stellungnahme der Landesregierung zu
diesem Antrag finde sich keine Passage, die belegen würde, dass
diese Befürchtungen gerechtfertigt seien. Ihn interessiere des-
halb, ob das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur in der Tat
keinen Verbesserungsbedarf hinsichtlich dessen sehe, was die
Antragsteller thematisiert hätten; beispielsweise interessiere ihn,
ob das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur beim derzei -
tigen Stuttgarter Hauptbahnhof, der bereits rund 100 Jahre alt
und sanierungsbedürftig sei, wirklich keinerlei Brandschutzprob -
leme sehe.

Ein Abgeordneter der SPD äußerte, er halte den vorliegenden An-
trag für sehr interessant. Denn darin würden Befürchtungen aufge-
griffen, die von vielen Bahnreisenden geäußert würden. Im Üb -
rigen sei in der Presse immer wieder einmal von Unfällen berichtet
worden, in deren Folge betroffene Reisende nur recht schleppend
evakuiert worden seien. Zum in Rede stehenden Antrag sei eine
gute Stellungnahme der Landesregierung vorgelegt worden; im
Antrag werde deutlich, dass es Verbesserungsbedarf gäbe.

Ihn interessiere, wie lange es im ungünstigsten Fall dauere, bis
nach einem Zugunglück der Notfallmanager der Bahn am Ort
des Geschehens eintreffe; denn erst dann könnten weitere Schrit-
te eingeleitet werden.

Ferner interessiere ihn, wie lange es dauere, bis nach einem Zu-
gunglück der Fahrstrom abgeschaltet werde, um eine gefahrlose
Arbeit der Hilfskräfte und eine gefahrlose Evakuierung der be-
troffenen Menschen zu ermöglichen.

Diese beiden Fristen könnten auch die Öffentlichkeit interessie-
ren; denn für Betroffene sei es hilfreich, zu wissen, dass nach ei-
ner bestimmten Zeit Hilfe eintreffe.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP brachte vor, die Landesregie-
rung schreibe in ihrer Stellungnahme zu Ziffer 5 des Antrags, für
Oktober 2013 sei, um die Zusammenarbeit aller an der Gefahren-
abwehr beteiligten Einsatzkräfte und Behörden weiter zu verbes-
sern, mit der DB AG eine Katastrophenschutzübung auf der
Schnellfahrstrecke Stuttgart–Mannheim im Bereich Vaihingen
an der Enz terminiert. Er rege an, dass im Ausschuss für Verkehr
und Infrastruktur nach dieser Übung über deren Ergebnisse be-
richtet werde. In diesem Zusammenhang könnten auch die in der
laufenden Sitzung angesprochenen Aspekte thematisiert werden.

Weiter führte er aus, aus der Stellungnahme der Landesregierung
zu Ziffer 4 des Antrags ergebe sich, dass auf der Neubaustrecke
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Stuttgart–Mannheim (Schnellfahrstrecke) in Stuttgart und in
Mannheim jeweils ein Rettungszug stationiert sei. Ihn interes -
siere, ob ein solcher Rettungszug bereits eingesetzt worden sei;
denn es sei bereits vorgekommen, dass ein Zug in einem Tunnel
zum Stehen gekommen sei.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur merkte an, alle im
Antrag und in der laufenden Sitzung aufgeworfenen Fragen rich-
teten sich eigentlich weniger an das Ministerium für Verkehr und
Infrastruktur als vielmehr an die DB AG. Das Ministerium für
Verkehr und Infrastruktur könne alle erbetenen Informationen
ebenfalls nur durch Nachfrage bei der DB AG einholen und müs-
se sich auf die Richtigkeit verlassen. Die DB AG habe deutsch-
landweit ein sehr komplexes Konzept für den Brandschutz, für
Rettungswege, Rettungszüge usw., in welchem auch Notfall -
manager eine Rolle spielten. Obwohl dieses Konzept aufwendig
sei, weise es jedoch auch Lücken auf, was Probleme mit sich
bringen könne. Beispielsweise stelle sich immer wieder die Fra-
ge, wie lange es dauere, bis nach einem Zugunglück Hilfe ein-
treffe und ob die Rettungszüge so stationiert seien, dass sie
schnell genug am richtigen Ort seien.

Er empfehle dem Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur, Ver-
treter der DB AG einzuladen, um sich eingehend über die in Re-
de stehende Thematik informieren zu lassen. In diesem Zusam-
menhang könnten die Ausschussmitglieder auch alle vorhan -
denen Fragen stellen. In diesem Zusammenhang könnte der Aus-
schuss im Zusammenhang mit Stuttgart 21 auch die Frage the-
matisieren, wie ein Brandschutzkonzept für einen Tiefbahnhof
aussähe. Er verweise darauf, dass beispielsweise der Flughafen-
bahnhof fast 30 m tief liege. Die damit zusammenhängenden
Probleme seien lösbar, und er empfehle den Ausschussmitglie-
dern, sich entsprechend informieren zu lassen.

Der Ausschussvorsitzende merkte an, der Ausschuss werde sich
dem in Rede stehenden Thema bei Gelegenheit wieder zuwen-
den.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

08. 05. 2013

Berichterstatter:

Köberle

23. Zu dem Antrag der Abg. Klaus Herrmann u. a.
CDU und der Stellung nahme des Ministeriums für
Verkehr und Infrastruktur – Druck sache 15/2981
– Ausbau der Autobahn 81 im Landkreis Lud-

wigsburg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Klaus Herrmann u. a. CDU – Druck -
sache 15/2981 – für erledigt zu erklären.

17. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Renkonen Köberle

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur beriet den Antrag
Drucksache 15/2981 in seiner 16. Sitzung am 17. April 2013.

Ein Mitunterzeichner des Antrags erkundigte sich danach, ob das
Ministerium für Verkehr und Infrastruktur beabsichtige, für den
Bundesverkehrswegeplan 2015 den achtstreifigen Ausbau der
Autobahn A 81 zwischen Stuttgart-Zuffenhausen und Ludwigs-
burg-Nord anzumelden und, wenn ja, als Weiterer Bedarf oder
als Vordringlicher Bedarf.

Ein Abgeordneter der Grünen erklärte, einen achtstreifigen Aus-
bau der Autobahn A 81 in diesem Bereich halte er derzeit für
völlig unrealistisch. Dies sollte auch entsprechend kommuniziert
werden. Viel wichtiger sei es, den Lärmschutz zu verbessern.
Nach seinen Informationen sei beabsichtigt, Flüsterasphalt ein -
zusetzen; hierzu bitte er um Informationen durch das Ministeri-
um für Verkehr und Infrastruktur. Insbesondere auf der Neckar-
brücke auf Freiberger Gemarkung seien unabhängig von einem
möglichen Ausbau im Übrigen dringend Lärmschutzwände er-
forderlich.

Er bedauere, dass die Lärmgrenzwerte so hoch seien, dass es fast
keine Spielräume gebe, gemäß § 45 StVO aus Lärmschutzgrün-
den ein Tempolimit anzuordnen. Denn durch ein Tempolimit
ließen sich die Lärmemissionen leicht reduzieren.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP brachte vor, die Landesregie-
rung habe sich in ihrer Stellungnahme zu Ziffer 4 des Antrags
nachvollziehbar zu der Idee, eine neue Anschlussstelle Ludwigs-
burg-Mitte einzurichten, geäußert. Angesichts dessen, dass die
Anschlussstelle Ludwigsburg-Nord stark belastet sei, wirke sich
die Tatsache störend aus, dass aus Ludwigsburg kommende
Fahrzeuge links abbiegen müssten, um auf die Autobahn in Rich-
tung Heilbronn zu gelangen. Besser wäre es, wenn es, wie es bei
größeren Anschlussstellen üblich sei, die Möglichkeit gäbe,
kreuzungsfrei auf die Autobahn zu fahren, statt an der Ampel die
Gegenfahrbahn kreuzen zu müssen. Ihn interessiere, ob das Mi-
nisterium für Verkehr und Infrastruktur beabsichtige, den Ver-
kehrsfluss an der Anschlussstelle Ludwigsburg-Nord zu verbes-
sern.

Ein Abgeordneter der SPD erkundigte sich danach, was es mit
der Kategorie „Vordringlicher Bedarf Plus (VB+)“ auf sich habe.
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Der Minister für Verkehr und Infrastruktur antwortete, der Bund
habe die Länder aufgefordert, bis September 2013 die Maß -
nahmenliste vorzulegen. Das Land Baden-Württemberg führe
derzeit ein umfangreiches Beteiligungsverfahren durch. In allen
Regierungspräsidien fänden öffentliche Veranstaltungen statt, zu
denen Bürgermeister, Landräte sowie Bürgerinnen und Bürger
Zutritt hätten und wo sie die Möglichkeit hätten, ihr Anliegen
vorzutragen. Grundlage dieses Anhörungsverfahrens sei eine
umfangreiche Liste, die das Ministerium für Verkehr und Infra-
struktur auf seiner Homepage bereitgestellt habe.

Angemeldet habe das Land beim Bund derzeit noch nichts; viel-
mehr nehme das Ministerium die Anregungen und Kritikpunkte
aus dem Beteiligungsverfahren auf und gestalte die endgültige
Anmeldung des Landes entsprechend. Die einzige Festlegung, die
das Land bisher vorgenommen habe, sei die Zuordnung der Ver-
kehrsprojekte entsprechend ihrer Priorität zu verschiedenen „Kör-
ben“. Dies sei umso sinnvoller, als dass der Bund von den insge-
samt zur Verfügung stehenden finanziellen Mitteln zunächst die
Mittel abziehe, die für Erhalt und Sanierung benötigt würden, so-
dass für Aus- und Neubau nur der verbleibende Betrag, dessen
Höhe jedoch noch nicht feststehe, übrig bleibe. Aus vielen Ge-
sprächen sei jedoch bekannt, dass künftig deutlich mehr als die
Hälfte der Mittel in Erhalt und Sanierung fließe.

Ferner habe der Bund festgelegt, dass mit 70 % der Hauptanteil
der Neubau- und Ausbaumaßnahmen in die großen Verkehrsach-
sen des Transeuropäischen Netzes fließe. In Baden-Württemberg
handle es sich bei allen Autobahnen um derartige TEN-Achsen.
Für die verbleibenden Mittel habe das Land regionale Achsen
festgelegt, und zwar die Verbindungen zwischen Oberzentren
und verkehrlich hoch belasteten Straßen. Schließlich gebe es
Einzelmaßnahmen bei verkehrlich erheblich belasteten Ortschaf-
ten und Städten.

Das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur habe Kriterien für
eine Priorisierung festgelegt, und alle Vorhaben, die Baden-Würt-
temberg beim Bund anmelde, würden entsprechend priorisiert.

Weiter führte er aus, früher habe es im Bundesverkehrswegeplan
den Vordringlichen Bedarf (VB) und den Weiteren Bedarf (WB)
gegeben. Unter dem Weiteren Bedarf habe es noch Maßnahmen
mit einem besonderen naturschutzfachlichen Planungsauftrag ge-
geben. Neu eingeführt habe der Bund die Kategorie VB+; darun-
ter fielen alle Maßnahmen auf den TEN-Achsen. In Zukunft gebe
es also die Kategorien VB+, VB und WB.

In dieses System müsse Baden-Württemberg die Maßnahmen für
Baden-Württemberg einsortieren. Die bisher veröffentlichte Li-
ste werde im Übrigen nicht 1 : 1 Grundlage der Anmeldung an
den Bund; vielmehr würden entsprechend der Anhörung noch
Verschiebungen vorgenommen. Im Übrigen gebe es auch keinen
Bestandsschutz in dem Sinne, dass ein Vorhaben, das einmal im
Vordringlichen Bedarf oder im Weiteren Bedarf gewesen sei, nie
wieder aus dieser Kategorie herausfallen könnte.

Anschließend teilte er mit, auf der bisher veröffentlichten Liste
sei der Autobahnabschnitt zwischen Stuttgart-Zuffenhausen und
Pleidelsheim für einen Ausbau auf acht Fahrstreifen vorgesehen,
wobei noch nicht feststehe, ob dies beim Bund so angemeldet
werde. Für den Streckenabschnitt zwischen Leonberg und Mun-
delsheim sei eine Streckenbeeinflussungsanlage im Bau, um die
Verkehrssicherheit zu erhöhen und die Lärmemissionen dadurch
zu verringern, dass der Verkehrsfluss verstetigt werde. Für die-
sen Autobahnabschnitt sei eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf
80 bis 120 km/h vorgesehen.

Zwischen den Anschlussstellen Ludwigsburg-Nord und Stutt-
gart-Zuffenhausen sei eine temporäre Seitenstreifenfreigabe ge-
plant, die es gestatte, bei Stau den Standstreifen als Fahrspur frei-
zugeben. Zur besseren Information der Ausschussmitglieder ha-
be er eine Straßenkarte zur Verfügung gestellt, in der die erwähn-
ten Anschlussstellen der Autobahn A 81 eingezeichnet seien.

Eine Änderung der Straßenverkehrsordnung mit dem Ziel, mehr
Geschwindigkeitsbeschränkungen zu ermöglichen, wäre in der
Tat wünschenswert; er erwarte dies von einer neuen Bundesre-
gierung.

Baden-Württemberg habe erreicht, dass der Bund Splittmastixas-
phalt als lärmmindernd akzeptiere. Denn der sogenannte offen-
porige Asphalt bewirke zwar anfangs eine größere Lärmemis -
sionsminderung, verliere jedoch diese positive Eigenschaft re -
lativ schnell, weil die Poren zusammengedrückt würden oder
durch Schmutz verstopften. Der Splittmastixasphalt hingegen sei
hinsichtlich der Lärmemissionsminderung am Anfang zwar we-
niger wirksam, jedoch halte die Lärmschutzwirkung wesentlich
länger an. Deshalb sei Splittmastixasphalt nach Auffassung des
Ministeriums und der Straßenbauverwaltung zu favorisieren; es
habe erreicht werden können, dass der Bund den modellhaften
Einsatz von Splittmastixasphalt akzeptiere. Er hoffe, dass ab
2014 ein genereller Einsatz möglich sei. Überall dort, wo es
Lärm probleme gebe, dränge das Ministerium darauf, dass Splitt-
mastixasphalt eingebaut werde, zumal dieser Belag nicht so teuer
wie offenporiger Asphalt sei.

Abschließend äußerte er, hinsichtlich einer baulichen Verän -
derung der Autobahnanschlussstelle Ludwigsburg-Nord sei ihm
nichts bekannt.

Ein weiterer Vertreter des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur führte ergänzend aus, nur bei einem achtstreifigen Aus-
bau der Autobahn A 81 bestehe ein Anspruch auf Lärmvorsorge,
im Falle der temporären Seitenstreifenfreigabe bestehe darauf
hingegen grundsätzlich kein Anspruch. Gleichwohl werde auf
dem Streckenabschnitt, auf dem temporär der Seitenstreifen frei-
gegeben werde, lärmmindernder Asphalt eingebaut. Die erwähn-
te Neckarbrücke in Freiberg liege allerdings außerhalb dieses
Streckenabschnitts. In Asperg seien ergänzende Lärmschutzmaß-
nahmen möglich.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

07. 05. 2013

Berichterstatter:

Renkonen
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24. Zu dem Antrag der Abg. Thaddäus Kunzmann
u. a. CDU und der Stellung nahme des Ministe -
riums für Verkehr und Infrastruktur – Druck -
sache 15/3204
– Lärm- und Erschütterungsschutz für Leinfel-

den-Echterdingen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. Abschnitt I des Antrags der Abg. Thaddäus Kunzmann
u. a. CDU – Drucksache 15/3204 – für erledigt zu er-
klären;

2. Abschnitt II des Antrags der Abg. Thaddäus Kunz-
mann u. a. CDU – Drucksache 15/3204 – abzulehnen.

17. 04. 2013

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Drexler Köberle

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur beriet den Antrag
Drucksache 15/3204 in seiner 16. Sitzung am 17. April 2013.

Der Erstunterzeichner des Antrags legte dar, in der Stellungnahme
des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur zu Abschnitt II des
Antrags werde auf laufende Gespräche zwischen DB, Land und
der Stadt Leinfelden-Echterdingen verwiesen. Zu diesen Ge-
sprächen interessieren ihn der aktuelle Sachstand und eventuelle
Ergebnisse.

Die in Abschnitt I Ziffer 5 des Antrags aufgeworfene Frage, ob
die Landesregierung die Stadt Leinfelden-Echterdingen aufgefor-
dert habe, sich an Maßnahmen, die über das gesetzlich vorge-
schriebene Maß an Lärm- und Erschütterungsschutz hinausgin-
gen, finanziell zu beteiligen, sei noch nicht beantwortet worden;
er bitte den Minister für Verkehr und Infrastruktur daher, in der
laufenden Sitzung dazu Stellung zu nehmen und in diesem Zu-
sammenhang darzulegen, welche Gespräche in dieser Sache zwi-
schen dem Ministerium für Verkehr und Infrastruktur sowie der
Stadt Leinfelden-Echterdingen stattgefunden hätten.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, in der Stellungnahme
der Landesregierung zu den Ziffern 1 bis 5 des Antrags Druck -
sache 15/3043, auf die in der Stellungnahme verwiesen werde,
werde mitgeteilt, dass sich die Stadt Leinfelden-Echterdingen be-
reit erklärt habe, einen Teil der Finanzierung zu übernehmen,
dies aber von einer Beteiligung der Projektpartner abhängig 
mache. Ihn interessiere, ob zwischenzeitlich weitere Gespräche
erfolgt seien.

Weiter führte er aus, am 21. Februar 2013 habe in Leinfelden-
Echterdingen eine Podiumsdiskussion zum Thema „Lärm in
Leinfelden-Echterdingen“ stattgefunden. Bei dieser Veranstal-
tung habe der Konzernbevollmächtigte der Deutschen Bahn AG
für das Land Baden-Württemberg Bereitschaft signalisiert, wei-
tere Überlegungen zum Thema Lärmschutz anzustellen; dazu
bedürfe es jedoch eines Auftrags durch das Ministerium für Ver-
kehr und Infrastruktur. Er bitte um aktuelle Informationen hier-
zu.

Ein Abgeordneter der SPD führte aus, die in der Stellungnahme
der Landesregierung zu Abschnitt II des Antrags erwähnten Ge-
spräche zwischen DB, Land und Stadt Leinfelden-Echterdingen
hätten mittlerweile stattgefunden. Im Ergebnis habe sich die
Stadt Leinfelden-Echterdingen bereit erklärt, die Hälfte der Kos -
ten für ein Gutachten, mit dem die Wirksamkeit eines Lärm- und
Erschütterungsschutzes der Schienentrasse in Leinfelden über-
prüft werden solle und das voraussichtlich 60 000 € kosten wer-
de, zu übernehmen. Die Bahn habe sich bereit erklärt, 15 000 €
zu übernehmen. Für die verbleibenden 15 000 € liege derzeit
noch keine Zusage, sie zu übernehmen, vor. Er bitte um eine
Stellungnahme des Ministers für Verkehr und Infrastruktur, in-
wieweit das Land zwischenzeitlich zu einer Kostenübernahme
bereit sei.

Abschließend merkte er an, aus seiner Sicht könnte Abschnitt II
des Antrags für erledigt erklärt werden. Denn die darin erwähn-
ten Gespräche hätten mittlerweile stattgefunden.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur teilte mit, wie bereits
der Presse zu entnehmen gewesen sei, habe sich das Land bereit
erklärt, Kosten für Lärm- und Erschütterungsschutz im Rahmen
des Stuttgart-21-Budgets zu übernehmen. Die Bahn sei jedoch
nicht dazu bereit gewesen, zu akzeptieren, dass dies im Rahmen
des Stuttgart-21-Budgets geschehe, sondern plädiere für eine
Kos tenübernahme durch das Land im Rahmen einer Sonderfi-
nanzierung. Dafür sehe das Ministerium für Verkehr und Infra-
struktur jedoch keine Grundlage.

Auf der derzeitigen S-Bahn-Strecke zum Flughafen verkehrten
künftig durchschnittlich 1,5 Fern- und Regionalzüge der neues -
ten Generation pro Stunde mit einer Geschwindigkeit von 
60 bzw. 80 km/h. Diese Züge seien voraussichtlich sogar leiser
als die S-Bahn. Deshalb bleibe es bei der Position des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur, dass für Lärm- und Erschütte-
rungsschutz nur im Rahmen des Budgets Geld zur Verfügung ge-
stellt werde.

Der Ministerpräsident habe am Vortag auf einer Pressekonferenz
eindeutig erklärt, dass sich das Land auch an dem in Rede 
stehenden Gutachten nicht beteilige. Dies sei auch der Stadt
Leinfelden-Echterdingen bereits mitgeteilt worden. Er bestreite
nicht, dass es dem Land finanziell möglich wäre, die noch feh-
lenden 15 000 € bereitzustellen; das Land beteilige sich jedoch
aus grundsätzlichen Überlegungen heraus nicht. Denn wenn
nicht beabsichtigt sei, sich an den Folgekosten der Untersuchung
zu beteiligen, sei es nicht gerechtfertigt, sich an einem ent -
sprechenden Gutachten zu beteiligen. Im Übrigen wäre es der
Stadt Leinfelden-Echterdingen, die zusätzlichen Lärmschutz ha-
ben wolle, oder der Bahn durchaus möglich, den noch ausstehen-
den Finanzierungsanteil zu übernehmen.

Ein weiterer Vertreter des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur führte ergänzend aus, es habe ein Gespräch mit der DB,
dem Oberbürgermeister der Stadt Leinfelden-Echterdingen und
der Region gegeben, in dem der Auftrag für das in Rede stehende
Gutachten besprochen worden sei. Über die Vergabe sei Einver-
nehmen erzielt worden, nicht jedoch über die Finanzierung. Der
Abgeordnete der SPD habe die Finanzierungsanteile, für die be-
reits Zusagen existierten, zutreffend dargestellt.

Ein Abgeordneter der Grünen äußerte, die Abgeordneten seiner
Fraktion hätten Verständnis für die Situation der Stadt Leinfel-
den-Echterdingen. In interessiere, ob sich die derzeitigen Ak -
tivitäten der Landesregierung zur Abschaffung des Schienenbo-
nus auf die noch nicht planfestgestellten Streckenabschnitte aus-



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3571

41

Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur

wirkten. Im Übrigen sähen die Abgeordneten seiner Fraktion das
Land nicht primär in der Pflicht, wenn es um zusätzliche Lärm-
schutzmaßnahmen gehe; gefordert sei vielmehr primär der Ver-
ursacher des Verkehrslärms. Gesprächsbedarf gebe es derzeit
auch noch zur anteiligen Finanzierung des erwähnten Gutach-
tens. Er schlage namens der Abgeordneten seiner Fraktion vor,
den Antrag Drucksache 15/3204 nach der Behandlung im Aus-
schuss für erledigt zu erklären, zumal die darin erwähnten Ge-
spräche bereits geführt worden seien. Im Übrigen sei nach seinen
Informationen vorgesehen, in der nächsten Sitzung des Aus-
schusses für Verkehr und Infrastruktur den Antrag Drucksache
15/3043 zu beraten, was die Gelegenheit biete, nochmals darüber
zu diskutieren, wie das erwähnte Gutachten finanziert werden
solle.

Der Erstunterzeichner des Antrags stellte klar, auf der Strecke
zum Flughafen verkehrten künftig nicht 1,5 Fern- und Regio-
nalzüge stündlich pro Fahrtrichtung, sondern zwei. Denn es sei
beabsichtigt, dass die Fernverkehrszüge künftig stündlich ver-
kehrten.

Weiter führte er aus, seine Frage hinsichtlich Gesprächen, die
mit der Stadt Leinfelden-Echterdingen geführt worden seien, ha-
be sich nicht nur auf das vom Vertreter des Ministeriums für
Verkehr und Infrastruktur erwähnte Gespräch bezogen, sondern
auch auf weiter zurückliegende. Ihn interessiere konkret, ob sei-
ne Information zutreffe, dass der Ministerialdirektor im Ministe-
rium für Verkehr und Infrastruktur am 23. Oktober 2012 beim
Oberbürgermeister der Stadt Leinfelden-Echterdingen angerufen
und gefragt habe, ob die Stadt Leinfelden-Echterdingen bereit
sei, sich finanziell sowohl an dem Gutachten als auch an zusätz -
lichen Lärm- und Erschütterungsschutzmaßnahmen zu beteili-
gen. Wenn diese Information zutreffe, wolle er wissen, warum
dieser Anruf erfolgt sei, obwohl sich das Land für zusätzlichen
Lärm- und Erschütterungsschutz nicht zuständig fühle.

Der Abgeordnete der FDP/DVP merkte an, ihn interessiere, wor-
auf sich die Aussage des Ministers für Verkehr und Infrastruktur
stütze, auf der Strecke zum Flughafen seien die zu erwartenden
Fernverkehrszüge voraussichtlich leiser als die S-Bahn. Denn
wenn nicht mit zusätzlichem Lärm zu rechnen sei, stelle sich die
Frage, warum sich die Bahn finanziell an einem Gutachten hin-
sichtlich eines zusätzlichen Lärm- und Erschütterungsschutzes
beteilige.

Ein Abgeordneter der SPD brachte vor, die Bahn habe schon seit
jeher die These vertreten, dass es durch die zusätzlichen Fernver-
kehrszüge nicht lauter werde und diese Züge auch nicht zu Prob -
lemen hinsichtlich Erschütterungen führten. In Leinfelden-Ech-
terdingen gebe es jedoch eine starke Bürgerinitiative, der sich
teilweise auch die Stadt Leinfelden-Echterdingen angeschlossen
habe, die die Auffassung vertrete, es müsse geklärt werden, ob
die zusätzlichen Züge zu zusätzlichem Lärm und zusätzlichen
Erschütterungen führten. Je nach Ergebnis dieser Untersuchung
könne auf zusätzliche Lärm- und Erschütterungsschutzmaßnah-
men verzichtet werden oder müsse entsprechend reagiert werden.

Eine gewisse Beteiligung des Landes komme aus Sicht der SPD-
Fraktion durchaus in Betracht; denn in Ziffer 3 des Filderdialogs
– Schutz vor Lärm und Erschütterungen – sei u. a. Folgendes
festgehalten: „Voraussetzung für darüber hinausgehende Maß-
nahmen sei aus Sicht der Projektpartner eine maßgebliche Betei-
ligung der Stadt Leinfelden-Echterdingen an der Finanzierung,
da die über das gesetzliche Maß hinausgehenden Lärm- und Er-
schütterungsschutzmaßnahmen vor allem den Menschen in die-
ser Kommune zugutekämen.“ Zu den Projektpartnern, die diese

Ansicht vertreten hätten, zähle auch das Land. Eine maßgebliche
Beteiligung an der Finanzierung bedeute nicht, dass alle Kosten
allein zu tragen seien, und die zugesagte Übernahme der Hälfte
der Kosten für das Gutachten durch die Stadt Leinfelden-Echter-
dingen sei durchaus eine maßgebliche Beteiligung.

Er sehe deshalb Bedarf für weitere Gespräche mit dem Koali -
tionspartner, und in der nächsten Sitzung des Ausschusses für
Verkehr und Infrastruktur könne im Zusammenhang mit der Be-
handlung des Antrags Drucksache 15/3043 entschieden werden,
ob das Land die 15 000 € für das Gutachten, für die derzeit noch
keine Finanzierungszusage vorliege, übernehmen könne oder
nicht.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur legte dar, hinsichtlich
der Abschaffung des Schienenbonus laufe derzeit ein Vermitt-
lungsverfahren zwischen Bundestag und Bundesrat. Er persön-
lich sei in einer entsprechenden Arbeitsgruppe tätig gewesen. In
dieser Arbeitsgruppe sei eine Lösung erarbeitet worden, die sich
als konsensfähig erweisen könnte. Nordrhein-Westfalen habe
sich jedoch noch nicht abschließend positioniert. Er hoffe, dass
es hinsichtlich des Schienenbonus zu einem guten Ergebnis kom-
me; dieses würde sich auf die Bahnstrecke in Leinfelden-Echter-
dingen jedoch nicht auswirken, weil es sich um eine Bestands-
strecke und keine Neubaustrecke handle.

Im Ministerium werde nicht erfasst, wer wann mit wem tele -
foniere, es habe jedoch sicher auch Gespräche mit Vertretern der
Stadt Leinfelden-Echterdingen gegeben, weil das Ministerium
ein Interesse daran habe, herauszufinden, ob die Stadt Leinfel-
den-Echterdingen bereit sei, einen Finanzierungsbeitrag zu leis -
ten, und, wenn ja, in welcher Höhe. Das Ministerium habe ferner
ein Interesse daran gehabt, die Bahn und die Stadt Leinfelden-
Echterdingen zusammenzuführen, um zu einem Ergebnis zu
kommen, das von beiden Seiten getragen werden könne. Die Be-
dingung, die das Ministerium für eine finanzielle Beteiligung des
Landes formuliert habe, sei von der Bahn wie bereits erwähnt lei-
der nicht akzeptiert worden.

Seine Aussage zu den Lärmemissionen der verschiedenen Schie-
nenfahrzeuge beruhe lediglich auf Erfahrungswerten; er könne
sie nicht mit exakten Messwerten belegen. An neu entwickelte
Züge würden zudem höhere Anforderungen auch hinsichtlich der
Lärmemissionen gestellt, als für bereits eingesetzte Fahrzeuge
gälten. Im Übrigen erzeugten Schienenfahrzeuge beim Anfahren
und beim Bremsen den meisten Lärm; die Fern- und Regional-
verkehrszüge, die auf der bestehenden S-Bahn-Strecke zum
Flughafen verkehrten, hielten jedoch nicht an jeder S-Bahn-Sta -
tion, sondern rollten mit sehr maßvoller Geschwindigkeit durch.
Deshalb sei damit zu rechnen, dass ein langsam dahinrollender
Zug sogar leiser als die S-Bahn sei.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, ob es letztlich zu
einer Verringerung der Belastungen durch Lärm und Erschütte-
rungen komme, solle erst noch untersucht werden. Das in Rede
stehende Gutachten werde letztlich darüber Aufschluss geben.
Auch die Bahn sei im Übrigen bereit, dies untersuchen zu lassen,
und beteilige sich mit 15 000 € an den Kosten für das Gutachten.

Weiter führte er aus, an der erwähnten Podiumsdiskussion „Lärm
in Leinfelden-Echterdingen“ vom 21. Februar 2013 hätten auch
der Vorsitzende der SPD-Fraktion im Landtag sowie als Vertre-
ter des Ministerpräsidenten der verkehrspolitische Sprecher der
Fraktion GRÜNE teilgenommen. In den „Stuttgarter Nachrich-
ten“ sei berichtet worden, dass der Vorsitzende der SPD-Land-
tagsfraktion auf dieser Podiumsdiskussion die Forderung formu-
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liert habe, der verkehrspolitische Sprecher der Fraktion GRÜNE
sowie die Grünen sollten „die Untersuchung nicht weiter ver-
schleppen“. Daraus ergebe sich, dass auch die Abgeordneten der
SPD-Fraktion daran interessiert sein müssten, in der laufenden
Sitzung darüber zu entscheiden, ob sich das Land an den Kosten
für das Gutachten beteiligen solle, wofür er werbe. Ferner werde
der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion in den „Stuttgarter
Nachrichten“ mit den Worten zitiert, die Anwohner dürfe man
„mit den Folgen von S 21 nicht allein lassen“ sowie mit den
Worten: „Wer den Flughafen, die Messe, die Autobahn und die
Schiene hat, der hat auch das Recht auf ein Entgegenkommen der
Politik über das Gesetz hinaus.“ Er erinnere daran, dass diese
Aussagen nicht von irgendeinem SPD-Abgeordneten getätigt
worden seien, sondern vom Vorsitzenden einer Regierungsfrak -
tion. Für diese Aussagen habe er auf der Podiumsdiskussion im
Übrigen tosenden Beifall erhalten. Nunmehr stehe er in der
Pflicht, dafür einzustehen. In der laufenden Sitzung bestehe Ge-
legenheit, für eine Finanzierungsbeteiligung des Landes zu votie-
ren.

Anschließend brachte er vor, der Ministerialdirektor im Ministeri-
um für Verkehr und Infrastruktur habe am 23. Oktober 2012 mit
der Stadt Leinfelden-Echterdingen telefoniert. Wie der Minis ter
für Verkehr und Infrastruktur dargestellt habe, habe dieses Tele-
fonat dem Ziel gedient, zwischen der Stadt Leinfelden-Echterdin-
gen und der Bahn zu vermitteln. Doch wenn es so sei, dass er im
Auftrag des Ministers für Verkehr und Infrastruktur eine Ver-
mittlerposition eingenommen habe, stelle sich die Frage, warum
ausgerechnet das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur es
riskiere, dass ein entsprechendes Gutachten an einem abweichen-
den Votum des grünen Teils der Landesregierung scheitere. Fer-
ner interessiere ihn, ob es angebracht sei, erst bei einer Kommu-
ne um eine Finanzierungsbeteiligung für ein Vorhaben zu wer-
ben und sich dann für genau dieses Vorhaben für nicht zuständig
zu erklären. Denn das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur
hätte es auch der Bahn überlassen können, für eine Finanzie-
rungsbeteiligung der Stadt Leinfelden-Echterdingen zu werben.

Ein Abgeordneter der Grünen entgegnete, er rate zu Gelassen-
heit. Denn es gehe um lediglich 15 000 €. Er sei sich sicher, dass
es letztlich gelingen werde, eine Lösung zu finden. Im Übrigen
sehe er keinen Grund für die Eile, auf die nunmehr verwiesen
werde.

Der Erstunterzeichner des Antrags warf ein, es sei der Vorsitzen-
de der SPD-Landtagsfraktion gewesen, der auf der erwähnten
Podiumsdiskussion in Leinfelden-Echterdingen gefordert habe,
die Untersuchung nicht weiter zu verschleppen.

Der Abgeordnete der Grünen fuhr fort, das Vorhaben, die Gäu-
bahn über den Flughafenbahnhof zu führen, sei nicht neu, son-
dern bereits im Finanzierungsvertrag zum Projekt Stuttgart 21
enthalten. Wer sich als Retter für den Lärmschutz in Leinfelden-
Echterdingen berufen fühle, hätte daher bereits viel früher aktiv
werden müssen. Während der Podiumsdiskussion habe der Vor-
sitzende der SPD-Landtagsfraktion signalisiert, Bedenken der
Bevölkerung hinsichtlich Lärm- und Erschütterungsschutz aufzu-
nehmen, und nunmehr werde innerhalb der Regierungskoalition
eine Lösung gesucht.

Der Abgeordnete der FDP/DVP merkte an, ihn interessiere, ob
das ins Auge gefasste Gutachten angesichts dessen, dass der Mi-
nister für Verkehr und Infrastruktur bereits Ergebnisse vorweg-
genommen habe, eventuell kostengünstiger sein könne, sodass es
keines Finanzierungsbeitrages des Landes bedürfe. Die Abgeord-
neten der Grünen erinnere er daran, dass ein Ergebnis des Filder-

dialogs darin bestanden habe, dass das in Rede stehende Gutach-
ten in Auftrag gegeben werde; wenn schon Dialogveranstaltun-
gen durchgeführt würden, sollte die Umsetzung der Ergebnisse
nicht an 15 000 € scheitern.

Ein Abgeordneter der SPD führte aus, die Ausgangslage habe
sich so dargestellt, dass Bund, Land und Bahn der Auffassung
gewesen seien, dass der zusätzliche Fern- und Regionalverkehr
nicht zu wesentlichen Verschlechterungen hinsichtlich Lärm und
Erschütterungen führen werde, während die Stadt Leinfelden-
Echterdingen insbesondere aufgrund der dortigen Bürgerinitia -
tiven die Auffassung vertreten habe, es könnte sein, dass es zu
entsprechenden Verschlechterungen komme. Um Klarheit zu ge-
winnen, werde das in Rede stehende Gutachten gebraucht. Die-
ses Gutachten werde voraussichtlich 60 000 € kosten, und für 
45 000 € lägen bereits Finanzierungszusagen vor. Daher würden
innerhalb der Koalition Gespräche darüber aufgenommen, ob die
verbleibenden 15 000 € vom Land übernommen würden. Diese
Gespräche seien kurzfristig nicht möglich gewesen. Wenn in der
laufenden Sitzung über eine Kostenbeteiligung des Landes ab -
gestimmt würde, würden die Abgeordneten seiner Fraktion nicht
gegen den Koalitionspartner stimmen. Er schlage vor, in der
nächsten Sitzung des Ausschusses für Verkehr und Infrastruktur
im Zusammenhang mit der Behandlung des Antrags Drucksache
15/3043 über eine Kostenbeteiligung des Landes abzustimmen;
in der Zwischenzeit hätten sich die Koalitionsfraktionen auf eine
gemeinsame Position verständigt.

Ein Abgeordneter der Grünen merkte an, bei der Podiumsdiskus-
sion zum Thema „Lärm in Leinfelden-Echterdingen“ habe es
sich, obwohl Abgeordnete aus allen Fraktionen teilgenommen
hätten, im Wesentlichen um eine CDU-Veranstaltung gehandelt.

Eine Mitunterzeichnerin des Antrags nahm Bezug auf die Aus -
sage des Ministers für Verkehr und Infrastruktur, die neuen Fern-
züge, die auf der Gäubahn verkehrten, seien so leise, dass keine
Lärmschutzmaßnahmen ergriffen werden müssten, und äußerte,
das, was mit der Bahn für die Gäubahn vereinbart worden sei,
könne nur eine Übergangslösung sein. Denn damit lasse sich der
Vertrag von Lugano nicht erfüllen. Die Landesregierung sollte
entweder klar kundtun, dass dieser Vertrag niemals erfüllt werde,
oder einräumen, dass es im Bereich der Stadt Leinfelden-Echter-
dingen zusätzlicher Lärmschutzmaßnahmen bedürfe.

Sie sei verwundert über die Aussage des Ministers für Verkehr
und Infrastruktur, der Ministerpräsident habe sich nicht wegen
15 000 € gegen eine Kostenbeteiligung des Landes an dem in Re-
de stehenden Gutachten ausgesprochen, sondern aus prinzipiel-
len Erwägungen heraus. Denn im Filderdialog seien sowohl der
„Filderbahnhof plus“ als auch Lärmschutzmaßnahmen gefordert
worden, und wenn beides abgelehnt werde, passe dies nicht zu
der von der Landesregierung propagierten Politik des Gehörtwer-
dens. Abgeordnete der SPD-Fraktion erklärten zwar immer wie-
der, sie wollten Argumente aus der Bevölkerung aufnehmen, bei-
spielsweise habe der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion auf
der erwähnten Podiumsdiskussion in Leinfelden-Echterdingen
für die zitierte Äußerung tosenden Beifall erhalten, doch wenn es
um die Umsetzung gehe, scheitere die SPD immer wieder am nur
wenig größeren Koalitionspartner. Sie nehme mit Verwunderung
zur Kenntnis, dass es nunmehr wegen nur 15 000 € Gespräche
zwischen den Koalitionsfraktionen gebe.

Abschließend teile sie mit, Abschnitt II des Antrags Drucksache
15/3204 sei mittlerweile überholt. Deshalb modifiziere sie diesen
Abschnitt namens der Antragsteller wie folgt:
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II. sich anteilsmäßig an der Finanzierung eines Gutachtens
zur Überprüfung der Wirksamkeit eines Lärm- und Erschütte-
rungsschutzes in Leinfelden-Echterdingen zu beteiligen.

Den SPD-Abgeordneten stehe es zwar frei, diesen Antrag in der
laufenden Sitzung abzulehnen, doch wäre es nicht nachvollzieh-
bar, wenn die Abgeordneten der SPD wenige Wochen später ei-
nem Antrag gleichen Inhalts zustimmten.

Ein Abgeordneter der SPD stellte klar, wie in Koalitionen üblich
müssten zwischen den Koalitionsfraktionen noch Absprachen
getroffen werden. Diese dauerten voraussichtlich nicht mehrere
Wochen, doch angesichts dessen, dass die nächste Sitzung des
Ausschusses für den 5. Juni 2013 vorgesehen sei, könne erst zu
diesem Zeitpunkt entschieden werden. Dies könne der Öffent-
lichkeit durchaus vermittelt werden. Im Übrigen sei er verwun-
dert darüber, dass die CDU-Abgeordneten plötzlich für mehr
Lärmschutz auf den Fildern einträten; denn noch vor der Land-
tagswahl hätten sie eine andere Auffassung vertreten. Der ent-
scheidende Grund dafür, das in Rede stehende Gutachten in Auf-
trag zu geben, sei die zitierte Ziffer 3 der Ergebnisse des Filder-
dialogs; er verweise darauf, dass entlang der Rheintaltrasse aus-
schließlich betroffene Kommunen entsprechende Untersuchun-
gen in Auftrag gäben und bezahlten. Wenn die CDU-Abgeordne-
ten darauf bestünden, dass in der laufenden Sitzung abgestimmt
werde, ob sich das Land finanziell an einem Lärmschutzgutach-
ten beteiligen solle, sähe er darin ein rein taktisches Vorgehen.
Denn er sehe keinen Grund für einen entsprechenden Zeitdruck.
Vielmehr reiche es aus, zu Beginn des Planfeststellungsverfah-
rens für die Bahnstrecke auf den Fildern über das Gutachten zu
verfügen.

Ein Abgeordneter der Grünen erklärte, auf der Podiumsdiskus -
sion in Leinfelden-Echterdingen hätten sowohl er als auch der
Vorsitzende der SPD-Fraktion erklärt, das Interesse der Stadt
Leinfelden-Echterdingen an zusätzlichem Lärmschutz sei nach-
vollziehbar. Denn die Stadt Leinfelden-Echterdingen sei sehr
stark von Verkehrslärm unterschiedlicher Verkehrsträger belas -
tet. Der Vorsitzende der SPD-Fraktion habe auf dieser Veranstal-
tung eine stärkere Offenheit hinsichtlich einer finanziellen Betei-
ligung des Landes an einer entsprechenden Untersuchung in den
Raum gestellt. Er (Redner) habe auf die primäre Verantwortlich-
keit der Bahn als Lärmverursacher verwiesen. Die Bürgerinnen
und Bürger hätten jedoch sehr wohl verstanden, dass sich die Re-
gierungsfraktionen dieser Thematik annähmen. Er würde es be-
grüßen, wenn sich auch die Abgeordneten der CDU zu den Er-
gebnissen des Filderdialogs bekennen würden.

Mehrere CDU-Abgeordnete warfen ein, auf die CDU treffe dies
zu.

Der Abgeordnete der Grünen fuhr fort, hinsichtlich der Positio-
nierung der Regierungsfraktionen gebe es derzeit noch Bera-
tungsbedarf. Insofern sei Abschnitt II des vorliegenden Antrags
in der mündlich geänderten Fassung ausschließlich parteipoli-
tisch geprägt. Den CDU-Abgeordneten werde es jedoch nicht ge-
lingen, die Regierungsfraktionen in der Öffentlichkeit vorzu-
führen.

Der Erstunterzeichner des Antrags betonte, nicht die CDU-Abge-
ordneten erzeugten Zeitdruck, sondern der Vorsitzende der SPD-
Fraktion habe dies getan, indem er wie bereits erwähnt erklärt
habe, der verkehrspolitische Sprecher der Fraktion GRÜNE und
die Grünen sollten „die Untersuchung nicht weiter verschlep-
pen“. Er habe im Übrigen nicht behauptet, im Bereich Leinfel-
den-Echterdingen käme es zu einer erhöhten Lärmbelastung,

weshalb Lärmschutzmaßnahmen erforderlich würden, sondern
habe lediglich erklärt, es bedürfe einer Untersuchung, ob zusätz-
liche Lärmschutz- und Erschütterungsschutzmaßnahmen erfor-
derlich seien. Er verweise in diesem Zusammenhang darauf, dass
in Filderstadt an der S-Bahn-Strecke Nachbesserungen erforder-
lich geworden seien, was erhebliche finanzielle Mittel erfordert
habe.

Ein Mitunterzeichner des Antrags brachte vor, nach den bisheri-
gen Erkenntnissen werde die Bahnstrecke in Leinfelden-Echter-
dingen erst nach Fertigstellung von Stuttgart 21 von IC- und
ICE-Zügen befahren werden. Er sei davon ausgegangen, dass die
derzeitigen Verträge nur für die Interimszeit bis dahin abge-
schlossen worden seien. Ihn interessiere, ob es in Bezug auf die
Gäubahn Verträge gebe, die über den Zeitpunkt der Fertigstel-
lung von Stuttgart 21 hinausgingen.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur äußerte, die Antrag-
steller hätten die Landesregierung in Abschnitt II des Antrags
Drucksache 15/3204 aufgefordert, die Initiative zur Erteilung 
eines Gutachtens zur Überprüfung der Wirksamkeit eines Lärm-
und Erschütterungsschutzes zu ergreifen. Genau das habe das
Ministerium für Verkehr und Infrastruktur getan, allerdings be-
reits vor der Formulierung dieser Forderung. Diese Aufgabe ha-
be der Ministerialdirektor im Ministerium für Verkehr und Infra-
struktur in seinem Auftrag wahrgenommen. Die Antragsteller
hätten im Übrigen im Antrag nicht gefordert, dass sich das Land
auch finanziell beteilige. Zusätzlicher Lärm- und Erschütterungs-
schutz im Bereich Leinfelden-Echterdingen sei nicht ausge-
schlossen, doch müsse die Stadt Leinfelden-Echterdingen einen
Beitrag dazu leisten. Das Land sei nur unter der Bedingung be-
reit, für zusätzliche Maßnahmen zum Lärm- und Erschütterungs-
schutz Geld bereitzustellen, dass dies im Rahmen des Budgets
geschehe. Aus seiner Sicht müsse es möglich sein, aus einem 
Finanzierungsanteil des Landes in Höhe von 930 Millionen € 
15 000 € für eine finanzielle Beteiligung an einem Gutachten be-
reitzustellen. Dies habe die Bahn jedoch abgelehnt, sondern eine
Sonderfinanzierung gefordert, was wiederum vom Land abge-
lehnt worden sei.

Die Antragsteller nähmen stark auf den Filderdialog Bezug, doch
andererseits hätten sie den Filderdialog von Anfang an immer
wieder in Frage gestellt, indem erklärt worden sei, alles, was
nicht in der Finanzierungsvereinbarung von Stuttgart 21 enthal-
ten sei, könne nicht Bestandteil des Filderdialogs sein. Letztlich
sei eingelenkt worden. Hauptkritikpunkt am Filderbahnhof sei
im Übrigen nicht die Tatsache gewesen, dass auf der Strecke
zum Flughafen künftig auch Fernverkehrszüge verkehrten, son-
dern vielmehr die Gefahr von Konflikten zwischen S-Bahn und
Fernverkehr. Er persönlich habe im Übrigen nie behauptet, dass
es ein Lärmschutzproblem geben könnte.

Weiter führte er aus, die Züge, die ab 2018 eingesetzt würden,
würden auch nach Beendigung der Interimslösung 2025, 2026
oder wann auch immer eingesetzt. Andere ICs oder ICEs würden
mit Sicherheit nicht lauter. Im Übrigen bleibe die Geschwindig-
keitsbeschränkung auf dem in Rede stehenden Streckenabschnitt
bestehen.

Hinsichtlich Lärm- und Erschütterungsschutz empfehle er einen
Vergleich mit der Rheintalbahn, auf der 400 bis 600 laute Güter-
züge täglich verkehrten. Sie rollten gewissermaßen im 2-Minu-
ten-Takt durch die Ortschaften. Im Bereich der Stadt Leinfelden-
Echterdingen hingegen gehe es um Fern- und Nahverkehrszüge
einer neuen Generation, von denen im Durchschnitt 1,5 Stück
pro Stunde verkehrten. Wegen der großen Unterschiede sei im
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Übrigen auch die Bahn der Meinung, dass das in Rede stehende
Gutachten kaum zu dem Ergebnis kommen werde, dass im Be-
reich der Stadt Leinfelden-Echterdingen zwingend zusätzliche
Lärmschutzmaßnahmen ergriffen werden müssten. Insofern sei-
en zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen voraussichtlich allenfalls
ein freiwilliges Zugeständnis. Angesichts dieser Prognose würde
das Land ein falsches Signal aussenden, wenn es sich an einem
Gutachten beteiligte.

Eine Mitunterzeichnerin des Antrags merkte an, es stehe sicher
außer Frage, dass die Fahrzeuge, die im Rahmen der Interims -
lösung eingesetzt würden, auch nach Fertigstellung von Stutt-
gart 21 Verwendung fänden. Doch es sei vermutlich unstreitig,
dass mit diesen Fahrzeugen der Vertrag von Lugano nicht ein-
gehalten werden könne. Auf den Einwurf des Ministers für
Verkehr und Infrastruktur, das Hauptproblem bestehe darin,
dass auf der Gäubahn aufgrund der Streckeninfrastruktur keine
wesentlich kürzeren Fahrzeiten als derzeit erreicht werden
könnten, erklärte sie, wenn dieses Problem aus Sicht des Minis -
ters für Verkehr und Infrastruktur dauerhaft nicht lösbar sei, sei
der Vertrag von Lugano hinfällig. Dann müsse dies auch so
kommuniziert werden.

Weiter führte sie aus, zunächst habe der Minister für Verkehr
und Infrastruktur die Auffassung vertreten, wenn die Stadt Lein-
felden-Echterdingen zusätzlichen Lärmschutz wolle, müsse sie
diese Maßnahmen auch bezahlen. Nunmehr habe der Minister er-
klärt, für Lärmschutzmaßnahmen sei der Verursacher, also die
Bahn, zuständig. Hierzu bitte sie um eine Erläuterung.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur führte aus, bei der
Strecke Zürich–Stuttgart habe sich die Bahn vom Vertrag von
Lugano verabschiedet. Das Land habe darauf bestanden, dass die
von der Bahn vorgeschlagene Lösung nur eine Interimslösung
sein könne. Voraussetzung dafür, den Vertrag von Lugano ein-
zulösen, wäre ein sehr weitgehender, von der derzeitigen Landes-
regierung in keiner Weise avisierte oder gar finanziell abge -
sicherter durchgängig zweigleisiger und in erheblichem Umfang
kurvenbeschleunigter Ausbau der Strecke zwischen Horb und
der Schweizer Grenze. Denn nur so sei eine Fahrzeit von 2 Stun-
den und 15 Minuten für die Strecke zwischen Stuttgart und
Zürich erreichbar; mit Neigetechnikzügen allein sei eine solche
Fahrzeit nicht erreichbar.

Nach den derzeitigen Plänen werde an der derzeitigen Strecke
auf den Fildern nichts verändert, auch die Geschwindigkeitsbe-
grenzung auf 60 bzw. 80 km/h bleibe bestehen. Deshalb sei dort
mit einem relativ niedrigen Lärmpegel zu rechnen.

Abschließend betonte er, die Bahn vertrete nach wie vor die Auf-
fassung, aus dem Budget nur die Maßnahmen finanzieren zu
wollen, die der Finanzierungsvereinbarung zugrunde gelegen
hätten, und für alle zusätzlichen Maßnahmen Sondervereinbarun-
gen und damit zusätzliche Finanzierungsbeiträge zu fordern. Da-
mit sei das Land jedoch nicht einverstanden, weil das Land dann
für ein ohnehin recht teures Projekt zusätzliche Mittel bereitstel-
len müsste.

Der Erstunterzeichner des Antrags merkte an, er wünsche der
SPD-Fraktion viel Erfolg bei den anstehenden Verhandlungen
mit ihrem Koalitionspartner und vor allem mit dem Minister für
Verkehr und Infrastruktur.

Der Ausschuss beschloss als Empfehlung an das Plenum ohne
förmliche Abstimmung, Abschnitt I des Antrags für erledigt zu
erklären, und mit 10 : 9 Stimmen ohne Stimmenthaltungen, Ab-
schnitt II des Antrags in der geänderten Fassung abzulehnen.

24. 04. 2013

Berichterstatter:

Drexler
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25. Zu dem Antrag der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch
u. a. CDU und der Stellung nahme des Ministe -
riums für Finanzen und Wirtschaft – Druck sache
15/1685
– Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch u. a. CDU 
– Druck sache 15/1685 – für erledigt zu erklären.

25. 04. 2013

Die Berichterstatterin: Der stellv. Vorsitzende:

Lösch Rombach

B e r i c h t

Der Ausschuss für Europa und Internationales behandelte den An-
trag Drucksache 15/1685 in seiner 11. Sitzung am 12. Juli 2012
und in seiner 17. Sitzung am 25. April 2013.

Da der Ausschuss öffentlich tagte, wurden die Namen der Red-
ner im nachfolgenden Bericht nicht anonymisiert.

Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU führte aus, die bisherigen Infor-
mationen zur Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie seien
noch relativ dürftig. Er schlage vor, abzuwarten, bis der Bericht
der Europäischen Kommission zur Evaluierung der Umsetzung
der EU-Dienstleistungsrichtlinie in den einzelnen Ländern vor-
liege, um dann weitere Entscheidungen zu treffen. Bislang sei
der Anteil der Dienstleistungen in Baden-Württemberg, die von
der EU-Dienstleistungsrichtlinie betroffen seien, marginal ge-
wachsen. 

Er begrüße, dass die Zahl der Genehmigung, die in diesem Rah-
men in den Stadt- und Landkreisen erteilt werden sollten, deut-
lich reduziert worden sei. 

Sobald die Europäische Union ihren Bericht zur Umsetzung der
EU-Dienstleistungsrichtlinie vorlegen werde, könne auch über-
prüft werden, ob die Umsetzung dieser Dienstleistungsrichtlinie
in Baden-Württemberg anderen Umsetzungen überlegen sei.

Abg. Brigitte Lösch GRÜNE erklärte, auch sie halte es noch für
zu früh, um über die Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie
zu diskutieren, da sowohl die Umsetzung der EU-Dienstleis -
tungsrichtlinie auf Landesebene als auch der Bericht der Euro -
päischen Kommission dazu noch ausstehe. Sie schlage vor, den
vorliegenden Antrag Anfang 2013 nochmals zu beraten.

Ein Vertreter des Staatsministeriums äußerte, mittlerweile liege
ein Bericht vor, wie die Umsetzung eines Einheitlichen An-
sprechpartners im Rahmen der EU-Dienstleistungsrichtlinie
funktioniere. Sowohl bei der Informationsbereitstellung als auch
bei der Verfahrensabwicklung funktioniere das vorgeschlagene
System in föderal aufgebauten Ländern wie Österreich und
Deutschland schlechter als in anderen Ländern. Unabhängig da-
von, wo der Einheitliche Ansprechpartner bislang installiert wor-
den sei, funktioniere dies jedoch generell noch relativ schlecht.

Möglicherweise seien somit in Baden-Württemberg vor allem
Änderungen beim Verfahren in diesem Rahmen nötig.

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU erklärte sich damit einver-
standen, den Antrag Anfang 2013 erneut aufzurufen.

Fortsetzung der Beratungen am 25. April 2013:

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU führte aus, sie danke der
Landesregierung für die umfangreiche Mitteilung Drucksache
15/3241 zum Gesetz über Einheitliche Ansprechpartner für das
Land Baden-Württemberg. Der Landtag habe sich mit der Um-
setzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie umfassend beschäftigt;
der Einheitliche Ansprechpartner sei jedoch lediglich in weni-
gen Fällen genutzt worden, wodurch sich ihr die Frage stelle, ob
die EU-Dienstleistungsrichtlinie in dieser Beziehung überhaupt
nötig gewesen sei. 

Die Evaluation der EU-Dienstleistungsrichtlinie sei mit viel Arbeit
verbunden gewesen. Daher sollte in ähnlichen Fällen derlei Vorga-
ben der Europäischen Union künftig rechtzeitig vermieden werden.

Abg. Beate Böhlen GRÜNE erklärte, 80 % der Nutzer der Ein-
heitlichen Ansprechpartner seien sehr zufrieden mit der Arbeit
der Einheitlichen Ansprechpartner. Die Vorgaben der Europä -
ischen Union hierzu bewirkten nicht, dass Gesetze in Baden-
Württemberg angepasst werden müssten. Allerdings sollten die
Einheitlichen Ansprechpartner weiter bekannt gemacht werden.
Sie gebe ihrer Vorrednerin recht, zu überprüfen, ob es nicht zu
viele Einheitliche Ansprechpartner gebe. Möglicherweise sei
auch eine Zentralstelle zur Unterstützung der Einheitlichen An-
sprechpartner im Land sinnvoll.

Bislang hätten föderal strukturierte Länder wie Österreich und
Deutschland Schwierigkeiten bei der Umsetzung der EU-Dienst-
leistungsrichtlinie angemeldet. Sie erkundigte sich, ob hierzu
neuere Informationen vorlägen. Sie erklärte, sie habe den Ein-
druck, dass einige Maßnahmen der Europäischen Union sich ge-
nerell gegen föderale Ordnungen wandten.

Abg. Rita Haller-Haid SPD äußerte, die Umsetzung der EU-
Dienstleistungsrichtlinie in den einzelnen Ländern sei schwierig
zu vergleichen. Ihr seien keine Klagen zum Einheitlichen An-
sprechpartner bekannt. Insoweit wolle sie das Thema EU-Dienst-
leistungsrichtlinie vorläufig abschließen.

Ein Vertreter des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft er-
klärte, im Jahresmittel 2011 hätten die Einheitlichen Ansprech-
partner zwar lediglich 54 Informationsauskünfte erteilt. Hierbei
handle es sich aber nicht um die absolute Zahl an Informations-
auskünften; dies zeige sich auch daran, dass es insgesamt 68 Ge-
schäftsstelle für Einheitliche Ansprechpartner gebe. Die Zahl der
Informationsauskünfte sei entsprechend ein Vielfaches dessen;
insgesamt seien etwa 1 200 Verfahren abgewickelt worden.

Österreich sei es nicht gelungen, die EU-Dienstleistungsrichtlinie
fristgerecht umzusetzen. Über den aktuellen Stand der Umset-
zung in Österreich könne er nichts sagen.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

07. 05. 2013

Berichterstatterin:

Lösch

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Europa und Internationales
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26. Zu dem Antrag der Abg. Josef Frey u. a. GRÜNE
und der Abg. Rita Haller-Haid SPD und der
Stellung nahme des Ministeriums für Finanzen
und Wirtschaft – Druck sache 15/2829
– Mobilität von Fachkräften aus Katalonien för-

dern

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

1. Abschnitt I des Antrags der Abg. Josef Frey u.a. GRÜNE
und der Abg. Rita Haller-Haid SPD – Drucksache
15/2829 – für erledigt zu erklären;

2. Abschnitt II des Antrags der Abg. Josef Frey u. a.
GRÜNE und der Abg. Rita Haller-Haid SPD – Druck-
sache 15/2829 – zuzustimmen.

25. 04. 2013

Die Berichterstatterin: Der stellv. Vorsitzende:

Gurr-Hirsch Rombach

B e r i c h t

Der Ausschuss für Europa und Internationales beriet den Antrag
Drucksache 15/2829 in seiner 17. Sitzung am 25. April 2013.

Da der Ausschuss öffentlich tagte, wurden die Namen der Red-
ner im nachfolgenden Bericht nicht anonymisiert.

Abg. Josef Frey GRÜNE legte dar, vor allem in den südlichen
Ländern der Europäischen Union bestehe auf der einen Seite ein
Fachkräftemangel, während auf der anderen Seite eine hohe 
Jugendarbeitslosigkeit herrsche. Der Anstieg der Beschäftigung
spanischer Arbeitskräfte habe zwischen 2011 und 2012 in
Deutschland 9 % betragen. 64 % dieser Spanier wiesen einen Be-
rufsabschluss auf. Hier bestünden Anknüpfungspunkte zum deut-
schen Mittelstand.

Vom Goethe-Institut in Barcelona wisse er, dass dort die Nach-
frage nach Deutschkursen steige. Das Kursangebot richte sich
zunehmend auch an diejenigen Spanier, die erwögen, in Deutsch-
land einer Arbeit nachzugehen.

Durch die Arbeitsgemeinschaft Vier Motoren für Europa bestehe
bereits eine gute Kooperation zwischen Baden-Württemberg und
Katalonien. Das Land Hessen habe eine gemeinsame Erklärung
mit der autonomen Gemeinschaft Madrid verabschiedet. Eine 
solche Erklärung von Baden-Württemberg mit Katalonien könnte
die Zusammenarbeit stärken; der Stellungnahme zum vor liegenden
Antrag entnehme er, dass die Landesregierung einer solchen Er-
klärung positiv gegenüberstehe. Mit der Fachkräfteallianz würde
zudem die bestehende Mobilität in Katalonien weiter unterstützt.
Weiter könnte dadurch möglicherweise verhindert werden, dass
Zuwanderer aus Spanien mit Dumpinglöhnen abgespeist würden. 

Außerdem müsse in Deutschland die Willkommenskultur ge-
stärkt werden, sodass Zuwanderer nicht vorzeitig in ihre Heimat-
länder zurückkehrten. Durch Angebote vor Ort sollten die Zu-
wanderer besser informiert werden. Teilweise seien in diesem
Rahmen bereits die Industrie- und Handelskammern aktiv. Diese
böten beispielsweise Schulungen an.

Um die bestehenden Maßnahmen zu bündeln und zu vertiefen,
trete seine Fraktion, sofern Katalonien auch ein Interesse daran
habe, für eine verstärkte Kooperation ein.

Abg. Rita Haller-Haid SPD äußerte, die Jugendarbeitslosigkeit
nehme vor allem in den südlichen Mitgliedsstaaten der Europä -
ischen Union zu. Ausgehend von Baden-Württemberg und hier bei-
spielsweise den Industrie- und Handelskammern gebe es eine Rei-
he von Initiativen, die darauf Bezug nähmen. Allerdings fehle es an
einer Bündelung der Maßnahmen. Sie schlage vor, diese Bünde-
lung vorzunehmen und die Willkommenskultur weiter zu fördern.

Sie interessiere, was im Rahmen der Fachkräfteallianz getan
werde, um eine Willkommenskultur zu schaffen, und welche
Maßnahmen ergriffen würden, um junge Zuwanderer in Deutsch-
land zu unterstützen. Außerdem interessiere sie, was getan wer-
den könne, um auch die duale Ausbildung in anderen Ländern
voranzutreiben. Beispielsweise könnte die Donauraumstrategie
hierbei aufgegriffen und bestehende Strategien auf andere Län-
der ausgedehnt werden.

Voraussichtlich würden im kommenden Haushalt der Europä -
ischen Union massive Kürzungen beim ERASMUS-Programm
vorgenommen. Sie wolle wissen, wie sich dies auf Baden-Würt-
temberg auswirke.

Abschließend fragte sie danach, wie sich die Kontakte Baden-
Württembergs zur katalanischen Regierung gestalteten.

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU brachte vor, vor Jahren habe
die Annahme bestanden, dass die erfolgreichen Maßnahmen Ba-
den-Württembergs exportiert werden könnten und dies die eu-
ropäische Gemeinschaft stärke. Allerdings werde in Katalonien
ein Brain Drain befürchtet; die Zuwanderer würden heutzutage
anders als in der Vergangenheit durch die Globalisierung jedoch
später wieder in ihre Heimatländer zurückkehren.

Eine Erklärung zwischen Baden-Württemberg und Katalonien
halte sie zur Bündelung der Maßnahmen für zu wenig.

Sie lobe die Fachkräfteallianz. Aus Gesprächen mit Partnern der
Fachkräfteallianz wisse sie, dass Deutschkenntnisse gefordert sei-
en, sodass Fachkräfte aus dem Ausland in Deutschland letztlich
ansässig würden. Sie regte an, eine Anhörung u. a. mit Vertretern
der Industrie- und Handelskammer durchzuführen, um zu erfah-
ren, welche Voraussetzungen geschaffen werden müssten, damit
Fachkräfte gewonnen werden könnten. Im Rahmen dessen könn-
ten die verschiedenen Aspekte gebündelt werden, die in die Ge-
winnung von Fachkräften mit hineinspielten. Sie schlage vor, die
Mitglieder anderer Ausschüsse zu dieser Anhörung einzuladen.

Abg. Rita Haller-Haid SPD merkte an, möglicherweise den Aus-
schuss für Finanzen und Wirtschaft zu bitten, sich mit der Mobi-
lität von Fachkräften genauer auseinanderzusetzen.

Abg. Josef Frey GRÜNE erklärte, er würde es begrüßen, wenn der
Ausschuss bei einer solchen Anhörung koordinierend tätig sei.

Momentan habe Baden-Württemberg die Präsidentschaft der Ar-
beitsgemeinschaft Vier Motoren für Europa inne. Er schlage vor,
den vorliegenden Antrag Drucksache 15/2829 zu verabschieden,
das Thema aber fortzuschreiben.

Minister Peter Friedrich führte aus, vor Kurzem erst habe es ein
Treffen der Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Vier Motoren für
Europa in Brüssel gegeben. Der Umgang miteinander sei weit -
gehend unproblematisch. Die Debatten innerhalb Spaniens wür-
den ganz anders als in Deutschland geführt; separatistische Be-
strebungen seien sehr viel größer als in Deutschland. Sollte Kata-
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lonien sich vom Rest Spaniens lösen, bedeute das nicht auto -
matisch, dass Katalonien weiterhin der Europäischen Union zu-
gehöre. Er halte es für wichtig, dies hervorzuheben.

Baden-Württemberg arbeite erfolgreich mit anderen Regionen zu-
sammen. Aber nicht nur in Baden-Württemberg bestehe ein Man-
gel an Fachkräften. Auch andere Länder wiesen einen hohen Fach-
kräftemangel und zugleich eine hohe Arbeitslosenquote aus. Des-
wegen bestehe eine Konkurrenz um Fachkräfte innerhalb Europas.

Er lehne es ab, über Anwerbeabkommen zu diskutieren; stattdes-
sen gebe es heutzutage innerhalb der Europäischen Union die
Personenfreizügigkeit. Er würde es begrüßen, wenn es diese auch
andernorts gebe bzw. diese ausgeweitet würde.

Ein Großteil der Zuwanderer in Deutschland habe qualifizierte Ab-
schlüsse. Dies werde allerdings selten in den Vordergrund der Debat-
te gerückt. Stattdessen würden die Fälle, in denen soziale Probleme
entstünden, hochgespielt. Insoweit würde er eine Anhörung oder ein
Fachgespräch zum Thema „Gewinnung von Fachkräften“ begrüßen.
Dabei könnte nicht nur die Zu- und Abwanderung innerhalb Europas
beleuchtet werden, sondern auch, was dazu beigetrage, um die Be-
rufsausbildungen in anderen Ländern auszubauen. Baden-Württem-
berg sei hier bereits sehr aktiv. Im Rahmen einer Kooperation mit
dem Elsass werde derzeit über die Finanzierung von Fachsprachkur-
sen diskutiert. Auch in den anderen Ministerien würden entsprechen-
de Maßnahmen ergriffen, die dann nicht nur auf eine Kooperation
zwischen Baden-Württemberg und Katalonien abzielten.

Die Kooperationen böten die Möglichkeit, dass das deutsche Aus-
bildungssystem im Ausland mehr Anerkennung erfahre. Oft be -
stehe auf europäischer Ebene das Problem, das Ausbildungssystem
in Deutschland mit dem in anderen Ländern zu ver gleichen.

Ein Vertreter des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft legte
dar, am 8. April dieses Jahres habe das Ministerium einen Exper-
tenworkshop zum Thema „Zuwanderung von Fachkräften aus
dem Ausland“ durchgeführt. Dadurch sollte das Thema trans -
parent angegangen und sollten Wege, um das Ziel zu erreichen,
aufgezeigt werden. Die Bündelung der Maßnahmen erweise sich
aufgrund ihrer Vielzahl als schwierig. Aus dem Workshop her-
aus solle ein Leitfaden entwickelt werden. Eine Anhörung biete
einen guten weiteren Ansatzpunkt.

Minister Peter Friedrich fügte hinzu, im Herbst dieses Jahres sol-
le die Fachkräfteallianz evaluiert werden. Er wolle gern die An-
liegen des Ausschusses aufnehmen und den an der Fachkräfteal-
lianz beteiligten Ministerien eine Tagung zum Thema „Gewin-
nung von Fachkräften“ vorschlagen.

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU merkte an, sie bitte darum, im
Rahmen einer möglichen Anhörung auch das Thema „Aus- und
Weiterbildung“, wie es u. a. mit dem Leonardo-da-Vinci-Pro-
gramm verfolgt werde, aufzunehmen.

Als Empfehlung an das Plenum beschloss der Ausschuss ohne
förmliche Abstimmung, Abschnitt I des Antrags für erledigt zu
erklären, und einstimmig, Abschnitt II des Antrags zuzustimmen.
Weiter beschloss der Ausschuss, eine Anhörung zum Thema
„Gewinnung von Fachkräften/Fachkräftemangel in Europa“
durch zuführen und die Ausschüsse, die sich ebenfalls mit diesem
Thema befassten, zu bitten, sich daran zu beteiligen.

03. 05. 2013

Berichterstatterin:

Gurr-Hirsch

27. Zu dem Antrag der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch
u. a. CDU und der Stellung nahme des Ministe -
riums für Finanzen und Wirtschaft – Druck sache
15/3096
– Leonardo da Vinci-Programm der EU in Ba-

den-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch u. a. CDU 
– Druck sache 15/3096 – für erledigt zu erklären.

25. 04. 2013

Die Berichterstatterin: Der stellv. Vorsitzende:

Lösch Rombach

B e r i c h t

Der Ausschuss für Europa und Internationales beriet den Antrag
Drucksache 15/3096 in seiner 17. Sitzung am 25. April 2013.

Da der Ausschuss öffentlich tagte, wurden die Namen der Red-
ner im nachfolgenden Bericht nicht anonymisiert.

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU führte aus, der Stellungnahme
zum Antrag Drucksache 15/3096 entnehme sie, dass die Zahl
derjenigen, die am Leonardo-da-Vinci-Programm der Europä -
ischen Union teilnähmen, sowohl in Deutschland als auch in Ba-
den-Württemberg gestiegen sei. Dies spreche dafür, dass ein
großer Teil der Bevölkerung hinter dem Programm zum lebens-
langen Lernen stehe. Während aus Baden-Württemberg jedoch
jährlich bis zu 1 400 Teilnehmer sich am Programm beteiligten,
betrage die Zahl der Auszubildenden aus den EU-Mitgliedsstaa-
ten, die nach Baden-Württemberg gekommen seien, etwa 500.
Zwischenzeitlich sei die Zahl sogar noch geringer gewesen. Sie
wollte wissen, warum es gerade vor dem Hintergrund der hohen
Jugendarbeitslosenquote in den Mitgliedsstaaten der Europä -
ischen Union nicht gelinge, mehr Teilnehmer dafür zu gewinnen,
Baden-Württemberg im Rahmen des Leonardo-da-Vinci-Pro-
gramms zu besuchen. Dies müsse auch in Anbetracht des 
drohenden Fachkräftemangels thematisiert werden. Auch inte -
ressiere sie, wie die Ziele des Leonardo-da-Vinci-Programms im
geplanten Folgeprogramm „Erasmus für alle“ aufgegriffen wür-
den.

Abg. Brigitte Lösch GRÜNE erklärte, bereits in der Beratung des
Antrags Drucksache 15/2829 habe sich der Ausschuss mit der
Mobilität von Fachkräften beschäftigt. Das Leonardo-da-Vinci-
Programm stelle einen wichtigen Baustein in diesem Zusammen-
hang dar. Sie interessiere sich, weshalb die Anzahl der Teilneh-
mer am Leonardo-da-Vinci-Programm sowohl aus Baden-Würt-
temberg als auch nach Baden-Württemberg kommend 2011 stark
angestiegen sei. Sie bat darum, aufzuschlüsseln, wie hoch der
Anteil der männlichen und weiblichen Teilnehmer am Leonardo-
da-Vinci-Programm sei.

Sie erklärte, sie wolle wissen, wie die Zahl der Auszubildenden
aus den EU-Mitgliedsstaaten, die im Zuge des Leonardo-da-Vin-
ci-Programms Baden-Württemberg aufsuchten, gesteigert wer-
den könne. Möglicherweise sei die Antragstellung problema-
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tisch. Beim angedachten Folgeprogramm „Erasmus für alle“
sollten die berufliche Bildung und die Hochschulbildung nicht
vernachlässigt werden.

Ihr sei wichtig, dass die duale Ausbildung auch in anderen Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union publik gemacht werde.

Abg. Helen Heberer SPD legte dar, im Rahmen des Leonardo-
da-Vinci-Programms werde die duale Ausbildung attraktiver, sie
sei zukunftsorientiert und werde der Globalisierung gerecht. Die
Teilnehmer am Programm erweiterten dadurch beispielsweise 
ihre Sprachkompetenzen. Auch sie halte die Zahl derjenigen, die
im Zuge des Leonardo-da-Vinci-Programms Baden-Württem-
berg aufsuchten, für verbesserungswürdig.

Pro Auszubildenden, der sich am Leonardo-da-Vinci-Programm
beteilige, würden 100 € aufgewandt. Sie rege an, für das Leonar-
do-da-Vinci-Programm künftig mehr Mittel bereitzustellen.
Mög licherweise stelle es für Auszubildende in anderen EU-Mit-
gliedsstaaten ein finanzielles Problem dar, im Rahmen des Leo-
nardo-da-Vinci-Programms nach Baden-Württemberg zu kom-
men.

Ein Vertreter des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren brachte vor, 2008 sei die Service-
stelle „Go.for.europe“ gegründet worden. Diese Servicestelle
biete u. a. im Rahmen des Leonardo-da-Vinci-Programms geför-
derte Entsendungen von Auszubildenden an. Aufgrund der dar-
auffolgenden Wirtschaftskrise sei die Idee, Auszubildende in an-
dere Länder zu entsenden, in den Betrieben nicht sehr gut ange-
kommen. Durch den wirtschaftlichen Aufschwung werde nun
„Go.for.europe“ verstärkt angenommen. Die Zahl derjenigen
Auszubildenden, die im Rahmen des Leonardo-da-Vinci-Pro-
gramms 2012 Baden-Württemberg aufgesucht habe, liege noch
nicht vor. 

Die Stellung von Anträgen, um am Leonardo-da-Vinci-Pro-
gramm teilzunehmen, erweise sich als schwierig. Da die Eu-
ropäische Union die entsprechenden Vorgaben mache, habe Ba-
den-Württemberg wenig Spielraum, dies zu ändern. Die Service-
stelle „Go.for.europe“ unterstütze jedoch diejenigen, die an dem
Programm teilnehmen wollten, auch bei der Antragstellung.
Nachdem der erste Antrag gestellt worden sei, bedürfe es bei der
nächsten Antragstellung weniger Unterstützung.

Er sagte zu, aufzuschlüsseln, wie viele der Teilnehmer am Leo-
nardo-da-Vinci-Programm weiblich und männlich seien.

Auf Nachfrage des Abg. Leopold Grimm FDP/DVP sagte er
außerdem zu, zu prüfen, ob aufgeschlüsselt werden könne, in
welchen Branchen die Teilnehmer am Leonardo-da-Vinci-Pro-
gramm tätig seien und auch hier gegebenenfalls die Zahlen nach-
zureichen.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Ple-
num zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

07. 05. 2013

Berichterstatterin:

Lösch



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


